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Einmal im Jahr trifft sich die Weltgemeinschaft und 
schreibt – mal erfolgreicher, mal weniger erfolgreich – 
an einem weiteren Kapitel in der Geschichte der Klima-
politik. Akteure unterschiedlicher Länder, mit verschie-
denen Interessen und Weltanschauungen kommen 
bei den „Conferences of the Parties“ (COP) zusammen 
und beraten über Fragen des Status-quo der Klimage-
genwart, Zukunftsszenarien und 
Handlungsmöglichkeiten. Hier-
bei sind die adäquate Beschrei-
bung des Ist-Zustandes, der 
prominent in den sehr umfang-
reichen IPCC Reports festgehal-
ten wird, sowie die Bestimmung 
eines Soll-Zustandes – also die 
Frage, wie sich das Klima entwi-
ckeln sollte und welche Maßnah-
men hierfür einzuleiten sind – 
von fundamentaler Bedeutung. 
 Bei der Weltklimakonfe-
renz „COP21“, die 2015 in Paris stattfand, wurde ein 
wichtiger Meilenstein formuliert, indem sich alle betei-
ligten Länder auf den Soll-Zustand eines Temperatur-
anstiegs von max. 2°C (oder besser 1,5°C) verstän-
digten. Um dieses „2 Grad-Ziel“ zu erreichen, müssen 
die Staaten ihre Treibhausgasemissionen jedoch er-
heblich reduzieren. Doch welche Reduktion exakt ist 
erforderlich und welche Maßnahmen sind hierfür not-
wendig? Wie kann die Reduktion von Treibhausgasen 
weltweit einheitlich überprüft werden? Diese Fragen 

schaft) sowie bei Denis Schnur (Rhein-Neckar-Zeitung) 
für Ihre bereichernden Inputs und Diskussionsbeiträ-
ge. Unser Dank geht ferner an das Heidelberg Centre 
for the Environment für die finanzielle Unterstützung 
der Exkursion, an Sabrina Ebenhoch für die Mitorga-
nisation der Reise nach Katowice und schließlich an 
Miriam Olszok für die Gestaltung des vorliegenden 
Readers. 
 Dieser Reader stellt das Ergebnis der gemein-
schaftlichen Auseinandersetzung im Seminar, der Re-
cherchen sowie Gespräche in Katowice und des offe-
nen Dialogs zwischen verschiedenen Disziplinen dar 
und liegt nun im wahrsten Sinne des Wortes „in ihrer 
Hand“. In acht Aufsätzen erläutern die Studierenden 
eigenständig und gewissenhaft auf Themenschwer-
punkte bezogene Hintergründe, arbeiten Kritikpunk-
te und Denkansätze auf und skizzieren mögliche Lö-
sungswege. Wir wünschen viel Spaß beim Lesen und 
hoffen, dass die Leser die Überlegungen der Studie-
renden anregend finden werden! 

Heidelberg, im März 2019

Prof. Dr. Anja Senz 
Institut für Sinologie

Dr. Sanam Vardag 
Heidelberg Center for the Environment

len Erwartungen und einer konkreten Forschungsfrage 
im Gepäck anreiste, vor Ort recherchierte und Gesprä-
che mit Vertretern verschiedener teilnehmender Orga-
nisationen führen konnte. Ziel war es, Vorschläge zur 
Reduzierung von CO2-Emmissionen zu erarbeiten und 
die Umsetzbarkeit zu überprüfen. 
 In der Auseinandersetzung mit dem Verhand-
lungsgeschehen selbst wurde allen Teilnehmern und 
Teilnehmerinnen schnell klar, dass statt genialer Ein-
fälle, ein zähes Ringen – manchmal sogar um einzel-
ne Begriffe – in den Verhandlungen überwiegt und 
große Durchbrüche eher eine Seltenheit sind. Die Ab-
hängigkeit der Formulierung von Klimazielen von der 
innen- und außenpolitischen Lage, der Situation von 
Wirtschaft und Industrie sowie den Gewohnheiten der 
Gesellschaft führt dazu, dass es auf die drängenden 
Fragen nicht eine Antwort gibt, sondern allenfalls viele 
oder noch schlimmer (noch) keine! Was frustrierend 
sein kann, ist gleichermaßen spannend und heraus-
fordernd. Lösungsansätze müssen unter Berücksich-
tigung vieler miteinander vernetzter Aspekte entwor-
fen werden. Das erfordert das Verlassen disziplinärer 
Komfortzonen und die Auseinandersetzung mit ande-
ren Disziplinen und Denkgewohnheiten. Genau dies 
machten die Studierenden des Seminars! 
 Das Seminar profitierte ferner von der Bereit-
schaft zahlreicher Experten ihr Wissen zu teilen und 
mit uns zu diskutieren. Wir bedanken uns daher herz-
lich bei Nicole Schmidt, Ronja Ritthaler-Andrée und 
Martina Větrovcová (alle Institut für Politische Wissen-

stehen seit der COP21 im Zentrum der Klimaverhand-
lungen –so auch auf der COP24 in Polen. 
 Im Jahr 2018 traf sich die Weltklimagemein-
schaft in Katowice, einer Stadt, die von ihrer Kohle- 
und Bergbauindustrie lebt und stark durch sie gekenn-
zeichnet ist. Welche Antworten fanden die Delegierten 
der COP24 auf die drängenden Klimafragen? Welche 

Ideen wurden zur weiteren Be-
kämpfung des Klimawandels 
formuliert? Welche Impulse 
konnte der Gastgeber Polen 
geben? 
Zehn studentische Delegierte 
aus den unterschiedlichsten 
Fachbereichen der Universität 
Heidelberg hatten die Chance 
diesen Prozess hautnah vor 
Ort mitzuerleben. Wie kommen 
die Heidelberger Studierenden 
dazu dabei zu sein? Das Hei-

delberg Center for the Environment organisierte be-
reits zum zweiten Mal in Folge in Kooperation mit dem 
Institut für Sinologie ein interdisziplinäres Seminar zur 
Weltklimakonferenz. 
 In Vorträgen von und Diskussionen mit den 
beiden Dozentinnen sowie hinzugeladenen Experten 
bereiteten sich die Studierenden auf die COP24 inhalt-
lich und methodisch vor. Das Highlight des Seminars 
war die Exkursion zur COP24 in Katowice im Dezember 
2018, zu dem die studentische Gruppe mit individuel-

Vorwort

Gemeinsam
jetzt

handeln!

DIE STUDENTISCHE DELEGATION v.l.n.r. Mathis Wilk, Félix Girault, Benedikt 
Hemmer, Ralf Neininger, Johannes Kammerer, Carolina Nelson, Christoph 
Rieß, Alaina Maragos, Teresa Weise, Xenia Rak
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DIE UNIVERSITÄRE DELEGATION v.l.n.r. Martina Větrovcová, 
Ronja Ritthaler-Andrée, Maximilian Jungmann, Nicole 

Schmidt, Zahra Amirzada (Eigene Aufnahmen)
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„Ohne 
Kattowitz 
gibt es 
kein Paris.“

Martina und Nicole, Ihr wart Teil der Heidelberger 
Delegation bei der COP24. Welche Eindrücke habt 
ihr auf der Klimakonferenz in Kattowitz sammeln 
können?

NICOLE: Es ist natürlich irgendwie paradox, dass Polen 
innerhalb von 10 Jahren schon zum dritten Mal die Kli-
maverhandlungen ausrichtete. Dabei kommt es häufig 
darauf an, wer die Konferenzen ausrichten will und wo 
es die Kapazitäten für solche riesen Veranstaltungen 
gibt. Kattowitz war besonders komplex, weil man im 
Winter dort hingefahren ist und überall war dieser Koh-
lerauch. Man spürt ihn, man riecht ihn, man sieht ihn. 
Das ist schon ein abstruses Bild. Ich denke, in dem 
Kontext kann man nicht nur Polen hinterfragen, son-
dern die ganze Veranstaltung selbst. Die UNFCCC stel-
len sich durchaus immer wieder kritische Fragen: „Was 
machen wir eigentlich? Sollte man das auf eine gewis-
se Weise entzerren und effizienter gestalten?“
Was ich auch spannend fand: Ich meine, der COP-Prä-
sident ist niemand, der besonders große Macht inner-
halb der polnischen Regierung hat. Er ist ein Staats-
sekretär, der natürlich eine wichtige Rolle hat und es 
nach meinem Empfinden auch sehr gut gemacht hat. 
Es war eine lange COP, mit sehr komplexen Verhand-
lungen – wie jedes Jahr. Aber insbesondere vor dem 
Hintergrund, dass man eigentlich Ende der zweiten 
Woche dachte, es gibt vielleicht gar kein Ende, und es 
dann doch nochmal geschafft hat Samstagabend zu 
einer Entscheidung zu bringen. Das war glaube ich ein 
großer Verdienst des COP-Präsidenten aus Polen. 
Aber natürlich auch irgendwo Low Politics. Also da 
ist kein großes politisches Engagement auf höherer 
Staats- und Regierungsebene von den mittel- und ost-
europäischen Ländern und insbesondere von Polen. 
Das ist glaube ich etwas, was sich aktuell auch nicht in 
eine andere Richtung bewegt, was dazu führt, dass die-
se Verhandlungen trotz aller Aufmerksamkeit irgend-
wo in sich geschlossen sind. Gerade zu den wichtigs-
ten Entscheidungsträgern und zivilgesellschaftlichen 
Akteuren schwappt wenig über, trotz dessen, dass sie 

auch präsent sind. Ich würde sagen, dass da eigentlich 
noch ein viel stärker Austausch nötig wäre. Wenn man 
nämlich so den Otto Normalverbraucher auf der Stra-
ße nach den Klimaverhandlungen in Katowice fragt – 
und das macht man irgendwie zwei Monate bevor es 
irgendwelche Nachrichten gibt, die darüber berichten 
– weiß kein Mensch, was da eigentlich abgeht und wie 
das funktioniert.

MARTINA: Ich glaube, da war Paris die einzige Aus-
nahme. Wenn man mit Leuten spricht und sagt: „Erin-
nerst du dich an dieses Abkommen von Paris?“, dann 
kommt häufig: „Ja, davon habe ich Mal gehört“. Im 
Vergleich: Das einzige, was über Katowice in den meis-
ten Medien kam, war, dass die Konferenz durch Ener-
gie- und Kohlekonzerne gesponsort wurde, und das ist 
dann das, was bei den Leuten ankommt. Ich glaube, 
eine bessere PR-Kampagne wäre wirklich notwendig, 
damit man das Thema näher an die Leute bringt. 
Und wie Nicole sagte: Die COP-Präsidentschaft ist na-
türlich erstens eine offizielle Rolle und der COP-Präsi-
dent hat vielleicht nicht so viel Macht. Auf der anderen 
Seite ist die Präsidentschaft für die Agendasetzung 
sehr wichtig. Das hat man sehr gut bei der COP23 in 
Bonn gesehen, die von Fidschi offiziell organisiert wur-
de. Das Thema der Small Island Developing States und 
der ganzen Bedrohungen, die damit einhergehen, war 
damals ganz klar auf der Agenda und das hat man bei 
allen Panels und Veranstaltungen gemerkt. Die Situa-
tion der kleinen Inselstaaten hat sehr viel Medienauf-
merksamkeit gebracht. Wenn man die Bilder sieht, wie 
Inselstaaten sinken, ist das natürlich etwas Greifbares 
für die Menschen. Deshalb gab es, finde ich, wirklich 
so ein Momentum vor zwei Jahren. 
Letztes Jahr hatte ich das Gefühl, dass obwohl Michał 
Kurtyka als COP-Präsident eine sehr gute Arbeit ge-
macht hat und vielen Positionen der eigenen Regie-
rung widersprochen hat, fehlte da trotzdem die Unter-
stützung auf der nationalen Ebene. Ich finde, man hat 
gespürt, dass der Wille etwas zu ändern bei der COP24 
nicht so stark war.

Auf der 24. UN-Klimakonferenz in Polen wurde die Umsetzung des 
Regelwerks zur Implementierung des Pariser Weltkilmaabkom-

mens verhandelt. Doch die Ergebnisse sorgten für Enttäuschung. 
Ein Gespräch mit den Heidelberger Delegierten Martina Větrovcová 

und Nicole Schmidt über Agenda Setting, Interdisziplinarität und 
die Komplexität der Verhandlungen.

Text und Foto: Miriam Olszok
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Inwieweit unterscheiden sich die verschiedenen 
Weltklimakonferenzen voneinander?

NICOLE: Es gibt einfach eine bestimmte Dynamik in-
nerhalb dieser Konferenzen. Es gibt einige, die sehr 
technisch sind, und andere, wo man sich erhofft, dass 
die Staatengemeinschaft zusammenkommt und mit ei-
nem gemeinsamen Willen irgendetwas verabschiedet. 
Ich finde das ist – trotz aller Kritik an diesen Veranstal-
tungen – auch immer noch das wichtigste Argument 
für die Klimakonferenzen, weil es einfach ein sehr in-
klusiver Prozess ist. Der Klimawandel kann leider nicht 
anders als multilateral gelöst werden, weil er eben alle 
in unterschiedlicher Weise betrifft. Deswegen glaube 
ich haben die Weltklimakonferenzen auch eine sehr 
wichtige Position gerade für die Entwicklungsländer, 
die ohne diese Konferenzen ihren Status oder ihren 
Standpunkt vielleicht nicht so adäquat wiedergeben 
könnten.

MARTINA: Das stimmt, auf jeden Fall. Der Klimawan-
del geht weiter und man muss einfach handeln. Von 
daher finde ich, dass jedes Jahr wichtig ist und dass 
man neue Themen auf die Agenda setzen muss. Und 
das war auch der Fall in den vergangenen Jahren. Es 
sind beispielweise Themen wie Gender Equality, Indi-
genous Communities, Youth und Education hinzuge-
kommen, wo man vielleicht nicht direkt einen Zusam-
menhang mit dem Klimawandel sieht. Früher hat man 
sich aus der wissenschaftlichen Perspektive einfach 
nur mit dem Klimawandel an sich beschäftigt. Jetzt 
zieht man auch die Verbindung zu anderen Themen 
der nachhaltigen Entwicklung und das finde ich extrem 
wichtig. Auf der anderen Seite denke ich, dass dieser 
Willen und Enthusiasmus wirklich jedes Jahr noch stär-
ker sein müsste; unabhängig von der Präsidentschaft 
und der Konferenz. Die COP24 war eine technische 
Konferenz, bei der es um die Annahme des Regel-
werks für Paris ging und das sagt natürlich vielen Leu-
te erstmal gar nichts. Auf der anderen Seite war das 
Motto auch: „Ohne Kattowitz gibt es kein Paris“. Paris 
war wirklich ein riesen Erfolg. Aber dieses Regelwerk 
braucht man, um das Pariser Klimaabkommen über-
haupt implementieren zu können. Ohne das bleibt es 
nur bei Zusagen und gut gemeinten Versprechungen.

NICOLE: Absolut. Was ich seit der COP22 in Marra-
kesch jedes Jahr verfolgt habe war das sogenannte 
„APA Agenda Item 4“. Innerhalb der Verhandlungen 
gibt es unterschiedliche Agenda Items, die verhandelt 
werden. Es gibt beispielsweise die Ad-hoc Working 
Group on the Paris Agreement. Ich finde es extrem 

spannend, da einen Einblick gewonnen zu haben, weil 
man schnell sehr deutlich versteht, wie komplex, lang-
sam und zäh diese Verhandlungen sind. Ich glaube, 
das gibt einem auch ein gutes Verständnis dafür, wa-
rum diese Prozesse so lange dauern, weil es einfach 
ein Staatenverbund von 190+ Ländern ist, die sich auf 
ein Regelwerk verständigen müssen, das sie alle ge-
meinsam in gleicher Art und Weise durchsetzen wer-
den wollen in den nächsten Jahren. Auf der einen Seite 
haben sie natürlich diese Absichtserklärung mit Paris 
gegeben, aber jetzt bei dem Regelwerk in den letzten 
drei COPs hat man sehr stark gesehen, wie unfassbar 
schwierig es ist und wie viel stärker eigentlich auch die 
Gräben zwischen Entwicklungsländern und entwickel-
ten Ländern sind.

MARTINA: Natürlich haben die Mitgliedsstaaten an 
dem Regelwerk sehr lange vor der COP gearbeitet. Es 
ist nicht so, dass sie zu der Konferenz kommen und 
erst dort anfangen, an einer Resolution zu schreiben. 
Und trotzdem: vor der Konferenz gab es noch über 
2.200 offene Punkte, die besprochen und vereinbart 
werden mussten. Deshalb gab es dann auch unter-
schiedliche Arbeitsgruppen – eine zu der Adaptation, 
eine zur Finanzierung, etc. – und die haben dann an 
den jeweiligen Kapiteln des Regelwerks gearbeitet. 
Dazu vielleicht eine kleine Anekdote: Ich saß in den 
Verhandlungen drin und einer der kleinen Inselstaa-
ten hatte einen Vorschlag gemacht und die USA haben 
darauf geantwortet: „It‘s a red line for us. Das machen 
wir nicht.“ – einfach so, ohne jegliche Argumente zu 
nennen. Was kann man da machen? Dann kommen 
wirklich die nationalen Interessen vor, obwohl die Erde 
uns allen gehört.

Was waren eurer Meinung nach besonders akute 
Themen auf der COP24?

NICOLE: Ich habe letztes Jahr in Katowice sehr viel 
mit der Delegation der Seychellen gesprochen und 
der Knackpunkt ist einfach Loss and Damage, die Fra-
ge der Ausgleichszahlung und der Art und Weise, wie 
das zwischen den Industrienationen geregelt wird. Ich 
glaube, das sind nochmal die wirklich sehr großen Fra-
gen, wo ich auch überhaupt nicht sehe, inwiefern sich 
da in irgendeiner Form ein Kompromiss zwischen den 
Vertragsparteien abzeichnet.

MARTINA: Genau. Stichpunkt Klimafinanzierung. 
Und auch die Annahme des IPCC-Klimareports. Dabei 
darf man die üblichen Verdächtigen, wie Saudi-Ara-
bien, die USA, Russland und Kuwait, nicht vergessen. 

Letztes Jahr wurde vom IPCC der „Special Report on 
Global Warming of 1.5°C“ veröffentlicht und in dem 
Regelwerk von Katowice ging es darum, dass der Be-
richt angenommen beziehungsweise zur Kenntnis 
genommen wird. Was aber viele Staaten wollten, war 
die Begrüßung des Reports. Also da ging es vor allem 
um Worte, aber wie man das so von internationalen 
Verhandlungen und aus Resolutionen kennt; Wörter 
sind extrem wichtig. Es macht einen sehr großen Un-
terschied, ob man „welcoming“ oder „taking into ac-
count“ sagt. Viele Staaten wollten sich darauf einigen, 
dass dieser Report willkommen geheißen wird. Die 
USA, Kuwait, Saudi-Arabien und Russland haben sich 
allerdings geweigert. Diese vier Staaten wollten den 
Bericht zunächst gar nicht anerkennen. Am Ende gab 
es eine Kenntnisnahme des Berichts. Aber da sieht 
man schon das Problem: Der Bericht ist eine wissen-
schaftliche Grundlage, die von allen Staaten, die an 
der COP teilnehmen, in Paris 2015 angefordert wurde. 
Und dann, wenn die wissenschaftlichen Erkenntnisse 
veröffentlicht werden, weigern sich die Staaten, diese 
anzuerkennen.

Wie seht ihr in dem Kontext die Notwendigkeit der 
Einbindung vom HCE und von anderen Umweltfor-
schungszentren?

NICOLE: Das zeigt natürlich auch, inwieweit man sich 
nicht mit wissenschaftlichen Ergebnissen beschäfti-
gen will. Das ist denke ich auch ein zentrales Argument, 
weshalb es so wichtig ist, andere Forschungszentren 
außerhalb des UNFCCC-Prozesses wirklich stärker ein-
zubinden. Durch die Möglichkeit bei solchen Konferen-
zen Vorträge anzubieten, sich dort an die bestimmten 
Verhandlungsparteien innerhalb des Verbands der 
Universitäten zu schließen, bindet auch nochmal die 
stärkere Vernetzung der Universität Heidelberg und 
des HCE zu anderen Forschungszentren ein. Ich glau-
be, das ist etwas, was durchaus genutzt wird und noch 
stärker genutzt werden könnte, damit auch die zentra-
len Ergebnisse – Stichpunkt Transdisziplinarität – der 
Universität Heidelberg, der Forscher dann auch zu den 
Policy Makern getragen werden kann.

MARTINA: Ich habe beim HCE in der Vergangenheit 
gearbeitet und was mir persönlich sehr gut gefallen 
hat war, dass die unterschiedlichen Institute der Uni-
versität Heidelberg eng zusammenarbeiten, wovon die 
einzelnen Projekte wirklich stark profitieren. Der Klima-
wandel betrifft alle Bereiche des Lebens und deshalb 
müssen sich auch Politikwissenschaftler, Juristen, 
Psychologen und andere Expert*innen damit beschäf-

tigen. Die Themen müssen in den großen Zusammen-
hängen, in ihren ganzen Interdependenzen gesehen 
werden. Ich finde, der interdisziplinäre Ansatz, den 
beispielsweise auch das HCE verfolgt, ist der richtige 
Weg. Nur durch den Austausch zwischen Disziplinen 
und durch die unterschiedlichen Expertisen kann man 
zu wirklich sehr guten Ergebnissen kommen und die 
Forschung sowie praktische Umsetzung vorantreiben.

Welche Rolle hat die Jugend bei der Klimakonferenz 
in Kattowitz eingenommen?

NICOLE: Ich habe das Gefühl, dass insbesondere die 
jungen Menschen sehr stark in den Fokus gerückt 
sind. Das sieht man auch an Greta Thunberg, die zu 
einem kleinen Star aufsteigt. Natürlich hat das, glau-
be ich, einfach viel mit der Person zu tun; sie ist noch 
sehr jung, hat eine sehr deutliche Ausdrucksfähigkeit, 
ist teilweise sehr negativ eingestellt, auch gegenüber 
der UNFCCC. Ich finde das toll, dass es weitere Pro-
zesse, wie zum Beispiel die Freitags Demonstrationen 
in Gang bringt. Was mein Empfinden grundsätzlich ist 
und was die UNFCCC natürlich auch weiß, ist, dass 
möglicherweise ihre Generation nicht mehr so stark in 
der Lage sein wird, Erfolge zu erzielen. Natürlich will 
sie diese Aufgabe in einer gewissen Weise nicht nur an 
die junge Generation abgeben, sondern die auch viel 
stärker einbeziehen, um da vielleicht auch schnellere 
Lösungsansätze zu finden.

MARTINA: Von jungen Leuten hört man auch oft: „Die 
Generation unserer Eltern hat das nicht geschafft. 
Jetzt müssen wir etwas tun und wir werden die jetzige 
Lage auch ändern. Wir müssen auf dieser Welt leben, 
über die ihr gerade entscheidet. Wir wollen die Zukunft 
mitgestalten.“ Diesen Enthusiasmus hat man wirklich 
gesehen. Ein Tag der COP24 wurde dem Nexus „Klima-
wandel und Bildung“ gewidmet und ich finde, dieses 
Thema rückt immer stärker auf die Agenda.

Martina Větrovcová (links im Foto) und Nicole Schmidt 
promovieren in Politikwissenschaft an der Universität 
Heidelberg. Martinas Themenschwerpunkt ist Mittel-
osteuropa und das Verständnis von Solidarität auf der 
europäischen Ebene. Sie beschäftigt sich unter ande-
rem mit der europäischen Migrations- und Flüchtlings-
krise, der Erweiterung der EU und ihrer Klimaenergie-
politik. Nicole forscht im Bereich der vergleichenden 
Klimapolitik. Ihr Fokus liegt auf der Politikintegration 
von klimapolitischen Zielen in angrenzenden Politik-

feldern wie z.B. der Landwirtschaft. Seit 2015 begleitet 
und organisiert sie die Delegationen der Universität 

Heidelberg zu den Weltklimakonferenzen.
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Xenia und Teresa, was war eure Motivation sich für 
das Seminar zur Weltklimakonferenz anzumelden?

TERESA: Im November nahm ich für zwei Tage bei so 
einer Art Konferenz-Simulation zur COP24 teil. Das 
fand ich spannend. Ich hatte zuvor gesehen, dass die 
eine Professorin, Anja Senz, Sinologin ist, weshalb 
das auch bei uns in der Sinologie bei den Kursen zu 
übergreifenden Kompetenzen angeboten wurde. Das 
hat sich ziemlich interessant angehört und deswegen 
habe ich mich dann beworben.

XENIA: Ich habe im Laufe des Studiums auch Semina-
re zum Thema Umwelt besucht. Ich hatte ein Seminar 
zu Environmentalism, also Umwelttheorien, besucht 
und habe meine Bachelorarbeit über Klimapolitik in 
Indien geschrieben. Das war so der theoretische Hin-
tergrund und praktisch waren Freunde von mir im Jahr 
davor in Bonn dabei, als ich leider im Ausland war. Ich 
habe mir gedacht, dass mich interessieren würde, wie 
die Politik bei den Klimakonferenzen gemacht wird 
(lacht).

Wie notwendig findet ihr interdisziplinäre Seminare?

XENIA: Also ich finde es schon notwendig. Ich finde das 
ist ein sehr interessanter Austausch, den man erfährt, 
vor allem, weil man in vielen Fächern wenig von ande-

ren Fächern mitbekommt, man kann sich auch gut er-
gänzen. Also thematisch war das auf der COP so, dass 
wir uns gegenseitig Hinweise zu InterviewpartnerInnen 
oder zu Veranstaltungen geben konnten, weil wir das 
grobe Thema wussten. Man lernt natürlich auch von 
anderen und ich finde das vor allem heutzutage, weil 
es eben nicht mehr möglich ist drei oder vier Fächer 
zu studieren, schön, wenn man Einblicke haben kann 
was wo anders passiert und man sich auch ergänzen 
kann, soweit es möglich ist.

TERESA:  Also es gibt, denke ich, in den meisten Stu-
dienfächern so übergreifenden Kompetenzen. Bei der 
Sinologie ist es so, dass man beispielsweise einen 
kantonesisch oder japanisch Kurs für Sinologen besu-
chen und angerechnet bekommen würde. Aber es ist 
doch noch sehr nah am Fach und ich fände es cool, 
wenn man im Rahmen der übergreifenden Kompeten-
zen auch fächerübergreifende Sachen macht, damit 
es da einfach mehr Auswahl gibt.

Wie viele Studierende sind mit zur COP24 gereist?

TERESA: Insgesamt waren wir 10 aber nur fünf durf-
ten in das Gebäude rein. Anscheinend war es bei der 
COP23 in Bonn so, dass es einen inneren Teil gab, wo 
richtig verhandelt wurde. Aber es gab dann noch die 
Länderpavillons und viele Veranstaltungen außen her-

Das Größte für den 
Klimaschutz?

Die jährliche „Confrence of the Parties“ ist bekanntlich der wichtigste Gipfel für 
den internationalen Klimaschutz. Im Rahmen des zweiten interdisziplinären Se-
minars zur Weltklimakonferenz reisten erneut studentische Delegierte der Uni-
versität Heidelberg zur COP. Ein Forschungsauftrag, drei Tage und viele Erwar-

tungen. Im Gespräch erzählen Teresa Weise und Xenia Rak von ihren Eindrücken 
und Erfahrungen aus Kattowitz.

Text und Foto: Miriam Olszok

um, die für alle frei zugänglich waren. Deswegen dach-
ten die Lehrenden, dass es in Kattowitz auch so sein 
wird – aber das war es nicht. In Kattowitz waren die 
Länderpavillons und das meiste wirklich innerhalb des 
Geländes wo man nur mit einer Karte reinkam.

XENIA: Im Laufe des Semesters hat sich erst heraus-
gestellt, dass nur fünf Plätze frei sind. Wir wurden 
dann thematischen Teams zugeordnet und haben 
dann unter uns ausgelost oder entschieden, welche 
Person auf das Gelände gehen darf.

Zu welcher klimapolitischen Maßnahme habt ihr ge-
forscht?

XENIA: Geforscht habe ich im Endeffekt zum Fahrrad-
fahren als klimapolitische Maßnahme, dafür war die 
COP aber nicht so ergiebig. Im Endeffekt war es auch 
so, dass es einen „Transportation Day“ gab, der rund 
um das Thema Transportmittel, Verkehr und Fahrräder 
war – nur war die Veranstaltung über Fahrräder als wir 
schon abgereist sind. Und meine potenziellen Inter-
viewpartner aus Indien waren nicht anwesend. Ich 
habe mir dann aber trotzdem viel zum Thema Trans-
port angeschaut aber auch anderen Events, die mich 
persönlich sehr interessiert haben und die teilweise 
sehr gut, teilweise sehr ernüchtern waren (lacht). 

Kannst du das erläutern?

XENIA: Sehr gut war eine Veranstaltung, in der es da-
rum ging, wie man den Klimawandel an die Bevölke-
rung kommuniziert. Das war ein Plenum, das extrem 
gut aufeinander abgestimmt war. Das fand ich be-
eindruckend, das gab es so in der Form sonst nicht. 
Gleiche PowerPoint, gleiche Redezeit, gleicher Aufbau 
– aber sehr bunt durchmischt. Journalisten, Physiker, 
Philosophen. Es ging darum, wie der Klimawandel der 
Bevölkerung nähergebracht wird. Beispielsweise wird 
in Australien am Ende der Wetternachrichten nochmal 
gezeigt: „So hat sich das Klima in der letzten Zeit ent-
wickelt. Ist es jetzt besonders heiß? Wie war es frü-
her so?“ Einer hat Gedichte vorgeschlagen, also der 
hat dann Gedichte zum Thema Klimawandel gemacht. 
Das ist hängen geblieben. Die Vortragenden haben 
verschiedene Vorschläge gemacht und am Ende eine 
Gruppendiskussion angeregt, sind von dem Podium 
runter und in die Kleingruppen und haben mit uns dis-
kutiert, wie man den Klimawandel verbalisieren könn-
te. Dann gab es auch sehr anschauliche Plenen von 
den Jugendorganisationen, die gezeigt haben, wie sie 
teilweise mit kreativen Aktionen gegen den Klimawan-
del vorgehen. Das war auch spannend. 
Weniger gut waren Plenen, bei denen es nicht so auf-
einander abgestimmt war oder in denen nicht das drin 
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war, was im Pretext angekündigt wurde. Oder andere 
Plenen, bei dem die Leute ihren kleinen Vortrag ge-
halten haben und nicht so krass kooperiert haben, we-
der auf der Bühne noch konnte das Publikum so einen 
großen Zusammenhang sehen. Das war ein bisschen 
schade.

Zu welcher klimapolitischen Maßnahme hast du ge-
forscht, Teresa?

TERESA: Bei mir was es die Fassadenbegrünung. Bei 
der COP selbst gab es in den zweieinhalb Tagen, in 
denen wir da waren, nichts dazu. Aber es gab einen 
Tag wo außerhalb alles zu „Gebäude und Bauen“ orga-
nisiert wurde und da war ich. Das war leider der letzte 
Tag, wo wir nur noch bis Mittag Zeit hatten. Da ging 
es nicht direkt um Fassadenbegrünung aber es ging 
schon in die Richtung und ich habe dann auch noch 
mit jemanden sprechen können, der sich so ein biss-
chen auskannte. 
Insgesamt war diese COP jetzt nicht so ergiebig von 
den Informationen her, aber ich fand es dennoch 
gut, dass wir einen Forschungsauftrag hatten. So 
hatte man dann aktiver Vortragende nach ihrem Vor-
trag angesprochen oder grundsätzlich mit Leuten ge-
sprochen: „Der hat eine Frage gestellt, die irgendwie 
in meine Richtung geht, vielleicht weiß er noch mehr 
dazu“. Das hätte ich ohne diesen Auftrag wahrschein-
lich nicht gemacht.

Wie verständlich fandet ihr die Verhandlungen in 
Vergleich zu den Side Events?

XENIA: Ich war nur kurz in einer Verhandlung drin. Als 
ich reinkam, ging es um irgendeinen Appendix und 
dort um einen Paragraphen und ob was, glaube ich, in 
Klammern stehen sollte. Und dann gab es so ein hin 
und her zwischen den Akteuren: „Ja, das soll drinnen 
stehen, nicht drinnen stehen...“ Ich glaube Argentinien 
war an dieser Diskussion beteiligt und war voll dafür, 
die USA haben das allerdings nicht so richtig erachtet. 
Aber ich kann leider nicht mehr sagen (lacht).

TERESA: Ich war nur bei den Side Events oder den 
Länderpavillons, also gar nicht in einer offiziellen Ver-
handlung. Diejenigen von uns, die drinnen waren, 
haben erzählt, dass es meistens irgendwas mit „Wie 
schreibt man das jetzt direkt hin?“ oder so war. Und 
die, sage ich jetzt mal, wichtigen Verhandlungen waren 
dann geschlossen.

XENIA: Ein paar von uns waren auch bei der Eröffnung 
und bei Greta. Das war auch ein Side Event.

Was denkt ihr über Greta Thunberg und die Klimabe-
wegung, die sie mit den Freitags Demonstrationen 
eingeleitet hat?

XENIA: Mhh. Also theoretisch stehe ich hinter dem 
Konzept, dem Gedanken und dem Ziel der Jugend-
lichen oder Kindern. Klar, es gibt Kritik zum Thema 
Schule und ob man Schule deswegen beiseitelassen 
sollte. Okay, ist jetzt nur ein Freitag (lacht). Ich finde 
es gut, dass in Deutschland nochmal diskutiert wird, 
ob man das Wahlalter deshalb auf 16 senken sollte. 
Aus persönlicher Perspektive habe ich dann immer ein 
bisschen Angst, dass so Persönlichkeiten instrumenta-
lisiert werden – auch wenn viele Stimmen sagen: „Sie 
weiß was sie macht.“ Aber sie ist halt erst 16 und ich 
finde das gut, man braucht ein Gesicht aber ich weiß 
nicht, ob so viel Publicity in dem Alter so toll ist. Aber 
insgesamt gute Sache und am 15. März geht es rund 
in Heidelberg (lacht).

TERESA: Ich finde es auch wichtig, dass sich auch 
schon Jugendliche für das Thema interessieren. Ich 
habe mich in dem Alter noch gar nicht damit beschäf-
tigt, deswegen finde ich es gut, dass es jetzt ein Thema 
in dem Alter und in der Schule ist.

Gab es etwas auf der COP das bei euch besonders 
hängen geblieben ist? Was euch vielleicht über-
rascht, beeindruckt oder auch enttäuscht hat?

TERESA: Die COP steht für Nachhaltigkeit und Klima-
schutz und dafür waren das Gebäude und die ganzen 
Pavillons nicht sehr klimaeffizient konstruiert. Zum 
Beispiel waren die meisten Sachen, außer die Ver-
handlungen, in so einer Arena – aber da konnte man 
nicht rein. Und die Side Events waren in Container und 
deren Beheizung war nicht sehr effizient. Man ist so 
einen Gang entlanggegangen und erst war es sehr kalt 
und dann auf einmal wirklich sehr, sehr warm. Und die 
Heizung ging ständig an und wieder aus und wieder 
an. Und auch das Essen was man dort kaufen konnte 
war meistens mit Fleisch. Also Ich bin Veganerin aber 
ich glaube selbst, wenn man vegetarisch unterwegs 
war, war es nicht so einfach.

XENIA: Zum Thema Merge: Es gab für alle Teilneh-
menden so einen Beutel mit einer Plastikflasche zum 
Trinken, einer Akku-Box für elektronische Geräte und 
so einem Schal. Alles Sachen, die ich zufälligerweise 
benutze, wobei ich kein Smartphone habe und die Ak-
ku-Box weiterverschenkt habe. Aber generell braucht 
man es, um die Leute anzusprechen. Gleichzeitig 
ist es auch so: Es muss produziert und transportiert 

werden. Ich hatte nicht das Gefühl, das so ein Flow 
drinnen war, auch als die jungen Leute gesprochen ha-
ben. Die waren schon sehr feurig. Insgesamt fehlte mir 
dennoch so eine Atmosphäre: „Wir wollen etwas ver-
ändern!“ Also die kam bei mir nicht so krass an.
Schön fand ich die Länderpavillons. Das war sehr inte-
ressant zu sehen, weil man anhand der Pavillons auch 
ein bisschen sehen konnte, worauf gerade ein Land 
den Fokus legte; was ist gerade natürlich wirtschaft-
lich und politisch interessant. Ein Land hatte beispiels-
weise nur so ein paar Sofa stehen und thematisch jetzt 
nicht so viel. Dann gab es Großbritannien mit E-Mobi-
lity und Mini-Autos, voll aufgefahren. Indien mit Smart 
Cities.

TERESA: Korea mit viel Technologie.

XENIA: Ja! Dann war Fidschi wieder voll am Start. Sie 
haben viel Musik gemacht und Videos gezeigt und 
mehr auf die Thematik fokussiert: „Wir sind eher be-
droht und das ist so das kulturelle Gut“. Andere Länder 
waren eher so: „Das ist unser technischer Fortschritt, 
das können wir beitragen.“ Oder: „Ja, wir sind halt 
da aber eigentlich interessiert es uns jetzt nicht so“ 
(lacht).

TERESA: Was auch noch interessant war: Die USA war 
auch da aber nicht bei den offiziellen Länderpavillons. 
Die waren eine Etage höher und hatten nicht so einen 
richtigen Pavillon. Sie waren da – aber irgendwie auch 
nicht (lacht).
 
Konntet ihr dort hingehen?

XENIA: Wir konnten nicht in die kleinen Räume. Das 
waren wahrscheinlich Lagerräume. Also es waren 
unten ganz normale Pavillons und oben drüber nur so 
Pavillons, die geschlossen waren.

TERESA: Und eines war offen und ich dachte, dass 
man da rein gehen konnte – aber da brauchte man 
doch eine spezielle Karte. Da konnte man nicht als Be-
obachter rein, ich weiß nicht was das war. Ich wurde 
wieder rausgeschickt (lacht).

Habt ihr die Klimakonferenz als eher exklusive oder 
inklusive Veranstaltung erlebt?

XENIA: Mehrschrittig exklusiv. Schon einmal dadurch 
das ein Teil unserer Gruppe noch nicht mal mehr auf 
das Gelände konnte und das man mit den unterschied-
lichen Status nur zu bestimmten Räumlichkeiten oder 
Verhandlungen konnte. Einerseits verständlich, weil 

nicht alle zu den großen wichtigen Verhandlungen ge-
hen können. Andererseits, also diese Länderpavillons 
oder... Es gab auch noch NGOs! Das waren andere 
Räumlichkeit, die leider etwas abseits waren und die 
deshalb weniger Interesse erfuhren. Da oder zu den 
Vorträgen hätten auch Leute ohne Akkreditierung hin-
gehen können.

TERESA: Ich hatte auch den Eindruck, dass auf der 
COP, bei den Side Events und den ganzen Vorträgen, 
viele Leute, die dort hingekommen sind vielleicht eher 
so den Fokus auf das Networking hatten, als darauf, 
inhaltlich wirklich etwas mitzunehmen.

Würdet ihr nochmal zu einer COP fahren?

TERESA: Ich würde schon nochmal hingehen. Ich muss 
aber auch sagen, dass ich mich ein bisschen fehl am 
Platz gefühlt habe, weil ich nur so einen kleinen For-
schungsauftrag für eine kleine Hausarbeit hatte und 
ich mit dem Thema davor gar nichts zu tun hatte. Also 
ich würde vielleicht nochmal hingehen, wenn ich ir-
gendwie noch mehr mitnehmen könnte und mit einem 
Thema, wo ich mich wirklich gut auskenne.

XENIA: Das war jetzt ein Eindruck, der war stabil sage 
ich mal (lacht). Und es ist natürlich immer besser, 
wenn man mehrmals hin geht, dann kann man näm-
lich auch darüber reflektieren wie es wirklich ist.

Mit welchem Gefühl seid ihr aus Kattowitz abge-
reist?

XENIA: War lustig aus Kattowitz abzureisen, weil es da 
ganz schön viel Kohle gibt (lacht). Außerdem gespannt 
auf die zweite Woche von der COP, ob da mehr passiert 
als in der ersten (lacht).
 
TERESA: Also ich fand es etwas schade, dass es so 
schnell rum ging, weil wir uns in der Gruppe gut ver-
standen haben. Ich finde es auch erstaunlich, wie 
man in nur wenigen Tagen so gut miteinander zurecht-
kommt. Auf der anderen Seite war es auch ein wenig 
ernüchternd. Ich dachte mir immer, die COP ist so das 
Größte für den Klimaschutz. Aber dann war es so, dass 
in den ersten drei Tagen nicht so viel passiert ist und 
das war schon ein kleiner Dämpfer. Aber insgesamt 
war es, finde ich, ein echt gutes Erlebnis.

Teresa Weise (rechts im Foto) studiert Sinologie und 
Geographie im Bachelor. Xenia Rak macht ihren Master 
in Politikwissenschaft. Die COP24 im polnischen Katto-

witz war für beide die erste UN-Klimakonferenz.
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2050 – 
Eine Welt 
mit negativen 
CO2-Emissionen?

Klimapolitik stellt die Frage: Wie kön-
nen wir so wenig CO2 ausstoßen wie 
möglich? Zumindest sollte sie das. 

In der Praxis finden komplexe Abwä-
gungen zwischen unterschiedlichen 

Interessen statt. Neben dem Umwelt-
schutz spielen auch verschiedenste 

gesellschaftliche und wirtschaftliche 
Argumente eine Rolle. Nun drohen 

sogenannte negative Emissionen ein 
Argument für eine geringere Einschrän-

kung der CO2 Emissionen zu werden.

Von Benedikt Hemmer, Physik

ABB. 1: Riesige Monokulturen könnten eine der Folgen von groß angelegten BECCS Projekten sein. (Foto: Ivan Bandura, Unsplash)

Auf dem Weltklimagipfel tummeln sich eine Vielzahl 
verschiedener Menschen. Politische Abgesandte 
unterschiedlicher Nationalitäten, Mitarbeiter*innen 
diverser Nichtregierungsorganisationen und auch Kli-
mawissenschaftler*innen. Eine der großen Einstiegs-
veranstaltung stellte die Vorstellung des Sonderbe-
richts (IPCC 2018) des Intergovernmental Panel on 
Climate Change (IPCC) dar. In diesem Bericht hatten 
Autor*innen, auf Bitte der Staatengemeinschaft hin, 
ihre Antwort auf die Frage vorgestellt, ob und wie 
die globale Klimaerwärmung auf maximal 1.5°C be-
schränkt werden könne. Zu Beginn der sogenannten 
Conference of the Parties (COP) wird nun also dieser 
Sonderbericht präsentiert. Der riesige Saal „Mazows-
ze“ ist dunkel ausgestattet. Nur die Bühne ist komplett 
in Weiß gehalten. Hier sitzen die Wissenschaftler des 
IPCC und tragen die wichtigsten Ergebnisse des Be-
richts vor. Vor ihnen sitzen an langen Tischreihen die 
Vertreter*innen der Staaten. Dahinter Beobachter*in-
nen aus der Zivilgesellschaft. Über 3 Stunden dauert 
die Sitzung. In mehreren Abschnitten wird aufgezeigt, 
auf welchem Stand sich die Klimaforschung derzeit 
befindet, welche Folgen eine Klimaerwärmung um 
1.5°C für verschiedene Regionen hätte wird und wie 
Wege zu einer Beschränkung der Erwärmung auf max. 
1.5°C aussehen könnten. Zwischen den einzelnen 

Teilen haben die Staatenvertreter*innen immer wie-
der die Möglichkeit Fragen zu stellen, die vom Podium 
beantwortet werden.
 Unter dem Titel „Mit 1,5°C globaler Erwär-
mung konsistente Emissionspfade und Systemüber-
gänge“ werden im dritten Abschnitt der Veranstaltung 
Emissionspfade gezeigt, die die Wissenschaftler*in-
nen als mögliche Wege zum 1.5°C-Ziel darlegen. Für 
alle Pfade wird angenommen, dass etwa 2050 die 
Netto- CO2-Emissionen bei Null angekommen sein 
müssen. Hervorgehoben werden davon vier illustrative 
Modelpfade (P1-P4), die auf unterschiedlichen Minde-
rungsstrategien basieren. Jedoch beruhen die Berech-
nungen für diese Pfade nicht nur auf einem schnellen 
Rückgang der Emissionen an sich, sondern auch auf 
der Entnahme von Kohlendioxid aus der Erdatmosphä-
re (engl. Carbon Dioxide Removal, CDR). Dabei unter-
scheiden sich die Pfade nur in der Art, d.h. der jeweili-
gen CO2-Entnahmetechnik, und in der Höhe der CO2 
Entnahme. Grundsätzlich sind in allen vier Pfaden in 
der zweiten Hälfte dieses Jahrhunderts netto negati-
ve Emissionen vorgesehen. Damit soll der sogenannte 
„Overshoot“, also CO2-Emissionen vor 2050 die nicht 
zum 1.5°C-Ziel passen, kompensiert werden. Auch 
nach 2050 noch vorhandene Restemissionen sollen 
ausgeglichen werden.

NEGATIVEN EMISSIONEN: 
VIELFALT DER METHODEN

Wie aber können solche „negativen Emissionen“ er-
reicht werden? Dafür gibt es eine Vielzahl von Ansät-
zen, die meisten fallen in den Bereich des sog. Geo-
engineering. Das grundlegende Ziel ist es, auf globaler 
Skala bereits emittiertes CO2 wieder aus der Atmo-
sphäre zu entfernen. Die beiden prominentesten Mög-
lichkeiten sind zum einen die Aufforstung (weil Pflan-
zen durch Photosynthese CO2 aufnehmen und in sich 
speichern) und zum andern Bioenergie mit Kohlendi-
oxidabscheidung und -speicherung (engl. Bioenergy 
with Carbon Capture and Storage, BECCS). Bei BECCS 
wird das CO2, welches bei der Erzeugung von Bioener-
gie frei wird, aufgefangen und zur Lagerung in abge-
schlossene geologische Formationen gepumpt.
 CDR umfasst desweitern Methoden wie die 
Kohlenstoffsequestrierung in Böden (engl. Soil Carbon 
Sequestration, SCS), das sogenannte Biochar, Turbo-
verwitterung (engl. Enhanced Weathering, EW), Ozean-
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ABB. 2: Die vier illustrativen Modellpfade für die globalen CO2-Emissionen aus dem IPCC Sonderbericht. (IPCC 2018, S. 16)

kalkung (engl. Ocean alkalinization) und die Abschei-
dung von CO2 direkt aus der Atmosphäre (engl. Direct 
Air Carbon dioxide Caputure and Storage, DACCS). Bei 
SCS werden landwirtschaftliche Praktiken so verän-
dert, dass sich der Kohlenstoffanteil im Boden erhöht. 
Biochar ist abbauresistenter organischer Kohlenstoff, 
der durch Pyrolyse aus Biomasse hergestellt wird. Bio-
char wird nach seiner Produktion Böden zugesetzt und 
soll so CO2 langfristig im Boden binden. Bei der Verwit-
terung von Silikatgesteinen wird CO2 chemisch gebun-
den. Dieser natürliche Prozess wird bei der Turbover-
witterung durch Vergrößerung der aktiven Oberfläche 
beschleunigt, indem die Gesteine zu Pulver zermahlen 
werden. Bei der Ozeankalkung wird der pH-Wert des 
Meerwassers erhöht. Das dabei entstehende alkali-
schere Meereswasser könnte durch das beeinflusste 
Kohlensäuregleichgewicht anschließend mehr CO2 
aufnehmen. Bei DACCS wird im Vergleich zu BECCS 
das CO2 nicht schon bei der Entstehung abgefangen, 
sondern später aus der Luft entfernt. Anschließend 
soll es wie bei BECCS auch geologisch gespeichert 
werden.
 Wichtig zu wissen ist, dass sich all diese Me-
thoden im Forschungs- und Entwicklungsstadium be-
finden und unterschiedlichste, zum Teil nicht abseh-
bare Risiken bergen. Unklar ist vor allen Dingen auch, 
in welchem Umfang sie auf globaler Skala eingesetzt 
werden können und sollten. In den vom IPCC verwen-
deten Modellen geht CDR in Form von BECCS und 
Entnahme durch den Sektor Landwirtschaft, Forst-

wirtschaft und andere Landnutzung (engl. Agriculture, 
Forestry and Other Land Use, AFOLU) ein. Zu AFOLU 
zählen also vor allem Aufforstung und SCS, auch Bio-
char kann hier eine Rolle spielen. Das bedeutet, un-
abhängig von ihrem aktuellen Entwicklungsstadium 
rechnen die Wissenschaftler*innen damit, dass im 
2050 solche Technologien eingesetzt werden um den 
CO2-Gehalt der Erdatmosphäre zu verringern. 
 Eine Schwierigkeit der Debatte um die negati-
ven Emissionen ist die unterschiedliche Verwendung 
zentraler Begriffe. Schon für die globale Beeinflussung 
des Klimas wird sowohl der Begriff „Climate Enginee-
ring“, als auch der Begriff „Geoengineering“ verwendet, 
Zweiteres vor allem, aber nicht nur im deutschsprachi-
gen Raum. Auch ist die Abgrenzung des Begriffs nicht 
klar. Unterschiedliche Akteure subsumieren verschie-
dene Implementationen in ihrer Begriffsverwendung. 
Das erschwert die öffentliche Diskussion gewaltig. Ei-
nige Akteure ordnen dem CDR nur die technologischen 
Methoden zu, natürlich betriebene Aufforstung wird 
ausgeklammert. Andere zählen zwar keine natürliche 
Aufforstung dazu, sehr wohl aber die Veränderung der 
Landnutzung.
 Das wird insbesondere dann relevant, wenn 
über Befürwortung oder Ablehnung gegenüber CDR im 
speziellen aber auch Geoengineering im Allgemeinen 
gesprochen wird. Je nachdem, welche konkrete Ausge-
staltung angenommen wird, ändern sich die Argumen-
te. Will man also zu einem Urteil kommen, müssen die 
Annahmen klar formuliert werden.

2050 – Eine Welt mit negativen CO2-Emissionen?

KRITERIEN ZUR BEWERTUNG

Nicht nur die Methoden sind vielfältig, auch ihre Im-
plementation hat einen sehr großen Einfluss darauf, 
wie effektiv CO2 absorbiert wird, und welche guten 
oder schlechten Nebeneffekte auftreten. Daher soll 
nun zunächst eine Auflistung von Kriterien folgen, an-
hand derer CDR Methoden bewertet werden können. 
Prof. Fuss ist eine der Hauptautorinnen des Kapitel 4 
„Strengthening an Implementing the Global Respon-
ce“ des IPCC Berichts. Sie hat einen Überblicksbericht 
(Fuss et al. 2018) zum Thema Kosten, Potentiale und 
Seiteneffekte negativer Emissionen geschrieben. Die 
im folgenden genannten Zahlen beziehen sich auf die-
se Veröffentlichung.
 Das erste Kriterium ist das Potential für jährli-
che CO2 Speicherung. Hier spielen, am Beispiel BECCS 
und Aufforstung, Limits wie die verfügbare Landfläche 
und Wasserressourcen, sowie die verwendeten Pflan-
zen eine Rolle. Die Potentiale für BECCS werden mit 
0.5-5 Gigatonnen CO2 pro Jahr (GtCO2/y) beziffert, 
für Aufforstung lediglich mit 0.5-3.6 GtCO2/y. Für SCS 
wurden 2-5 GtCO2/y und Biochar 0.5-2 GtCO2/y be-
rechnet. Dabei ist zu beachten, dass die Potentiale 
verschiedener Methoden nicht einfach aufaddiert wer-
den können, da sie um entsprechende Ressourcen 
konkurrieren. Auch im IPCC Bericht wird erwähnt, dass 
die Potentiale für BECCS nicht unbedingt genügen, um 
die zu maximal 1.5°C Erderwärmung führenden Pfade 
zu erfüllen. Aber auch das absolute Potential ist zu be-
achten.  Beispielsweise im Fall intensiven SCS könn-
te die Rate absorbierten CO2 bereits nach 20 Jahren 
deutlich zurückgehen, weil der Boden als Speicher be-
reits in Sättigung geht. 
 Unter anderem in diesem Fall spielt das zwei-
te Kriterium eine wichtige Rolle: Die Permanenz. Wie 
langfristig ist das CO2 gespeichert? Während CO2 in 
geologischen Speichern bei BECCS sehr lange gebun-
den ist, hängt die Permanenz beispielsweise bei SCS 
davon ab, wie die Böden (auch nach der Sättigung die-
ses Speichers) weiterbearbeitet werden. Wird die Be-
wirtschaftungsstrategie geändert kann absorbiertes 
CO2 wieder freigesetzt werden. Analoges gilt für die 
Aufforstung. Werden die Wälder nicht nachhaltig ge-
führt, wird das CO2 bei Waldbränden oder bei Rodung 
wieder in die Atmosphäre ausgestoßen.
 Für die Bekämpfung des Klimawandels spie-
len auch ökonomische Aspekte eine wichtige Rolle. 
Die Kosten pro Tonne absorbiertem CO2 limitieren die 
Umsetzung und haben einen großen Einfluss in der Ab-
wägung, welche CDR Methode tatsächlich zum Einsatz 

kommen wird. Insbesondere da Klimaschutz immer im 
Zusammenhang mit den anderen sogenannten Sus-
tainable Development Goals gesehen wird und daher 
um monetäre Ressourcen konkurriert. Die Kosten für 
SCS, Biochar und Aufforstung sind gering. Sie werden 
in einigen Fällen sogar als gewinnbringend einge-
schätzt. Die Kosten werden mit steigender Verbreitung 
der Techniken allerdings steigen. Dagegen werden bei 
BECCS die Kosten mit US$100-200 pro Tonne CO2 
als vergleichsweise hoch eingeschätzt, skalieren aber 
besser bei steigender Verbreitung. Grundsätzlich gibt 
es offenbar keine eindeutig vorherrschende Meinung, 
wie sich der langfriste Trend entwickeln wird. Bessere 
und diversere Technologie könnte den Preis drücken, 
während steigender Bedarf an Land und Ressourcen 
den Preis langfristig nach oben treiben dürfte.
 Das wohl schwierigste aber wichtigste Krite-
rium stellt die Umwelt- und Sozialverträglichkeit dar. Je 
nach Umsetzung können für die Umwelt und die Ge-
sellschaft sowohl positive als auch negative Nebenef-
fekte auftreten. So könnten Aufforstung, SCS, EW und 
Biochar zur Verbesserung der Bodenqualität führen. 
Gleichzeitig wird prognostiziert, dass Biochar, sowie 
die in Modellen im IPCC Bericht verwendeten BECCS 
und Aufforstung negativen Einflüsse auf die Nahrungs-
mittelsicherheit haben. Außerdem werden Verluste der 
Biodiversität von Aufforstung und BECCS bestärkt. Als 
weitere Nebeneffekte werden Luft- und Grundwasser-
verschmutzung und steigende Landkosten angegeben. 
Nichtregierungsorganisationen befürchten zusätzlich 
Landgrabbing (Landraub) durch große Konzerne und, 
dass großangelegte CDR-Projekte die Interessen von 
Minderheiten marginalisieren und deren Rechte miss-
achtet würden. 
 Eine weitere große Unsicherheit stellt die glo-
bale Anwendbarkeit dieser Techniken dar. Was im klei-
nen gute Ergebnisse liefert, kann deshalb noch lange 
nicht in riesigem Maßstab eingesetzt werden. Es gibt  
bisher lediglich eine einzige BECCS Anwendung die 1 
MtCO2/y aus der Atmosphäre entfernt. Auch dies wird 
im IPCC Sonderbericht anerkannt. Er stellt fest, dass 
die Machbarkeit der rechtzeitigen Skalierung unsicher 
ist, insbesondere da BECCS eine geringe Priorität für 
Investitionen besitze.
 Die letzten zwei Punkte sind in Kombination 
die größte Quelle für Kritik. Insbesondere da die Um-
welt- und Sozialverträglichkeit sehr stark von der Um-
setzung abhängen. Selbst wenn eine Methode im klei-
nen Rahmen positive Effekte auf die Bodenqualität 
und Biodiversität zeigt (siehe SCS), müssen bei der 
Skalierung Kompromisse eingegangen werden. Diese 
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können positive Effekte nicht nur aufheben oder um-
kehren, oder zu negativen Seiteneffekten führen, son-
dern mitunter sogar bewirken, dass auch der eigent-
lich angestrebte netto-CDR-Effekt aufgehoben werden 
könnte.
 Neben den aktuell bereits bekannten und dis-
kutierten Problemen könnten außerdem weitere Pro-
bleme auftreten. Um effektiv der Klimaerwärmung 
entgegenzuwirken müssen, die Eingriffe in natürliche, 
meist schlecht verstandene Ökosysteme auf gewalti-
gen Skalen stattfinden. Dabei können Effekte Auftre-
ten, die in kleinskaligen Test zuvor nicht absehbar wa-
ren.

DIE POLITISCHE REALITÄT

Obwohl CDR in den oben genannten Modellpfaden all-
gegenwärtig ist, spiegelt sich das derzeit noch nicht in 
der politischen Realität wieder. Einige Länder haben 

zwar Aufforstung in ihre national festgelegten Beiträge 
zum Klimaschutz (engl. Nationally Determined Contri-
butions, NDC) aufgenommen, alle anderen CDR Me-
thoden finden aber bisher keine Erwähnung. Generell 
spielen in der Debatte nur AFOLU, sowie BECCS eine 
Rolle. Alle anderen Methoden tauchen nicht auf. 
 In ihrer Langzeitstrategie (European Commissi-
on 2018) geht die Europäische Kommission auf BECCS 
ein. Leider wird hier CCS sowohl in Kombination mit 
Bioenergie, als auch in Kombination mit anderen fossi-
len Brennstoffen angesprochen. Das dürfte dazu füh-
ren, wovor NGOs seit langem warnen: Die Anreize, von 
fossilen Brennstoffen abzulassen, werden gedämpft. 
Um auf den Lock-in Effekt von heute eingesetzten fos-
silen Technologien Rücksicht zu nehmen, wird für CCS 
argumentiert, anstatt sich gegen den Ausbau bzw. die 
Anwendung solcher Technologien einzusetzen. Und 
das obwohl auch die Europäische Kommission aner-
kennt, dass die Kommerzialisierungsphase der Tech-

ABB. 3: Überblick über die Kosten, Potentiale und Nebeneffekte verschiedener CDR-Methoden. (IPCC 2018, S. 344)

2050 – Eine Welt mit negativen CO2-Emissionen?

nologie noch nicht erreicht ist und sieht Bedarf für wei-
tere, größer angelegte Forschungsprojekte. Auch die 
öffentliche Meinung müsse noch adressiert werden 
um das Potential von CCS nutzen zu können.
 Auch der Green Climate Fund (GCF), der Klima-
fond der Klimarahmenkonvention der Vereinten Natio-
nen (UNFCCC), setzt sich für BECCS ein.  Er ist für die 
Finanzierung von Mitigations- und Adaptionsprojekten 
weltweit zuständig. Bisher seien jedoch nur Projekte 
für Bioenergie ohne CCS eingereicht und finanziert 
worden. Sollte dies aber geschehen, würden solche 
Projekte gern gesehen. Eingereichte Projekte werden 
vom GCF bewertet und anschließend, falls sie den 
Kriterien entsprechen, finanziell unterstützt. In die Be-
wertungskriterien gehen auch ökologische und soziale 
Verträglichkeit der Projekte mit ein, teilte ein Vertreter 
des GCF auf der Klimakonferenz mit.

CARBON CAPTURE AND USAGE

Eine der Alternativen für negative Emissionen ist hier 
bisher noch nicht aufgetaucht. Die Kohlendioxidab-
scheidung und -verwendung (engl. Carbon Capture 
and Usage, CCU) ist dem CCS ähnlich. Mit dem Unter-
schied, dass das abgeschiedene CO2 nicht in geologi-
sche Speicher geleitet wird, sondern für die Produktion 
von Materialien verwendet wird.
 Auf der Weltklimakonferenz wird ein vielver-
sprechender Prozess aus diesem Bereich vom Euro-
pean Business Council for Sustainable Energy (E5) 
präsentiert.  Dabei sollen mit einem aus von Algen ge-
wonnenem Öl Carbon Fasern hergestellt werden (Ar-
nold et al. 2018). Zunächst wird das CO2 aus der At-
mosphäre von Algen per Photosynthese absorbiert. Da 
sie in Salzwasserbecken unter Sonnenlicht wachsen 
können, ist diese Technik gut für aride Landgebiete mit 
Meeresanbindung geeignet. Die entstehenden Land-
nutzungskonflikte sind somit gering. Aus den Algen 
wird Öl extrahiert, welches anschließend chemisch zu 
langen Fasern weiterverarbeitet wird. In einem weite-
ren Prozess entstehen aus diesen Fasern unter hohen 
Temperaturen dann Carbon Fasern. Die Temperaturen 
sollen mit fokussiertem Sonnenlicht erzeugt werden, 
wie das bereits bei Solarkraftwerken üblich ist. Somit 
soll der Energiebedarf um 50% gegenüber der her-
kömmlichen Herstellung gesenkt werden.
 Ein wichtiger Anwendungsbereich dieser Car-
bon Fasern könnte es sein, Stahlträger im Bau zu er-
setzten. Ein Verbundstoff aus Carbon Fasern und ei-
nem harten Gestein, beispielsweise Granit, bietet die 
nötige Belastbarkeit. Nach der Verwendung könnten 

die Carbon Fasern wieder vom Granit getrennt werden 
und beispielsweise in alten Kohleminen endgelagert 
werden, da die Fasern nicht reaktiv sind. Somit ist das 
CO2 langfristig aus der Atmosphäre entfernt.
 Auch hierbei handelt es sich wieder um einen 
Ansatz, der sich in der Entwicklung befindet. Die Pub-
likation der Entwickler aus 2018 weißt zum Ende da-
rauf hin, dass sich das Projekt in der frühen Entwick-
lung befindet. Die wirtschaftliche Machbarkeit wurde 
gezeigt und somit sei die weitere Entwicklung gerecht-
fertigt. Das Projekt sucht derzeit Investoren. Wie gut 
sich dieser Prozess zur Globalen Anwendung ausbau-
en lässt und welche Kompromisse dabei eingegangen 
werden müssen ist weiterhin offen.

FAZIT

CDR ist nötig um netto Null CO2-Emissionen zu errei-
chen. Die entscheidende Frage ist, wie wir den Weg 
dahin gestalten. 
 Wollen wir uns auf einen Weg einlassen, bei 
dem wir jetzt weiter emittieren nur um dieses CO2 spä-
ter mühsam wieder aus der Atmosphäre entfernen zu 
müssen? Noch dazu, ohne dass wir jetzt wissen ob das 
jemals möglich sein wird und ob die Temperatur dann 
auch wieder sinkt? Wollen wir uns noch unfertigen 
Technologien im großen Maßstab aussetzen?
 Oder soll nicht eher der Einsatz von CDR auf 
ein Minimum beschränkt werden und lediglich zur 
Kompensation von Restemission genutzt werden? 
Wollen wir nicht lieber der Atmosphäre das CO2 durch 
die Wiederherstellung natürlicher Ökosysteme entzie-
hen?
 In Anbetracht der vielfältigen Risiken, die mit 
CDR verbunden sind, scheint Zweiteres der richtige 
Weg. Dazu ist es allerdings nötig, dass wir bereits jetzt 
drastisch unsere CO2-Emissionen reduzieren. Nur 
so können wir auf einem Emissionspfad landen, der 
CDR auf ein Minimum beschränkt und technologische 
Lösungen wie BECCS vielleicht sogar ganz unnötig 
macht. In diesem Fall könnte es möglich sein CDR in 
einer nachhaltigen Art und Weise, positiv für Umwelt 
und Gesellschaft, und insbesondere auf eine demo-
kratische Art und Weise umzusetzen. Das Was und 
Wie des CDR mag komplex sein, aber es ist keine Ent-
scheidung der Zukunft. Wir müssen jetzt handeln, um 
später überhaupt noch Optionen für nachhaltiges CDR 
zu haben.
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ABB. 4: Weiterverarbeitete Carbon Fasern, die zuvor aus Algenöl 
hergestellt wurden. (Eigene Aufnahme)
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AFOLU  Entnahme durch den Sektor Landwirtschaft, Forstwirtschaft und
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BECCS  Bioenergie mit Kohlendioxidabscheidung und -speicherung (engl.
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  Storage)
CCU  Kohlendioxidabscheidung und -verwendung (engl. Carbon Capture and
  Usage)
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DACCS  Abscheidung von CO2 direkt aus der Atmosphäre (engl. Direct Air
  Carbon dioxide Caputure and Storage)
EW  Turboverwitterung (engl. Enhanced Weathering)
GCF  Green Climate Fund, Klimafond der UNFCCC
IPCC  Intergovernmental Panel on Climate Change
NDC  National festgelegten Beiträge zum Klimaschutz (engl. Nationally
  Determined Contributions)
NGO  Nichtregierungsorganisation (engl. Non Governmental Organisation)
SCS  Kohlenstoffsequestrierung in Böden (engl. Soil Carbon Sequestration)
UNFCCC  Klimarahmenkonvention der Vereinten Nationen (engl. United Nations Framework Convention on Climate Change) 
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ABB. 1: Das Studierendenwohnheim UBC Brock Commons in Vancouver ist mit 53 m das derzeit höchstes Holzhaus der Welt.
(Quelle: vancouver.housing.ubc.ca)

Seit etwa einem Jahrhundert bauen wir hauptsächlich 
mit Beton und Stahl. Damit konnten sich unsere Städte 
in die Höhe entwickeln. Doch wird die Verwendung die-
ser Materialien mittlerweile in Frage gestellt, ein Grund 
dafür ist der Klimawandel. Die Herstellung „Konventio-
neller“ Baumaterialien wie Beton, Stahl oder Ziegel-
stein verursacht erhebliche Mengen an Kohlendioxid. 
Dahingegen kann der Einsatz von „Naturmaterialien“ 
wie Holz, Lehm oder Stroh ein großer Teil dieser Treib-
hausgasemissionen einsparen. Holzprodukte können 
Kohlenstoff sogar über Jahrzehnte speichern: der in 
Form von Lignin und Zellulose gebundenen Kohlen-
stoff wird direkt im Bauwesen und in langlebigen Mö-
beln gespeichert. 
 Mit Holz zu bauen, das klingt romantisch aber 
nicht wirklich seriös. Holz sei entflammbar, nicht stabil 
und gehört auf das Land, würden viele Menschen heu-
te behaupten. Doch tatsächlich haben sich die Rah-
menbedingungen für den Holzbau geändert: durch 
den Einsatz neuer Produkte wie Brettschichtholz oder 
Brettsperrholz, die Entwicklung neuer Anwendungen 
für Laubholz und computergestützte Verfahren in der 
Baustatik sind großdimensionierte Holzkonstruktio-
nen möglich geworden. Zudem sind moderne Holzbau-
ten gar nicht so leicht entzündbar. Und im Falle eines 
Brandes bleibt das Gerüst länger stabil als Stahlkons-
truktionen, die unter hohen Temperaturen schmelzen 
und unkontrolliert einstürzen.  
 Zusätzlich wird der Holzbau immer konkurrenz-
fähiger. Aufgrund der Vorfertigung der Bauteile in Fa-
briken ist man wetterunabhängig: dementsprechend 
senken durch die verkürzten Bauzeiten die Kosten. 
Und der Werkstoff hat weitere begehrte Eigenschaf-
ten: gleichzeitig stabil und leicht, er hält Erdbeben 
besser aus und ermöglicht schlankere Bauten. Seine 
Ästhetik und Elastizität begeistern ArchitektInnen. 
Außerdem ist er fast überall verfügbar, was die regio-

nale Wirtschaft und lokale Arbeitsplätze im ländlichen 
Raum fördert. Letztendlich könnte das Bauen mit Holz 
eine effiziente Methode sein, um CO2-Emissionen zu 
vermeiden: für geringe Kosten erzielt man eine gro-
ße CO2-Einsparung – und zwar sofort, nicht erst über 
einen langen Zeitraum wie beim Senken des Heizener-
giebedarfs.

WARUM KONVENTIONELLE BAUSTOFFE 
SO KLIMASCHÄDLICH SIND

Mit der aktuellen Wohnungsnot erlebt die Baubran-
che in Deutschland einen Boom. Und in anderen Tei-
len der Welt wie z.B. in China entstehen sogar ganze 
Städte aus dem Boden. Die Folge: die Treibhausgas-
emissionen der Baubranche nehmen immer mehr zu. 
Aufgrund der steigenden Urbanisierungsrate wird der 
Sektor zukünftig einen bedeutenden Anteil der welt-
weiten Emissionen verursachen. Durch die Bebauung 
von 1 m² Wohnraum entstehen über einen Zeitraum 
von fünfzig Jahren etwa 1,5 Tonnen CO2, so das fran-
zösische Wissenschaftliches und Technisches Zent-
rum für Bauwesen (CSTB). Weil in der EU mittlerweile 
energieeffiziente Neubauten die Norm geworden sind, 
liegen 70% dieser Emissionen in dem Bau selbst (so-
genannte embedded oder embodied emissions) und 
nicht in der Nutzung des Gebäudes. Dabei ist vor allem 
die Wahl der Baustoffe entscheidend.  
 „Konventionelle“ Materialien stoßen aus zwei 
Gründen viel CO2 aus: zum einen durch die Primär-
energie, die bei der Produktion nötig ist, zum anderen 
durch chemische Prozesse, die Teil der Beton- bzw. 
Zementherstellung sind. Nach einem Bericht vom 
Umweltprogramm der Vereinten Nationen (UNEP) ist 
die Zementherstellung für 6% bis 10 % der globa-
len Treibhausgasemissionen verantwortlich, also 
mehr als der gesamte Flugverkehr weltweit. In einem 

Holzbau statt Beton und Stahl: 
eine notwendige Klimaschutzstrategie 

im Bausektor
Von Felix Girault, Geographie und Ethnologie
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business-as-usual -Szenario wäre 2050 die Zement-
branche für 1/3 aller THG-Emissionen verantwort-
lich. Beton ist eine Mischung aus einem Bindemittel 
(Zement) und Zuschlagstoffen (Gesteinskörnung). Bei 
der Herstellung einer Tonne Zementklinker entsteht 
durchschnittlich 0,8 Tonnen CO2. Davon entfallen 
rund 40 % auf den energieintensiven Brennvorgang; 
die restlichen 60 % entstehen bei der Entsäuerung 
des Kalksteins als Abfallprodukt: aus Calciumkarbonat 
(CaCO3) entsteht Calciumoxid (CaO) und Kohlendioxid 
(CO2). Es wird zwar versucht, die CO2-Bilanz von Ze-
ment zu verbessern, indem sogenannte Zumahlstoffe 
(z.B. Flugasche, Silikatstaub…) dem Klinker zugefügt 
werden, oder sekundäre Brennstoffe für den Brennvor-
gang eingesetzt werden. Neue, klimafreundlichere Ze-
mente sind Gegenstand aktueller Forschung, werden 
dennoch nur zum Teil den physikalisch und chemisch 
bedingten CO2- Ausstoß mindern können. 
 Zudem verbraucht Beton weitere Ressourcen. 
Neben dem Bindemittel werden auch Zuschlagstoffe 
benötigt, insbesondere Sand. Weil Wüstensand nicht 
die benötigten Eigenschaften für die Betonherstellung 
vorweist, wird Sand aus dem Meeresgrund und den 
Flussbetten abgebaut. Der weltweite Abbau von Sand 
für die Betonproduktion führt bereits heute zu einer 
spürbaren Verknappung des Rohstoffes Sand und zur 
Gefährdung wichtiger Ökosysteme.
 Neben der Betonherstellung ist auch die Stahl-
produktion sehr energieintensiv. 2013 waren laut der 
International Energy Agency etwa 18% des globalen in-
dustriellen Endenergieverbrauchs auf den Eisen- und 
Stahlsektor zurückzuführen. Dabei liegt das Energie-
einsparpotenzial bei maximal 20 %. Die CO2-Bilanz 
konventioneller Baustoffe kann also ein Stück weit ver-
bessert werden. Aber um das 1,5°C- oder sogar das 
2°C-Ziel des Pariser Vertrags einhalten zu können, 
werden deutlich radikalere Maßnahmen im Bausektor 
benötigt. 

HOLZ IST DIE ZUKUNFT

„Um der Klimaerwärmung entgegen zu steuern, soll-
te die bevorzugte Verwendung von Holz als Baumate-
rial zum weltweiten Ziel erhoben werden“ (Erja Tikka, 
Generalkonsulats von Finnland). Was in Deutschland 
noch eine Ausnahme bildet, ist in einigen Länder 
schon gang und gäbe, so Sebastian Rüter vom Thü-
nen-Institut für Holzforschung in Hamburg. 
 Während in Mitteleuropa etwa 10% der Neu-
bauten aus Holz sind, beträgt die Holzbauquote für 
Neubauten in Japan und in den USA bereits mehr als 
40%. In Skandinavische Länder sind es sogar 65%. 
WissenschaftlerInnen der Universität Bochum, der TU 
München und des Thünen-Instituts haben sich in einer 
umfassenden Studie der Treibhausgasbilanzierung 
von Holzgebäuden gewidmet. Wird eine mineralische 
Konstruktion mit einer Holzkonstruktion ersetzt, kann 
zwischen 9 % und 56 % an Emissionen allein für die 
Konstruktion (Fundamentplatte, Außenwände, Innen-
wände, Decken, Dach, Balkone) eingespart werden. 
Dieses Einsparpotential wird „Substitutionspotential“ 
genannt. Ist der Innenausbau (Fenster, Türen, Boden-
beläge, Dachbelag, Treppen, etc.) und die Fassaden-
bekleidung des Gebäudes auch aus Naturmaterialien, 
werden zusätzliche Substitutionseffekte generiert. 
Weitere Emissionen werden eingespart, indem die 
Baustoffe wiederverwendet werden oder am Ende 
des Lebenszyklus für die Energiegewinnung verbrannt 
werden. Um in effizienter Weise Kohlenstoff in Holz-
produkte zu speichern, ist es notwendig, die stoffliche 
Nutzung vor der energetischen Nutzung zu bevorzugen 
und die Baustoffe so oft wie möglich zu recyceln. Diese 
Wiederverwendung wird auch als Kaskadennutzung 
oder cradle-to-cradle bezeichnet.
 Zudem kommen neue Holztechnologien auf 
dem Markt: unter anderem Brettschichtholz, Brett-
sperrholz und Furnierschichtholz. Diese Technologien 
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ABB. 2: Neue Holztechnologien: Brettsperrholz, Brettschichtholz und Furnierschichtholz. (Quelle: techannouncer.com)

sollen die Nutzung von Holz als Baumaterial um einige 
Bereiche erweitern: die Entzündbarkeit und Brennbar-
keit sind deutlich reduziert, Konstruktionen können 
höhere Lasten aushalten, auch die Resistenz gegen-
über Erdbeben ist höher. Außerdem können innovative 
und ästhetische Bauformen entwickelt werden. So-
mit könnte der Rohstoff Holz größtenteils Beton und 
Stahl ersetzen. In diesem Bereich sind wohl große 
Fortschritte zu erwarten, insbesondere im Bereich der 
Laubholz-Bauprodukten. 
 Aufgrund der 1,5- bis 3-fach höheren Festig-
keitswerte von Laubholz gegenüber Fichtenholzpro-
dukten können Ingenieure und Architekten mit we-
sentlich schlankeren Dimensionen planen. Im Zuge 
des Klimawandels wird Laubholz und insbesondere 
Buchenholz immer bessere Aussichten in Mitteleuro-
pa haben, während Nadelbäume wie beispielsweise 
Fichten schon heute am Klimawandel leiden.
 Anhand neuer Frästechniken werden Holzbau-
teile vorgefertigt. Diese modulare Bauweise ermög-
licht kürzere und leisere Bauarbeiten. Zudem ist Holz 
leichter als konventionelle Baustoffe und kann aus der 
Region importiert werden, was wiederum die Trans-
portkosten und die Treibhausgasemissionen reduziert. 
 Nicht zu vergessen ist das Wohlbefinden der 
BewohnerInnen: Studien aus Schweden zeigen, dass 
Menschen sich in einer Holzkonstruktion wohler füh-
len als in einer Beton-, Ziegel- oder Steinkonstruktion. 
Auch das Raumklima ist besser, sofern schadstofffreie 
Holzprodukte verwendet werden.

EINEN VERSTÄRKTEN HOLZBAU MIT WALD- UND 
BIODIVERSITÄTSSCHUTZ VEREINBAREN

Inwiefern kann die stoffliche Nutzung von Holz in der 
EU erhöht werden, ohne dabei die Integrität der Wäl-
der und deren Biodiversität zu gefährden?  
 Standortangepasste und naturnahe Wälder 
mit hohem Totholzanteil und deutlich mehr nicht-be-
wirtschaftete Zonen sind in Zeiten des Artensterben 
eine Notwendigkeit. Dennoch ist eine nachhaltige 
Holznutzung im Interesse der Waldpflege und der 
Waldverjüngung. Mit der Holzentnahme reifer Bäu-
me entsteht Platz für neue, junge Bäume mit hohem 
Zuwachs. Somit wird auch die Kohlenstoffspeicher-
funktion der Wälder gefördert. Im mediterranen- und 
nordamerikanischen Raum ist dies sogar notwendig, 
um Waldbrände und die darauffolgende Freisetzung 
von CO2 zu verhindern. In Deutschland spielen ins-
besondere Buchenwälder eine wichtige Rolle für den 
Biodiversitätsschutz und die Anpassung unserer Öko-

systeme an den Klimawandel. Aus diesem Grund wird 
die Holzbranche zukünftig mehr Anwendungen für Bu-
chenholz entwickeln müssen.
 Laut dem Thünen-Institut wäre es in Europa 
möglich, doppelt so viel Holz für langlebige Holzpro-
dukte zu produzieren ohne Einschnitte für den Natur-
schutz. Insbesondere in der EU könnte deutlich mehr 
mit Holz gebaut werden, da sich die Waldbestände seit 
einige Jahrzehnten erholt haben und mittlerweile ste-
tig wachsen. Dies ist allerdings nur möglich, wenn die 
Nachfrage nach kurzlebigen Produkten wie z.B. Papier 
sinkt. 
 Unsere nationalen Klimaschutzziele für 2030 
würden wir zwar schneller erreichen, wenn wir unsere 
Wälder nicht mehr bewirtschaften würden. Doch über 
einen längeren Zeitraum gesehen und aus interna-
tionaler Perspektive empfehlt es sich, die Wälder zu 
bewirtschaften und die langlebige stoffliche Nutzung 
der Holzprodukte zu bevorzugen. Ansonsten würde der 
Kohlenstoffsenke-Effekt schnell verschwinden und die 
Emissionen, die mit dem Import von Holzprodukte ein-
hergehen, würden drastisch steigen. Dieser „Outsour-
cing“-Effekt der THG-Emissionen wird oftmals in den 
Klimaschutzziele ausgeblendet. Es ist hier besonders 
wichtig, die Holznachfrage mit lokalem und zertifizier-
tem Holz aus den feuchten Mittlebreiten zu decken, 
und nicht mit importiertem Tropenholz. Aufgrund der 
Eigenschaften von (sub-)tropischen Böden lassen sich 
Tropenwälder kaum nachhaltig bewirtschaften. Mit 
der Holzentnahme entstehen oft eine Degradierung 
der Böden und damit gravierende Folgen für indigene 
Gemeinschaften, das biologische Leben und das Kli-
ma.  
 Um die Holzproduktion in Deutschland zu stei-
gern, wäre, laut dem Institut für Energie und Umwelt 
Heidelberg (IFEU), die verstärkte Anlage und Nutzung 
von Hecken eine sehr effektive Maßnahme. Somit 
könnte mehr Biomasse für energetische Zwecke pro-
duziert werden und gleichzeitig der Holzmarkt ent-
lasten werden. Durch die Ausweitung strukturreicher 
Landschaften (mehr Hecken und Einzelbäume) könn-
ten wir gleichzeitig Böden schützen und Lebensräume 
von Pflanzen und Tiere miteinander vernetzen.

HANDLUNGSEMPFEHLUNGEN

Die oben erwähnten Studien nennen eine Vielzahl an 
Vorschlägen und Lösungsansätzen, sowohl für politi-
sche EntscheidungsträgerInnen als auch für den pri-
vaten Sektor, für die Forschung und für Bürgerinnen 
und Bürger.

Felix Girault
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• Auf internationaler Ebene muss der Bausektor in 
den nationalen Klimaschutzzielen (NDCs, Natio-
nally Determined Contributions) besser eingebun-
den werden. Ebenso müssen Holzprodukte einen 
getrennten Teil der NDCs darstellen. Zudem müs-
sen bewährte Praktiken im Umgang mit nachhalti-
gen Baustoffen und Erfolgsmodelle von CO2 - spei-
chernde Gebäude stärker international beworben 
werden.

• Die Abhängigkeit von konventionellen Baustoffen 
oder “Lock-in”-Effekt sind das Resultat fehlen-
der Expertise, Kompetenzen und Wissenstrans-
fer. Zudem müssen Normen technologie-neutral 
sein bzw. auf Leistungen basieren und keine un-
nötigen Barrieren für den Holzbau stellen. Leider 
besitzen EntscheidungsträgerInnen immer noch 
viele Vorurteile gegenüber dem Holzbau, was wie-
derum mit der erfolgreichen Lobbyarbeit der Ze-
ment- und Bauunternehmen verbunden ist. Das 
Land Baden-Württemberg hat z.B. das Schulungs-
programm „Holzbau heute“ ins Leben gerufen. Es 
richtet sich an alle Akteure auf kommunaler Ebene 
(Baubürgermeister, Leitung Hochbauämter, Lei-
tung Baurechtsbehörden, Brandschutz-Sachver-
ständige, Projektleitende) und dient der Vermitt-
lung des Wissensstandes der Technik im Holzbau. 

• Auch die Lehre, Ausbildung und Fortbildung zum 
Holzbau braucht mehr institutionelle Förderung, 
während in der Ausbildung von FachplanerInnen, 
ArchitektInnen und IngenieurInnen der Holzbau 
gleichwertig berücksichtigt werden muss.

• Stammholz im Baubereich, insbesondere an Stel-
le von Mauerwerk und Stahlträgern, bietet große 
ökologische Vorteile an. Dennoch wird diese Art 
der Holznutzung von der aktuellen Politik eher be-
nachteiligt. Einerseits wird die energetische Holz-
nutzung durch das Erneuerbare-Energien-Gesetz 
(EEG) gefördert, andererseits profitiert die Stahl-, 
Zement-, und Aluminiumindustrie vom europäi-
schen Emissionshandel und von der EEG-Umla-
ge, so das IFEU. Zuschüsse pro Tonne umwelt-
freundlicher Holzprodukte könnten helfen, diese 
Benachteiligung zumindest auszugleichen. Eben-
falls könnten gut einsetzbare Holzsortimente wie 
Stammholz von der EEG-Förderung ausgenommen 
werden.

• Um die Kaskadennutzung und die Wiederverwen-

dung von Holzprodukte zu fördern, könnten kom-
munale Akteure Baustoffbörsen anbieten und 
den Möbeltausch aktiv fördern.

• Der Konsum kurzlebiger Holzprodukte, insbeson-
dere Papier und Karton, muss drastisch senken. 
Laut Umweltbundesamt verbraucht Deutschland 
so viel Papier wie die Kontinente Afrika und 
Südamerika zusammen (250 Kg pro Jahr und 
pro Kopf)! Wenn wir weniger Zellstoff produzieren 
würden, hätte es eine höchst positive Auswirkung 
auf die weltweite Biodiversität und auf das Klima. 
Somit hätten wir auch mehr Ressourcen für lang-
lebige Holzprodukte zur Verfügung. 

• Um die Wiederverwendbarkeit von Bauholz zu för-
dern, sollten alle Elemente leicht trennbar sein 
und auf den Einsatz von Schadstoffen und schwer 
recycelbaren Materialien verzichtet werden. Hier-
zu besteht noch Forschungsbedarf. Auch die 
Forschung und Entwicklung neuer Laubholz-Pro-
dukte muss gefördert werden. Und auch bei der 
Werkstoffentwicklung, Oberflächenverarbeitung 
und Holzverbindungstechnik sind weitere innova-
tive Lösungen gefragt.

• Die „Nachverdichtung“ der Städten, also die Auf-
stockung bestehender Gebäude durch (bis zu 
vier) Holzstockwerke, muss vorangetrieben wer-
den. Weil Holz etwa dreimal so leicht ist wie Be-
ton, lassen sich somit bundesweit mehr als eine 
Million neue Wohnungen auf bereits versiegelten 
Gebieten neu errichten. Somit bekämpfen wir die 
aktuelle Wohnungsnot ohne zusätzlichen Flächen-
verbrauch.

• Holzbauten sind noch sehr oft Pilotprojekte, die 
neu entworfen werden müssen. Die Holzbranche 
muss es jetzt schaffen, Projekte zu skalieren und 
somit kostengünstiger zu bauen. Die Entwicklung 
von Standardbauteilekatalogen ist erforderlich.

• Mit der Erhöhung des CO2 -Preises für die In-
dustrie (ECTS) bzw. mit der Einführung einer CO2 
-Steuer könnten niedrige CO2-Vermeidungskosten 
einen wirtschaftlichen Anreiz für den Holzbau stel-
len.

• Auch das umweltfreundlichste Produkt verursacht 
Umweltschäden: die Herstellung neuer Produkte 
sollte also vermieden werden. Bevorzugt sollten 
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ABB. 3: Das für 2020 geplantes selbstverwaltetes Wohnheim „Collegium Academicum“ in Heidelberg: ein Neubau fast ausschließlich aus 
Holz und ein sanierter Altbau mit „cradle-to-cradle“-Konzept. (Quelle: collegiumacademicum.de)

gebrauchte Möbel repariert statt durch neue er-
setzt werden. Ebenso ist es oft umweltfreundlicher, 
Altbauten (mit ökologischen Stoffen) zu sanieren, 
statt Neubauten aus Holz zu errichten.

AUSBLICK

Es ist zwar sehr schwierig, das Substitutionspotential 
des Holzbaus auf globaler Ebene zu berechnen, den-
noch waren sich die meisten Akteure auf der COP24 ei-
nig, dass dies ein wesentlicher Baustein der globalen 
Klimaschutzstrategie bilden wird. 
 Außerdem gäbe es zahlreiche positive Neben-
wirkungen durch diese ambitionierte Strategie: durch 
den verminderten Sand- und Kalkabbau würden wir 
den Druck auf wertvolle Ökosysteme (wie z.B. Fluss-
bette, Küstengebiete, Karstgebiete) (1) reduzieren. 
Gleichzeitig könnten wir rasch bezahlbaren Wohnraum 
schaffen und ländliche Regionen stärken. Mit Holz-
bauten aus nachhaltiger Forstwirtschaft kann also ein 
erheblicher ökonomischer, sozialer und ökologischer 
Mehrwert erreicht werden.  
 Dabei ist ein holistischer, integrativer Ansatz 
erforderlich. Es müssen viele Aspekte berücksichtigt 
werden, vom Import der Holzprodukte, über die Effek-
te von Waldbrände, die Flächenversiegelung, die Um-
welt- und Sozialaspekte der Forstwirtschaft, den Arten-
schwund bis zu dem Sand- und Kalk- Abbau. Es darf 
nicht vergessen werden, dass die klimafreundlichste 

Maßnahme im Bausektor die Senkung der Nachfrage 
nach Neubau bleibt. Dies lässt sich vor allem durch 
Sanierungsmaßnahmen und die Förderung von be-
zahlbarem Wohnraum, eine „Nachverdichtung“ der ur-
banen Räume, die Förderung von ÖPNV im ländlichen 
Raum sowie die Stärkung der ländlichen Regionalwirt-
schaft erreichen. 
 In der Zeit meiner Recherche hat das Land Ba-
den-Württemberg eine „Holzbau-Offensive“ mit einem 
ambitionierten und umfassenden Programm gestartet. 
Diese Initiative der Schwarz-Grüne Regierung ist sehr 
bemerkenswert, allerdings ist sie auf viel Widerstand 
seitens der Bauindustrie gestoßen (2). Hiermit lässt 
sich gut beobachten, inwiefern der Wandel zu einer 
(klima-)gerechten Gesellschaft immer ein von Konflik-
ten geprägter Aushandlungsprozess sein wird.  
 Letztendlich kommt es mit der Extraktion von 
fossilen Rohstoffen wie Sand und Kalk regelmäßig 
zu Menschenrechtsverletzungen. Ein frappierendes 
Beispiel war die finanzielle Unterstützung des islami-
schen Staates seitens des französischen Zementrie-
sen Lafarge während des syrischen Bürgerkriegs (3). 
Angesichts der Macht der Zementkonzerne und der 
„Sandmafia“ (4) ist es an der Zeit, die Nutzung dieser 
fossilen Ressourcen kritisch zu hinterfragen. Holz ist 
der Baustoff der 21. Jahrhunderts. Jetzt geht es da-
rum, diese nachwachsende Ressource umwelt- und 
menschenfreundlich zu nutzen.

Felix Girault
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Immer mehr Menschen leben in Städten. Laut dem 
Statistischen Bundesamt lebten Ende 2016 77 % der 
Deutschen in dicht besiedelten Gebieten. Weltweit 
sind es etwa 55 %, Tendenz steigend. Mit anderen 
Worten bedeutet das, dass es immer enger und der 
Platz in den Städten immer knapper wird. Man muss 
neue Häuser und mehr Straßen für die hinzuziehen-
den Menschen bauen. Da bleibt wenig Raum für aus-
gedehnte Parkanlagen oder Bäume entlang der Stra-
ßen, um das Stadtklima und die Lebensqualität der 
Bewohner zu verbessern. Um trotzdem möglichst viel 
Grün in das Stadtbild einzugliedern, gibt es das Kon-
zept der Fassadenbegrünung. Dieses Konzept ist gar 
nicht mal so neu, der „Urvater“ einer begrünten Fas-
sade ist wohl der Efeu. Die Symbiose aus Gebäudefas-
saden und Grünflächen scheint besonders für Groß-
städte ideal. Dort gibt es immer mehr (hohe) Gebäude 
und somit auch immer mehr Fassaden zum Begrünen, 
gleichzeitig leiden Großstädte aber auch unter akutem 
Platzmangel, welcher ebenfalls durch Fassadenbegrü-
nungen gemindert werden kann, da durch ausreichen-
de Begrünung Straßenbäume oder sogar Parkanlagen 
obsolet werden.

1    FASSADENBEGRÜNUNG – DIE ECKDATEN

Aber diese vertikalen Gärten sind nicht nur ein ästhe-
tisches Element in der Stadtplanung, sondern bieten 
auch noch weitere Vorteile. Im Zuge des Klimawandels 
steigt die Temperatur und es geschehen immer mehr 
extreme Wetterereignisse wie Hitzeperioden und star-
ke Niederschläge. Vor allem die Hitze ist in Städten 

besonders unangenehm, wie jeder Bewohner einer 
Dachgeschosswohnung bestätigen kann. Diese Aus-
wirkungen des Klimawandels und auch den bekannten 
Umwelteinflüssen einer Stadt wie Luftverschmutzung, 
Abgase und Lärm können begrünte Fassaden auf ver-
schiedene Arten entgegenwirken.

Verbesserung des Mikroklimas

Städte heizen sich besonders schnell auf. Dieser Ef-
fekt wird urbaner Hitzeinseleffekt (urban heat island 
effect) genannt. Dieser hat verschiedene Ursachen, 
z.B. durch das schnelle Aufheizen von dunklen Ober-
flächen wie Asphalt oder das Zubauen von Frischluft-
korridoren durch hohe Häuser. Vegetation senkt die 
Temperatur der darunterliegenden Fassade, indem 
sie dieser Schatten spendet. Außer dieser Verschat-
tungswirkung trägt auch die Evapotranspiration (Ver-
dunstung von Wasser aus Pflanzen und Boden) und 
der daraus resultierenden Verdunstungskälte zur Ab-
kühlung des Gebäudes, bzw. der unmittelbaren Umge-
bung des Gebäudes, bei. Der erzielte Einfluss auf die 
Wand- sowie Umgebungstemperatur hängt von der Art 
und Beschaffenheit der Pflanzen, des Substrats, der 
Wasserverfügbarkeit und dem Klima und der Witte-
rung am Standort ab. (Brune et al. (2017) S. 13). Fas-
sadenbegrünung kann aber nicht nur eine kühlende 
Wirkung auf die unmittelbare Umgebung des Gebäu-
des, sondern auch bei einer flächenmäßigen Anbrin-
gung auch eine abkühlende Wirkung auf die gesamte 
Stadt haben.  Hierbei ist das Umfeld zu beachten. So 
können die gleichen Begrünungsmaßnahmen in einer 
dichtbebauten Innenstadt effektiver sein als dieselben 
Maßnahmen in einer weniger dichtbebauten Vorstadt 
(Žuvela-Aloise et al. (2016) S.436). Bisher existieren 
jedoch noch wenige quantitative Daten darüber, wel-
che kühlende Wirkung bei entsprechender Flächen-
deckung durch Gebäudebegrünung zu erwarten sind. 
Dies liegt an dem Fehlen geeigneter Monitoringmaß-
nahmen, sowie daran, dass es bisher keine flächen-
deckend begrünten Städte gibt (Brune et al. (2017) 
S.15).

Verbesserung der Luftqualität 
und Lärmreduzierung

Pflanzen tragen zur Verbesserung der Luft bei, indem 
sie Schadstoffe aus der Luft filtern, welche sich dann 

Ist Fassadenbegrünung 
nur ein Tropfen auf den 
heißen Stein?

Eine Klimaschutzpotenzialanalyse 
von Fassadenbegrünung 

in Berlin

Auf dem Gelände der COP24 gab es 
nicht viele Veranstaltungen und Infos 
zur nachhaltigen Gebäude- oder Städ-

teentwicklung und zu Fassadenbe-
grünung erst recht nichts. Ist die Fas-
sadenbegrünung so irrelevant für die 

Reduzierung von CO2 in Städten?

Von Teresa Weise, 
Sinologie und Geographie

LINKS Bosco Verticale: die begrünten Zwillingstürme eines Hochhauskomplexes in Mailand, Italien.  (Foto: Chris Barbalis, Unsplash)
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auf den Blättern absetzen (trockenen Deposition). Au-
ßerdem eignen sie sich für die Reduzierung von CO2, 
da sie CO2 direkt bei der Fotosynthese aus der Luft 
entnehmen und in den Stämmen und Stängeln spei-
chern. Durch die Reduzierung von CO2 wird auch ein 
wertvoller Beitrag zur Abschwächung des Klimawan-
dels geleistet.
 Begrünte Fassaden können des Weiteren auch 
als Schalldämpfer gegen Straßenlärm genutzt werden.

Lebensraum für Wildtiere

Fassadenbegrünung können einen Lebensraum für 
verschieden Tierarten, vor allem Vögel und Insekten, 
bieten. Sie können die Grundlage für eine höhere Bio-
diversität im urbanen Raum bilden, da Tiere sonst in 
den stark versiegelten Städten keinen Lebensraum 
finden.

Thermische und energetische Wirkung 
auf Gebäudeebene

Eine Bepflanzung der Gebäudefassaden wirkt sich 
nicht nur positiv auf die Stadtebene aus, viel direkter 
und unmittelbarer natürlich auch auf das Gebäude 
selbst. Die Pflanzen kühlen das Gebäude nicht nur im 
Sommer, sondern haben insgesamt eine isolierende 
Wirkung. Durch die Substratschicht bei fassadenge-
bundener Begrünung bzw. bei der Bepflanzung mit im-
mergrünen Pflanzen wird das Gebäude auch im Winter 
vor einer starken Abkühlung geschützt. Dadurch wird 
im Sommer Energie zum Kühlen und im Winter Ener-
gie zum Heizen eingespart, was wiederum zu einer ins-
gesamten Verringerung des CO2-Ausstoßes und so zu 
einer besseren Emissionsbilanz der Stadt führt. 
 Auch wird die Lebensdauer der Fassade ver-
längert, da diese nicht mehr so großen Temperatur-

ABB. 1: Klassifizierung der Begrünungstypen. (Quelle: Brune et al. 2017, S. 10)

schwankungen ausgesetzt sind. Die Fassade wird 
außerdem von UV-Strahlung, Hagel und anderen Ein-
wirkungen geschützt. (Brune et al. (2017) S.22).

KLASSIFIZIERUNG DER BEGRÜNUNGSTYPEN

Gerade fiel der Begriff „fassadengebundene Begrü-
nung“. Dabei handelt es sich um eine Klassifizierung 
von vertikaler Begrünung im Deutschen. Zumeist wird 
nämlich zwischen bodengebundener und fassadenge-
bundener Begrünung unterschieden. Bei bodengebun-
dener Begrünung haben die Pflanzen direkten Kontakt 
zu und wachsen aus der Erde, bei fassadengebunde-
ner Begrünung werden die Pflanzen in Kübeln oder in 
speziellen Trägermodulen an der Fassade montiert. In 
englischsprachiger Fachliteratur unterscheidet man 
eher zwischen einem einfachen technischen Aufbau 
mit vorwiegend Kletterpflanzen (green facades) und 
komplizierteren Technik aus Modulsystemen und flä-
chigen Konstruktionen (living walls).

GRÜNDE GEGEN FASSADENBEGRÜNUNG

Bei der Anbringung von Fassadenbegrünung gibt es 
aber auch einiges zu beachten, da sonst die Bau-
substanz Schaden nimmt. Man muss auf geeignete 
Pflanzen, geeignete Kletterhilfen, technisch intakte 
Fassaden und auf Pflege und regelmäßige Kontrolle 
der Pflanzen achten. Bei begrünten Fassaden ist die 
Instandhaltung aufwendiger als bei herkömmlichen 
Fassaden. Besonders in den ersten ein- bis zwei Jah-
ren nach der Installation muss die Fassadenbegrü-
nung intensiver gepflegt werden. Der Preis für die In-
stallation schwankt stark, je nachdem, welche Art der 
Begrünung man wählt. Laut dem Leitfaden Fassaden-
begrünung von „ÖkoKauf Wien“ muss man bei boden-
gebundener Begrünung mit 15-35€ pro m2 und bei 
fassadengebundener Begrünung mit 400-2.000m2 
rechnen. Außerdem wird der Lebensraum, den die ver-
tikalen Grünflächen für Insekten bieten, von biophobi-
schen Stadtbewohnern als Nachteil angesehen. Auch 
für Allergiker ist das erhöhte Aufkommen von Pollen 
durch mehr Pflanzen unangenehm.

2    KLIMASCHUTZPOTENZIALANALYSE 
VON FASSADENBEGRÜNUNG IN BERLIN

Berlin liegt in der Übergangszone von maritimem und 
kontinentalem Klima. Die Jahresdurchschnittstempe-
ratur beträgt 9,9 Grad (Daten des Deutschen Wetter-
dienstes) und der Jahresdurchschnittsniederschlag 

beträgt 576 mm. Nach einer Studie der Senatsverwal-
tung für Stadtentwicklung und Umwelt soll die Tem-
peratur in Berlin im Zeitraum von 2031 bis 2060 zwi-
schen 1,2 - 1,9 Grad (Minimal- und Maximalwert) und 
im Zeitraum von 2071 bis 2100 sogar um 2,9 - 3,7 
Grad ansteigen. Auch die Anzahl an heißen Tagen wird 
ansteigen. Der Niederschlag wird in denselben Zeit-
räumen um +2,7 - 9,7 bzw. +7,5 - 18,1 zunehmen. 
Starkniederschlagsereignisse werden häufiger auftre-
ten. Weitere klimatische Veränderungen, die im Zuge 
des Klimawandels auftreten werden, sind das ver-
stärkte Ablaufen von Niederschlagswassern, geringe 
Luftfeuchtigkeit, vergleichsweise hohe Spurenstoff-
konzentrationen der Luft, sowie eine Verschärfung 
des städtischen Wärmeinseleffekts. So drückt sich 
die erhöhte Vulnerabilität Berlins für die Folgen des 
Klimawandels aus.
 Einige dieser Folgen wie die Spurenstoffkon-
zentration in der Luft oder den Wärmeinseleffekt kön-
nen, wie oben beschrieben, Pflanzen abschwächen. 
Wie sieht es aber insgesamt mit der Abdeckung von 
Grünflächen in Berlin aus?

BERLINS (GRÜN-)FLÄCHE

Laut dem Amt für Statistik Berlin-Brandenburg woh-
nen in Berlin 3 613 500 Menschen (Stand 2017) auf 
einer Fläche von 891,1 km2. Daraus ergibt sich eine 
Bevölkerungsdichte von ca. 4 055 pro km2. Damit hat 
Berlin hinter München die zweitgrößte Bevölkerungs-
dichte in Deutschland. Von der Gesamtfläche werden 
492,42 km2 für Siedlungen, 135,82 km2 für Verkehr 
und die restlichen 262,88 km2 für Landwirtschaft, 
Wald, sonstige Vegetation und Gewässer eingenom-
men. Das würde heißen, ca. 29,5% des Stadtgebiets 
von Berlin wären begrünt. Darin inbegriffen sind aber 
noch nicht die Gärten um Häuser, begrünte Dächer 
und Balkone. Die Berliner Morgenpost hat durch Sa-
tellitenbilder die gesamte Grünfläche (Wälder, Felder, 
öffentliche Grünflächen und „private Grünflächen“) 
innerhalb des Stadtgebiets ausgewertet. Für Berlin er-
gab sich so eine Begrünung von 59 %, was rund 530 
km2 oder 150m2 pro Einwohner entspricht, was im 
Vergleich zur Statistik schon bedeutend mehr ist. Fas-
sadenbegrünung wurde aber nicht explizit bei der Aus-
wertung erwähnt und wohl auch nicht miteinbezogen, 
da man diese schlecht durch die Satellitenbilder aus-
machen kann. Insgesamt liegt Berlin somit auf Platz 8 
der 14 deutschen Großstädte über 500.000 Einwoh-
ner und somit in der Mitte.

Ist Fassadenbegrünung nur ein Tropfen auf dem heißen Stein? Teresa Weise
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ABB. 2: Stadtentwicklung von Berlin 1950 und 2000. (Quelle: Senatsverwaltung für Stadtentwicklung Berlin über Klettverlag)

Ist Fassadenbegrünung nur ein Tropfen auf dem heißen Stein?

WIE SIEHT ES MIT POTENZIELL 
BEGRÜNBAREN FASSADEN IN BERLIN AUS?

Hierzu gibt es bisher, anders als für Dachbegrünung 
oder Solaranlagen, noch keine Daten. In diese Rich-
tung würde es sich lohnen, ein Verfahren zu entwi-
ckeln, mit dem man die Fläche von Fassaden und 
Wände einer Stadt erfassen kann, da diese Zahlen 
bisher noch nicht existieren. Speziell für Fassadenbe-
grünung wären dann diese Daten abzüglich der Fläche 
der Fenster die potenziell begrünbare Fläche. Mar-
tin Thiele hat in seiner Masterarbeit aufgrund dieses 
Mangels an Vermessungsmöglichkeiten für Fassaden 
selbst für das Gebiet um den Klausenerplatz in Berlin 
Charlottenburg (ein Altbauquartier) Laservermessun-
gen vorgenommen. Dabei hat er für die verschiedenen 
Stockwerkszahlen der Gebäude zufällig zehn ausge-
wählt und damit einen Durchschnittswert gebildet. Um 
die Fensterfläche der Gebäude zu bestimmen, hat er 
wiederum zehn Gebäude ausgewählt und davon einen 
repräsentativen Wert für alle Fassaden für sein Unter-
suchungsgebiet erhoben. Für die Berechnung der 
potenziell begrünbaren Fassadenfläche benutzte er 
folgende Formel:

𝐴Begrünung𝑝𝑜𝑡=(𝐿𝐹𝑎𝑠𝑠𝑎𝑑𝑒∗ℎ𝑇𝑟𝑎𝑢𝑓𝑒)− 
𝑛𝐹𝑒𝑛𝑠𝑡𝑒𝑟(𝐿𝐹𝑒𝑛𝑠𝑡𝑒𝑟∗ℎ𝐹𝑒𝑛𝑠𝑡𝑒𝑟)

Diese Formel berücksichtigt zwar nicht alle Faktoren, 
wie zum Beispiel Balkone, für eine allgemeine Ein-
schätzung hinsichtlich der potenziell begrünbaren Flä-
chen ist sie aber ausreichend. 
 Da ich nicht selbst nach Berlin gehen konnte 
und weder das Wissen noch die Mittel habe, um selbst 
Berlin zu vermessen, werde ich die Ergebnisse für 
den Klausenerplatz als Stellvertreter für alle Berliner 
Altbauquartiere betrachten. Da ca. 43 % der Fläche 
Berlins bewohnt ist und davon 43 % Altbauwohnungen 
sind, macht das etwa 18,5 % der Gesamtfläche Berlins 
aus (entspricht 164,85 km2).
 Die Fläche der Gegend des Klausenerplatzes 
beträgt ca. 0,2036 km2. Die Fläche der Fassaden dort 
beträgt 0,3046 km2, von welchen acht Prozent bereits 
begrünt, fünf Prozent nicht begrünbar sind. Der Haupt-
flächenanteil mit 87 Prozent (0,2647 km2) ist poten-
ziell begrünbare Fläche. Hochgerechnet auf die Fläche 

der Altbauten in Berlin wären das 246,62 km2. (2036 
: 3046=1,496; 164,85x1,496 = 246,62). Es gibt also 
zumindest für 18,5 % von Berlin einen repräsentativen 
Wert zur Fassadenbegrünung.

WIE VIEL CO2 KÖNNTE MAN MIT EINER KOMPLET-
TEN BEPFLANZUNG DIESER FLÄCHE BINDEN?

Laut dem Statistischen Bericht zur Energie und CO2-Bi-
lanz in Berlin stieß Berlin im Jahr 2016 16,9 Millionen 
Tonnen CO2 aus. Wie kann Fassadenbegrünung dazu 
beitragen, dass dieser Wert weiter sinkt bzw. wie viel 
CO2 kann Fassadenbegrünung in Berlin binden?
 Zumeist wird das Trockengewicht der Pflan-
zen mit deren Kohlenstoffgehalt verglichen. Die CO2 
Bindung von durchschnittlich 2,3 kg CO2/m2 pro Jahr 
einer 1000m2 großen und 20 cm tiefen Wandbegrü-
nung wird in einem Bericht der Forschungsgesell-
schaft Landschaftsentwicklung Landschaftsbau e.V. 
aufgeführt und gilt daher auch hier als repräsentativ. 
 Die Gesamtfläche der potenziell begrünba-
ren Altbaufassaden in Berlin waren 246,62km2 oder 
246.620.000m2. Mit dem Faktor von 2,3 kgCO2/
m2 verrechnet ergibt das 567.226.000 kg CO2 bzw. 
567.226 t CO2, die gebunden werden könnten. Neben 
der Bindung von CO2 gibt es noch eine zweite Kom-
ponente zum Einsparen von CO2, nämlich die Dämm-
wirkung der grünen Fassaden, welche zur Vermeidung 
von Treibhausgasen durch Energieeinsparung führt. 
Obwohl dieser Effekt als bestätigt gilt, mangelt es 
laut Martin Thiele bisher in der Literatur noch an ver-
gleichbaren Zahlen aus der Praxis, weshalb er für den 
Klausenerplatz ein eigenes Diagramm aufgestellt hat, 
welches sehr anschaulich die CO2-Einsparung von 
Fassadengrün darstellt.
 Im Folgenden wird der Wert der CO2-Einspa-
rung von 5,37 kgCO2/m2 aufgrund Mangels anderer 
und eigener Daten zum weiteren Rechnen benutzt. 
Rechnet man den Faktor von 5,37 kgCO2/m2 auf 
die Fläche aller Berliner Altbaufassaden, erhält man 
eine zusätzliche Einsparung von 1.324.349.000 kg 
CO2 (bzw. 1.324.349 t CO2) dazu. Addiert man nun 
den Wert für die CO2-Bindung mit dem der CO2-Ein-
sparung, so kommt der Wert 1.891.575 t CO2 heraus. 
Dieser Wert wäre die maximale CO2-Einsparung, die 
man durch eine Fassadenbegrünung der Berliner Alt-
baufassaden erreichen könnte. Das wären gerundet 
1,89 Millionen Tonnen von den 16,9 Millionen Ton-
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nen Berlins CO2 Ausstoß von 2016. Das sind knapp 
9 % und damit nicht zu verachten. Außerdem bringen 
Pflanzen an Fassaden abgesehen von der Funktion als 
CO2-Depot noch andere Vorteile. Um diesen Wert zu 
erreichen, müssten allerdings alle Fassaden komplett 
begrünt sein, was aber je nach Pflanzenart, Sonnenex-
position und Fassadentyp durchschnittlich zehn Jahre 
in Anspruch nehmen kann (Köhler und Schmidt 1997). 
Noch einmal soll an dieser Stelle verdeutlicht werden, 
dass dieser Wert höchstens ein grober Annäherungs-
wert ist und keine absolute Gegebenheit. Es handelt 
sich nicht um eine exakte Darstellung der Berliner 
Verhältnisse, sondern soll vielmehr das Potenzial zum 
Beitrag zum Klimaschutz von Fassadenbegrünung auf-
zeigen.
 Welche Daten man noch in die gesamte 
CO2-Einsparung integrieren könnte, wären die Zahlen 
zu der Reduzierung des Stromverbrauchs durch die 
Kühlung eines Gebäudes im Sommer. Diese Daten 
sind aber noch weniger quantifiziert, als die Daten zu 
den Heizeinsparungen und werden daher in dieser 
Arbeit nicht berücksichtigt.

 Es ist also sinnvoll, möglichst viele Fassaden 
in Berlin zu begrünen. Da die meisten Altbauhäuser in 
privatem Besitz sind und somit von Privatleuten finan-
ziert werden muss, bietet sich zur möglichst flächen-
deckenden Begrünung die bodengebundene Fassa-
denbegrünung an, da diese mit 15-35 € die weitaus 
preisgünstigere und somit wohl auch die attraktivere 
Variante ist. Geeignete Pflanzen für diese Art der Be-
grünung wären zum Beispiel Efeu oder Wilder Wein, 
beides sogenannte Selbstklimmer, welche keine Klet-
terhilfe benötigen. Beispiele für Kletterpflanzen, die 
eine Hilfe benötigen, sind Blauregen und Clematis, 
welche durch ihre Blüten auch wieder zu dem ästheti-
schen Aspekt der grünen Stadt beitragen.

FÖRDERUNG UND HILFSMITTEL 
ZUR FASSADENBEGRÜNUNG

Bisherige Unterstützung für Fassadenbegrünung in 
Berlin ist in der Form von Leitfäden, Beratungstätig-
keiten und Arbeitshilfen z.B. des Bundesverbands 
Gebäudegrün e. V. oder der Grünen Liga Berlin e.V. 

Die rechtlichen Rahmenbedingungen sind für verti-
kalen Grünflächen günstig, so muss man nur für die 
Begrünung bei Baudenkmälern, bei zusätzlicher Flä-
chenentsieglung oder in Gebieten mit entsprechen-
der Gestaltungssatzung eine Genehmigung anfordern 
(Forschungsgesellschaft Landschaftsentwicklung 
Landschaftsbau e.V. S.9). Als städtebauliche Vorgabe 
zur Förderung von Fassadenbegrünung ist der Bio-
topflächenfaktor BFF zu nennen. Der BFF „benennt 
den Flächenanteil eines Grundstückes, der als Pflan-
zenstandort dient bzw. sonstige Funktionen für den 
Naturhaushalt übernimmt. Für ausgewählte, gleich-
artig strukturierte Stadtgebiete kann der BFF in einem 
Landschaftsplan verbindlich festgelegt werden. Der 
BFF umfasst die städtischen Nutzungsformen Woh-
nen, Gewerbe und Infrastruktur und formuliert ökologi-
sche Mindeststandards für bauliche Änderungen und 
Neubebauung. Dabei werden sämtliche Begrünungs-
potentiale wie Höfe, Dächer, Mauern und Brandwände 
einbezogen.“ (Senatsverwaltung für Umwelt, Verkehr 
und Klimaschutz). Der BFF kann in Berlin in Land-
schaftsplänen festgesetzt werden, die per Rechtsver-
ordnungen erlassen werden.
 Des Weiteren können städtebauliche Verträge 
durch sogenannte „Zielbindungsverträge zur Förde-
rung und Sicherung der Ziele der Bauleitung“ Gestal-
tungsvorgaben zur Fassadenbegrünung machen, so 
die Senatsverwaltung für Stadtentwicklung im Stadt-
entwicklungsplan Klima Berlin.

FAZIT

Abschließend kann man sagen, dass Fassadenbegrü-
nung keine sich sofort Erträge erzielende Mitigations-
maßnahme ist, da es unwahrscheinlich ist, schnell 
eine flächendeckende Bepflanzung in Berlin oder 
auch in anderen Städten zu erwarten. Zudem dauert 
es auch ein paar Jahre, bis so eine Fassade komplett 
bewachsen ist. Nichtsdestotrotz hat Fassadenbegrü-
nung in der Stadtentwicklung ein großes Potenzial 
zum Beitrag zum Klimaschutz, da es sowohl einiges an 
CO2 einsparen und binden kann, als auch zu einem 
besseren Mikroklima, größerer Artenvielfalt, sauberer 
Luft und einem ästhetischen Stadtbild beiträgt. Der 
vielleicht größte Vorteil von grünen Fassaden ist, dass 
dessen Potenzialentfaltung stark von den Einwohnern 
abhängt. Man muss, zumindest in Berlin, weder große 
rechtliche, bürokratische oder finanzielle Hürden neh-
men, um seinen Teil zum Klimaschutz beizutragen.
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„COP 24 Katowice“ ist auf dem linken Handschuh in 
hellem Grün gestickt, aber drin auf einem kleineren 
Etikett versteckt sich eine zweite kleine Phrase: „Made 
in P.R.C.“. Die Handschuhe, gemeinsam mit einer 
passenden Mütze und Nackenwärmer sowie ein paar 
anderen kleinen Geschenken, durften alle Teilneh-
mer der 24. UN Weltklimakonferenz in Polen mit nach 
Hause nehmen. Diese in China hergestellten Klei-
dungsstücke dienen als Metapher dafür, wie schein-
bare Umweltschutzanstrengungen in Industrieländern 
manchmal billige Produktion in China verdecken.
 China ist der größte Produzent von Treibhaus-
gas-Emissionen weltweit, einschließlich im globalen 
Bekleidungssektor. 72% der Emissionen aus der chi-
nesischen Bekleidungsindustrie werden bei der Her-
stellung von Exporten generiert.1 Ist lediglich China für 
diese Emissionen verantwortlich, oder sollten Europa, 
Japan und die USA (die Hauptimportländer chinesi-
scher Kleidung; siehe Abb. 2) zu Anstrengungen zur 
CO2-Reduktion beitragen? Auch unter chinesischen 
Umweltaktivisten ist dieser Punkt umstritten. Xie Zhen-
hua, der Minister der chinesischen Delegation, sagte 
Journalisten von The Guardian, dass Industrieländer 
ihre Schulden zahlen sollten, indem sie Entwicklungs-
ländern finanzielle und technologische Ünterstützung 
anbieten. Im Gegensatz dazu sagte mir Liu Qiang, Na-
tional Center for Climate Change Strategy and Interna-
tional Cooperation (NCSC), während eines Gesprächs 
bei der COP, dass eine solche Lastenteilung meistens 
unpraktisch ist, weil konsumorientierte Modelle keine 
konkrete Anwendung haben. Er meinte, es wäre sinn-
voller, auf die Nationally Determined Contributions 
(NDCs) zu konzentrieren und empfiehlt „Deep Decar-
bonization Pathways Project“ (DDPP) als Informations-
quelle.
 China ist eines von 16 beteiligten Ländern. In 

1 The Carbon Trust (2011)

seinem Strategieplan wird ein Mechanismus zur Of-
fenlegung von Treibhausgas-Emissionen empfohlen, 
der obligatorische CO2-Labels und Informationen zum 
CO2-Fußabdruck beinhaltet. In einem Interview auf 
der COP erwähnte auch Olivia Gippner, Europäische 
Kommission, Carbon-Labeling als eine Möglichkeit, 
Konsumenten die Diskrepanz zwischen nationaler 
CO2-Belastungen und Konsum deutlich zu machen. 
Solche Umweltkennzeichnungen sind eine Möglich-
keit, Konsumenten in entwickelten Ländern darüber 
zu informieren, wie ihr Einkaufsverhalten Auswirkun-
gen auf die Umwelt hat.
 Dieser Artikel wird zuerst Carbon-Labeling vor-
stellen, zweitens mögliche wirtschaftliche Konsequen-
zen darstellen, drittens Verbrauchereinstellungen dis-
kutieren und schließlich die besten Designoptionen 
für solche Kennzeichnungen, basierend auf aktueller 
Forschung zu Carbon-Labeling, Psychologie der Risiko-
kommunikation und Vergleichen mit ähnlichen Labels 
präsentieren.

ÜBERBLICK ÜBER CARBON- ODER 
UMWELT-LABELING

Carbon-Labeling ist ein marktorientiertes Instrument 
zur Reduktion der Treibhausgasemissionen. Bran-
di (2014) bietet ausführliche Informationen zu Car-
bon-Labeling in China und weltweit an. Momentan gibt 
es weder ein einziges Verwaltungsorgan, das alle Ak-
teure bei der Berechnung oder Implementierung von 
CO2-Fußabdrücken von Produkten beaufsichtigt, noch 
gibt es einen wissenschaftlichen Konsens darüber, wie 
der CO2-Fußabdruck eines Produkts beurteilt werden 
kann (siehe Plassmann et al., 2010 zitiert). Entschei-
dungen, die getroffen werden müssen, sind zum Bei-
spiel welche Gase mit einbezogen werden sollen (nur 
CO2 oder auch andere Gase wie SO2, NOx und PM2.5), 
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welche Produktionsschritte zu berücksichtigen sind, 
und wie das Label präsentiert werden soll. Auch wenn 
diese und andere Faktoren vereinbart werden könn-
ten, ist die Lebenszyklusanalyse ein komplizierter und 
oft ungenauer Prozess. Für das Verbraucherverständ-
nis ist es deshalb wichtig, dass Carbon-Labels standar-
disiert werden.
 Ein paar Organisationen, The Carbon Trust, ISO 
(International Organization for Standardization) und 
WRI (World Resources Institute), haben genau dies 
versucht. The Carbon Trusts „Carbon Reduction Label“ 
war 2007 das erste Carbon-Labeling-System auf der 
Welt und ist immer noch der am weitesten verbreitete 
Standard (auf über 2.800 Produkte). Es ist basiert auf 
dem von der ISO entwickelten PAS 2050 Ökobilanz-
system. Die Standards des Carbon Reduction Labels 
sind aber ziemlich streng, und manche Experten be-
haupten, dass mildere Regelungen wie die ISO 14067 
einfacher einzusetzen wären.
 Eine andere Alternative wäre, Chinas Inter-
essen in die Entwicklung eines Labels einzubezie-
hen. Das CNTAC (China National Textile and Apparel 
Council) hat 2005 mit seiner CSC9000T (China Social 
Compliance 9000 for the textile and apparel industry) 
das erste chinesische Carbon-Label auf den Markt 
eingeführt. Es war Chinas erster Versuch, auf die Be-
lange westlicher Händler einzugehen, aber leider zeigt 
dieses Label lediglich die Tendenz eines kohlenstoff-
armen Charakters eines Produkts, wird aber ohne 
eine echte Lebenszyklusanalyse vergeben. Dies ist 
ein Hauptproblem des Carbon-Labelings von in China 
hergestellten Textilien und Kleidung. Standardisierung 

durch internationale Standards bedeutet einerseits 
vereinfachte Kooperation, Verständnis und Vertrauen. 
Leider würde ein solcher Standard Entwicklungsländer 
stark benachteiligen, und er wäre extrem schwierig 
einzusetzen. Gleichzeitig ist es wahrscheinlich, dass 
mildere chinesiche Versionen keine ausreichenden 
umweltschützenden Auswirkungen haben würden.

MÖGLICHE WIRTSCHAFTLICHE EFFEKTE

Dies wirft die Frage auf, welche Auswirkungen Car-
bon-Labels bei Textilien und Kleidung auf den inter-
nationalen Handel und speziell auf die globale Wert-
schöpfungsketten haben könnten. Wegen Chinas 
Rolle als die Weltfabrik würde ein internationales Car-
bon-Labeling System die Wirtschaft Chinas sowie der 
der anderen Entwicklungsländer stark benachteiligen. 
Brandi (2014) argumentiert, dass Carbon-Labeling 
zu einer Art von nichttarifären Handelshemmnissen 
durch Spillover-Effekte werden könnte. Laut die BIO 
Inteligence Services Abschlussbericht für die Euro-
päische Kommission versucht die Welthandelsorgani-
sations (WTO) solche Effekte zu vermeiden. Die WTO 
verlangt, dass internationale CO2-Kennzeichnungssys-
teme den Richtlinien folgen, die im „Technical Barriers 
to Trade Agreement“ (TBT) und im „General Agreement 
on Tariffs and Trade“ (GATT) festgelegt sind. Das heißt, 
Carbon- oder Umweltlabels sollten möglichst wenig 
handelsbeschränkend sein und nicht zwischen inlän-
dischen und ausländischen Produkten unterscheiden. 
Aber auch wenn diese Richtlinien befolgt werden, sind 
Entwicklungsländer benachteiligt.

 Chinas Textilindustrie dient als ein perfektes 
Beispiel dafür. Als die Weltfabrik erzeugt China eine 
riesige Menge an billiger Kleidung und Textilien. China 
ist in allen Industrien, einschließlich der Textilindust-
rie,2 stark von Kohle abhängig. Das bedeutet, würden 
Chinas Exporte in einem entwickelten Land wie den 
USA hergestellt, wären die CO2-Ausgaben auch erheb-
lich niedriger.3 Dieser Zustand gekoppelt mit den Treib-
hausgas-Emissionen des Transports bedeutet, dass 
die Kohlenstoff-Fußabdrücke chinesischer Textilien 
wesentlich größer sind. Zusätzlich ist das chinesische 
Überwachungssystem sehr mangelhaft und müsste 
verbessert werden, um mit internationalen Standards 
mitzuhalten.  4Also, die Abkehr von der Kohleabhängig-
keit und die Verbesserung der Überwachungssysteme 
würden zu großen zusätzlichen Kosten des Carbon-La-
belings führen. 
 Diese Schwierigkeiten liegen aber auch darin 
einen internationalen Standard zu erschaffen. Ohne 
einen solchen Standard würden finanzielle Nachteile 
chinesische Hersteller davon abbringen, ihre Produk-
tion umweltfreundlicher zu machen. Eine mögliche 
Lösung wäre, dass europäische und amerikanische 
Händler vertikale Integration fördern, um ihre chinesi-
schen Partner bei den Überwachungs- und Entkarbo-
nisierungsprozessen zu unterstützen, während sie den 
Produktionsverlauf effizienter machen. Laut The Car-
bon Trust haben mehrere Firmen (z.B. Wal-Mart, IBM, 
Proctor & Gamble, Ford, Intel, Pepsi, Unilever) solche 
Entwicklungen bereits eingeleitet. Leider werden Car-
bon-Labels für Hersteller und Einzelhändler zumindest 
am Anfang zusätzliche Kosten verursachen. Die Frage 
ist daher, ob Konsumenten bereit sind, einen Preisauf-
schlag zu akzeptieren.

KONSUMENTENEINSTELLUNGEN UND THEORETI-
SCHES MARKETINGPOTENZIAL

Kortelainen et al. (2016) erklären, dass Carbon-La-
beling sich für Unternehmen nur lohnt, wenn Konsu-
menten bereit sind, höhere Preise zu bezahlen. Im 
Allgemeinen wollen Konsumenten umweltfreundliche 
Kaufentscheidungen treffen. Sowohl Nachforschun-
gen des BIO Intelligence Service als auch Hartikainen 
et al. (2014) (wie in Kortelainen et al. 2016 zitiert) stel-
len fest, dass jeweils 96% der italienischen, schwedi-
schen und polnischen Konsumenten, sowie 90% der 
finnischen Konsumenten eine positive Einstellung zur 

2 Lin & Moubarak (2014)
3 Shui & Harriss (2006)
4 Teng et al. (2015)

Einführung eines Carbon-Labeling Systems haben. 
Leider, wie von Butler und Francis (1997) erläutern, 
werden diese Absichten oft nicht in Handlungen umge-
setzt, weil Konsumenten oft notwendige Informationen 
und Verständnis fehlen. Der BIO Intelligence Service 
erklärt zum Beispiel, dass die meisten Konsumenten 
das Konzept der Ökobilanz nicht verstehen und sich 
Umweltinformationen nicht aktiv beschaffen, obwohl 
sie angeben sich für diese zu interessieren. Eine Stu-
die von Kang, Liu und Kim (2013) bietet Erklärungen 
zu dieser Diskrepanz an. Sie führten eine Befragung 
von Studenten in den USA, Südkorea und China durch, 
um festzustellen, wie Konsumenten ihre Einstellun-
gen zu umwelfreundlichen Textilien und Kleidung und 
Kaufabsichten entwickeln. Sie argumentieren, dass 
die entscheidenden Faktoren das Produktverständ-
nis, die Wahrnehmung der Selbstwirksamkeit und 
die persönliche Relevanz sind. Für den Erfolg eines 
Carbon-Labeling Systems müssten diese Aspekte be-
rücksichtigt werden. Außerdem müsste das Verständ-
nis von Umwelt-Labels verbessert werden. Laut dem 
Ecolabel Index gibt es bereits 463 verschiedene Um-
weltkennzeichnungen—selbstverständlich sind Konsu-
menten verwirrt und wissen nicht, in welche Labels 
sie ihr Vertrauen setzen können, denn die Überflutung 
mit Labels führt auch zu sogenanntem Green Was-
hing und gefälschten Kennzeichnungen. Es ist daher 
von entscheidender Bedeutung, dass Umwelt-Labels 
einem bestimmten Standard entsprechen.

DESIGN ZUR MAXIMIERUNG DER EFFEKTIVITÄT

Vergleich mit Tabakgesundheitswarnungen 
und Nährwertkennzeichnung

In Anbetracht dessen, dass Konsumenten theore-
tisch positiv auf Umwelt-Labeling reagieren könnten, 
liegt die Frage nahe, wie solche Kennzeichnungen 
aussehen müssten, um den größten Erfolg zu haben. 
An dieser Stelle ist es sinnvoll, einen Vergleich mit Er-
kenntnissen zweier anderer Labeling Systeme heran-
zuziehen, die gegen andere moderne Gefahren kämp-
fen, nähmlich Tabak und verarbeitete Nahrungsmittel. 
Wie Klimawandel, verursachen auch Tabakkonsum 
und die industrielle Herstellung von Nahrungsmitteln 
wesentliche gesundheitliche und ökologische Gefah-
ren. Beide Industrien verschutzen die Umwelt, und die 
geschätzten direkten medizinischen, welche in den 
USA durch Tabakkonsum und Fettleibigkeit verursacht 
werden, liegen bei jeweils 170 Milliarden US-Dollar 
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jährlich.5 Das Ziel der Verpackungskennzeichnungen 
in allen drei Fällen ist natürlich, dass Konsumenten 
die Labels wahrnehmen, verstehen und in fundierte 
Kaufentscheidungen umsetzen.
 Was können Umweltaktivisten also von Ta-
bak- und Ernährungsregelungen lernen? Erstens ist 
es deutlich, dass die Einführung solcher Kennzeich-
nungen in einem Land, ganz zu schweigen von einem 
internationalen Standard, ein langwieriger und oft be-
hinderter Prozess ist. Laut der Institute of Medicine 
(2010) wurden in den USA Nährwertkennzeichnungen 
erst 1990 mit dem NLEA (The Nutrition Labeling and 
Education Act) verpflichtend, zwanzig Jahre nachdem 
die FDA (Food and Drug Administration) das Konzept 
von solchen Labels vorgestellt hatte. In ähnlicher Wei-
se haben der US Surgeon General und das UK Royal 
College of Physicians in den 1960er Jahren Berichte 
über die Gesundheitsgefahren von Zigaretten veröf-

5 IOM (2010); Hall & Doran (2016)

fentlicht, aber das World Health Organization Frame-
work Convention on Tobacco Control (WHO FCTC) trat 
erst 2005 in Kraft.6 Diese beiden Industrien sind gute 
Beispiele dafür, wie schwierig es ist, einen internatio-
nalen Standard zu koordinieren und gegen politischen 
Widerstand zu kämpfen. Das FCTC Protokoll ist aber 
auch ein gutes Beispiel dafür, dass es bis zu einem 
gewissen Grad möglich ist und schürt daher die Hoff-
nung, dass UNFCCC bei der Einführung von Carbon-La-
bels eine ähnliche Rolle spielen könnten.
 Dass die Einführung solcher Labels schwierig 
ist, ist natürlich keine Überraschung, aber wie könn-
te die Textilindustrie die gewonnenen Erkenntnisse 
von den anderen zwei Prozessen in Carbon-Labeling 
übertragen? Erstens, bieten die Tabakwarnungen und 
Nährungskennzeichnungen verschiedene Möglichkei-
ten an, Aufmerksamkeit zu erregen. Beide Industrien 
haben im Laufe der Zeit sogenannte Front-of-pack La-
bels eingesetzt. Eine spezifische Methode der Tabak-
industrie ist es drastische, oft erschreckende visuelle 
Warnhinweise aufzunehmen. Mehrere Studien zeigen, 
dass Bildwarnungen wirksam sind, und Länder mit 
Bildwarnungen im Allgemeinen niedrigere Raucher-
quoten hätten als Länder mit nur Textwarnungen. Soll-
te CO2-reiche Produkte deshalb grauenvolle Bilder von 
leidenden Tieren oder Naturkatastrophen darstellen? 
Das würde die Dringligkeit des Problems verdeutli-
chen, aber die PsychologInnen de Hoog und Stroebe 
(2007) sowie Peters, Ruiter und Kok (2013) sind gegen 
solche Warnungen. Sie argumentieren, dass obwohl 
eine Bedrohungskommunikation den Schweregrad 
einer Gefahr effektiv kommunizieren muss und Men-
schen persönlich betreffen muss, um eine Reaktion zu 
erzeugen, ist es auch ein entscheindender Faktor, ob 
die Person eine ausreichende Wirksamkeit der Hand-
lungsempfehlung und eine Selbstwirksamkeit wahr-
nimmt. Wenn die Bedrohung hoch ist, die Wirksamkeit 
jedoch gering ist, werden Abwehrreaktionen vorherge-
sagt. Auf diese Weise können Kommunikationen kon-
traproduktiv sein. Entsprechend der zuvor erwähnte 
Ergebnisse von Kang et al. (2013), ist die Wahrheit 
dieser Erkenntnisses wirklich selbstverständlich. Die 
Bekämpfung des Klimawandels scheint eine so gro-
ße, anstrengende Bemühung zu sein, dass viele Men-
schen sich demoralisiert und defensiv fühlen. Diese 
Ergebnisse legen nahe, dass solche Warnungen nicht 
unbedingt zu empfehlen sind. 
 Können Nährwertkennzeichnungen bessere 
Möglichkeiten anbieten? Statt graphische Bilder ver-
wenden Lebensmitteletikette Skalen (z.B. in Prozent, 

6 Yach (2014)

Tageswerte), Farbcodierung und Gesamtwerte der 
Nährstoffe, um Aufmerksamkeit zu wecken.7 Außer-
dem streben sie nach Vereinfachung ung Standardi-
sierung, damit alle Konsumenten die Labels verstehen 
können. Diese Aspekte könnten wahrscheinlich in 
Kohlenstoffkennzeichnungssystemen umgesetzt wer-
den, wie im folgenden Abschnitt erläutert wird.

Wirksamkeit der Carbon Trust und BIO Intelligence 
Service Labels

Im Folgenden werden zwei Beispiele von Carbon-La-
bels (ein echtes Modell und eine Konzeptualizierung) 
diskutiert. Das erste ist das zuvor erwähnte „Carbon 
Reduction Label“ von The Carbon Trust, welches das 
erste und meistverwendete Carbon-Label ist. Dieses 
Label veranschaulicht die gesame Menge CO2, die 
durch Herstellung, Transport, Lagerung und Nutzung 
emittiert wird. Kortelainen, Razchaudhuri und Rous-
sillon (2016) haben die Wirksamkeit dieses Modells 
mit Hilfe einer Analyse der Scannerdaten von 60.000 
„Clubcard“ Mitgliedern einer bekannten Supermart-
kette erforscht. Ziel war es, festzustellen, ob die Car-
bon Reduction Labels einen Effekt auf das Kaufverhal-
ten in Bezug auf Waschmittel hatten.
 Entgegen der Erwartung hatte das Carbon-La-
bel weder einen Einfluss auf die Waschmittelpreise 
noch auf die Nachfrage. Kortelainen et al. (2016) 
schließen daraus, dass letztendlich das spezifische 
Design des Carbon-Labels für seinen Misserfolg ver-
antwortlich ist. Sie haben festgestellt, dass Konsu-

7 IOM (2010)

menten das Carbon Reduction Label sowohl als un-
auffällig empfinden und zudem nur verstehen. Das 
Design gibt dem Kunden nur Informationen über die 
emittierte Menge an CO2. Konsumenten wissen aller-
dings nicht, ob diese im Vergleich zu anderen Wasch-
mitteln umweltfreundlicher ist oder nicht ist. Das Car-
bon Reduction Label ist zudem ziemlich wortreich, 
was den Durchschnittsverbraucher davon abhält, es 
zu lesen. Als Reaktion auf diese Studie hat The Carbon 
Trust angefangen, ökolabelartige Kennzeichungen zu 
vergeben, aber wie bereits erwähnt, ist der Markt mit 
solchen Labels überflutet, und es fällt Konsumenten 
schwer zu wissen, welchen davon sie vertrauen kön-
nen. Kortelainen et al. bieten ein paar Verbesserungs-
vorschläge an. Eine Skala (z.B. EU-Energielabel) oder 
ein Bezugspunkt (z.B. „Guideline Daily Amount“ bei 
Nährungskennzeichnungen) würde Konsumenten hel-
fen, die Informationen zu verstehen. Die Autoren zie-
hen Nährwertangaben als Beispiel heran und schla-
gen ein kurzes Label auf der Vorderseite vor, das durch 
detailliertere Informationen auf der Rückseite ergänzt 
wird. Bei Kleidung und Textilien wäre diese Empfehlung 
eher unpraktisch, aber in ähnlicher Weise könnten de-
taillierte Informationen online oder über eine Handy 
App (z.B. „Good On You“) nachgelesen werden.8 Damit 
könnten interessierte Konsumenten sich informieren, 
und die Daten könnten leichter und billiger geändert 
werden, als ständig Etiketten anzupassen. In der Re-
gel sollten Umwelt-Labels möglichst kurz und prägnant 
sein.
 In einer Studie für die Europäische Kommis-

8 Teng et al. (2015)
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sion und DG Environment ist der BIO Intelligence 
Service zu ähnlichen Ergebnissen gekommen und 
bietet konkrete Beispiele an (siehe Abb. 4). Ihre Emp-
fehlungen bauen auf gewonnene Erkenntnisse von 
Nährwertkennzeichungen auf. Die Hauptziel war es 
herauszufinden, welche und wie viele Informationen 
auf Umwelt-Labels kommuniziert werden sollen und in 
welchen Format dies am besten funktioniert. Verschie-
dene Designs wurden durch mehrere Feedbackrunden 
der Europäischen Kommission und Fokusgruppen in 
drei Ländern (Italien, Schweden und Polen; insgesamt 
über 300 Konsumenten) verfeinert, und 500 Teilneh-
mer pro Land (1.500 insgesamt) haben die endgülti-
gen Designs in einer Online-Befragung bewertet. Die 
Ergebnisse bestätigen und ergänzen denen von Korte-
lainen et al. (2016).
 Beide Studien betonen, dass Carbon-Labels 
Aufmerksamkeit erregen und leicht verständlich sein 
sollten und dass Konsumenten viel Wert auf Über-
prüfung durch einen unabhängigen Dritten legen. Der 
BIO Intelligence Service bestätigte die Vermutung von 
Kortelainen et al. (2016), dass Konsumenten auf mög-
lichst unkomplizierte Labels am besten reagieren. Ein 
Referenzwert ist wichtig für den leichten Vergleich ver-
schiedener Produkte, und ein Label sollte maximal drei 
einzelne Indikatoren haben. Abweichungen von diesen 
Kriterien führen meist zu Verwirrung. Konsumenten 
bevorzugen auch vereinfachte Skalen / Rankingsys-
teme mit Buchstaben (wie beim EU-Energielabel) und 
umgangsprachliche Begriffe (z.B. Klimawandel) gegen-
über reinen physikalischen Werten (z.B. Gramm CO2) 
und technischen Bezeichnungen (z.B. CO2-Äquivalent). 
Die Forscher empfehlen auch die Nutzung von Farben, 
sowohl um Aufmerksamkeit zu wecken als auch, um 
die Skalen verständlicher zu machen.
 Diese Ergebnisse von des BIO Intelligence 
Services veranschaulichen die Gründe für den Miss-
erfolg des Carbon Reduction Labels. Dieses bietet 
viel zu viele Informationen und erregt nur wenige Auf-
merksamkeit, da es nicht farbig ist. Gut am Carbon 
Reduction Label ist aber, dass es Selbstwirksamkeit 
fördert und eine konkrete Handlungsempfehlung gibt. 
Wie die Psychologie der Gefahrenkommunikation uns 
sagt, ist die Selbstwirksamkeit ein entscheidender 
Faktor, ob Menschen auf eine Gefahr reagieren. Ein 
ideales Carbon-Label würde die aufmerksamkeitser-
regende Aspekte des BIO Intelligence Systems Label 
mit dir Informationsmitteilung des Carbon Reduction 
Labels kombinieren. Carbon- oder Umwelt-Labels soll-
ten nicht auf Schock ausgelegt sein, aber sie sollten 
Aufmerksamkeit wecken, standardisiert sein, konkrete 

Vorschläge anbieten und zur Selbstwirksamkeit ermu-
tigen.

FAZIT

Thøgersen (2000) hat das Potential von Carbon-La-
beling sehr schön zusammengefasst, indem er sagt, 
dass auf Umweltlabels zu achten kaum ein Ziel an sich 
ist, sondern eher ein Mittel zum Ziel, umweltfreundli-
che Produkte zu kaufen, das ein abstrakteres Ziel des 
Umweltschutzes ist. Es ist unwahrscheinlich, dass Ver-
braucher Carbon-Labels beachten, ohne dass sie be-
reits Umweltschutzmaßnahmen schätzen, den Einkauf 
umweltfreundlicher Produkte als ein wirksames Mittel 
dazu betrachten, und die Informationen auf einem La-
bel für diesen Zweck als nützlich erachten. Deswegen 
sollten Carbon-Labels auf Kleidung und Textilien an-
dere Bildungsbemühungen ergänzen statt ersetzen. 
Wenn solche Kennzeichnungen völlig effektiv wären, 
wurde kein Mensch mehr rauchen oder übergewichtig 
sein. Gewohnheiten und Wissensstand zu ändern ist 
natürlich nicht so simpel, und unsere globale Gesell-
schaft benötigt dringend eine komplette Überholung 
unseres Lebenstils. Ohne die Wurzeln der billigen chi-
nesischen Produktion, „Fast Fashion“ und des übermä-
ßigen Konsums zu bekämpfen, werden Umweltkenn-
zeichnungen wenige Auswirkung haben. Abbildung 5 
verdeutlicht, dass jede einzelne Person einen Effekt 
hat, und dies sollte auf Carbon-Labels kommuniziert 
werden. Wie beim Tabakkonsum, Kleidung-Kaufent-
scheidungen haben oft mehr mit persönlicher Identi-
tät als mit gesundheits- oder umweltbezogenen Sicht-
weisen tun, und ein umweltfreundlicher Lebensstil 
sollte gefördert werden. Chinas DDPP Berich empfehlt 
CO2-armen Konsum durch verschiedene Medienkanä-
le zu fördern. In der heutigen Zeit von Instagram-Mo-
dellen, Youtube-Influencern und Meme-Enthusiasten 
könnte solche Maßnahmen die nächsten Generatio-
nen stark beeinflussen. Unsere Gesellschaft benötigt 
dringend eine Umdefinierung von modisch.
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Wie eine kleine Steueränderung 
zu mehr nachhaltigerer 

Landwirtschaft und gesünderer 
Ernährung führen kann

Wenn wir Klimaschutz ernst nehmen 
wollen, müssen wir unsere Ernährung 
und die damit verbundenen Produk-

tionsweisen grundlegend überdenken. 
Aktuell wird die aktive Lenkung von Er-
nährungsmustern durch wirtschaftliche 

Anreize diskutiert. Die Verschiebung 
staatlicher Subventionen von ressour-
cenintensiven, zu klimafreundlicheren 
Nahrungsmitteln, könnte dabei ein ge-
eignetes Instrument sein. Das könnte 
nicht nur für das Klima weitreichende 

positive Effekte haben.

Von Mathis Wilk, Geographie

Der Klimawandel, mit all seinen Konsequenzen, ist 
schon lange kein Szenario der Zukunft mehr, sondern 
prägt heute das Leben vieler Menschen auf dieser 
Erde. Um dem effektiv etwas entgegenzusetzen ist es 
notwendig, Klimaschutz in allen Sektoren, auf allen 
Ebenen und überall auf der Welt konsequent mitzu-
denken. Besonders westliche Industrienationen wei-
sen eine enorm hohen Pro-Kopf-Produktion von Emis-
sionen auf. Der ökologische Fußabdruck Deutschlands 
zum Beispiel liegt aktuell bei 3,6. Das bedeutet, dass 
unser durchschnittlicher Lebensstil die Fläche von 
3,6 Erden bräuchte, um den Ressourcenverbrauch 
dauerhaft für alle Menschen dieser Erde zu decken. 
Einen nicht unwesentlichen Beitrag dazu leistet die 
Agrar- und Forstwirtschaft. 17% bis 32% der globa-
len Emissionen stammen aus diesem Sektor, mehr 
als der gesamte Verkehrssektor der Welt (APEL et al. 
2009). Grund genug, um auch hier Konzepte von Kli-
maschutz und Nachhaltigkeit mitzudenken. Westliche 
Ernährungsmuster haben sich in den letzten Jahrzehn-
ten überall auf der Welt verbreitet und sind charakte-
risiert durch eine hohe Energiedichte, viel Salz, Fett 
und Zucker. Unsere Lebensmittel werden in industriel-
ler Massenproduktion angefertigt, und dank globaler 
Marktwirtschaft sind alle Lebensmittel, unabhängig 
von Saison- oder Anbaubedingungen, für uns zugäng-
lich. Jedoch hat das auch einen starken Anstieg des 
Ressourcenverbrauches unserer Ernährung nach sich 
gezogen. Ein wesentlicher Faktor ist hierbei der rasan-

te Anstieg des Konsums tierischer Nahrungsmittel. 
Letztere sind überdurchschnittlich ressourcenintensiv 
und klimaschädlich. Der ökologische Fußabdruck tie-
rischer Produkte wie Fleisch, Fisch und Milch, ist im 
Vergleich zu anderem Lebensmitteln sehr groß. Tiere 
müssen über lange Zeit hinweg versorgt werden und 
setzen dabei relativ wenig Futter in Fleisch oder Milch 
um. Daneben wird viel Platz für ihre Haltung sowie den 
Anbau des Futtermittels benötigt, wofür riesige Wald-
flächen gerodet werden. Dies erfordert den Einsatz von 
viel Wasser sowie landwirtschaftlichen Chemikalien 
wie Dünger oder Pflanzenschutzmittel.  Tierhaltung 
verursacht neben CO2 auch das Gas Methan, welches 
ungefähr zwanzigmal schädlicher als Kohlenstoffdi-
oxid ist. Die Produktion eines Kilos Rindfleisch verur-
sacht zwischen 7 und 28 Kilo Treibhausgase, während 
Obst oder Gemüse durchschnittlich bei weniger als 
einem Kilo liegen (siehe Abb. 1) (Umweltbundesamt 
2017). Nebeneffekte sind Bodendegradation, Verlust 
von Biodiversität, Wasserverschmutzung, Waldrodung 
und weiteres. Zudem muss ein Rind zur Produktion 
von einem Kilo Fleisch ca. 16 Kilogramm Futter zu sich 
nehmen (APEL 2009). Fleisch ist also zusätzlich ineffi-
zient in der Produktion. Auch ethische Fragen in der 
industriellen Massentierhaltung sind hierbei eine viel 
diskutierte Problematik.
 Eine ressourcenintesive Produktion gepaart 
mit hohem (und in vielen Gebieten der Welt steigen-
dem) Konsum, führen nicht nur in Deutschland dazu, 
dass wir mit unserer Ernährung einen erheblichen Bei-
trag zum Klimawandel leisten könnten. Wie könnte 
hier angesetzt werden und Ernährungsgewohnheiten 
verändert werden? Was kann die Legislative leisten, 
um nachhaltigere Ernährungsweisen zu fördern? Eine 
gängige, und sicherlich wichtige, Methode ist Bildungs-
arbeit. Daneben kam jedoch in den letzten Jahren von 
verschiedenen Akteuren eine andere Forderung auf: 
ein Ende der Subvention auf tierische Produkte und 
parallel Investitionen in klimafreundliche Lebensmit-
tel.

STAATLICHE INTERVENTION BEI 
KONSUMVERHALTEN

Neue verhaltenswissenschaftliche bzw. verhaltens-
ökonomische Forschung zeigt zahlreiche Verzerrungs-
effekte und Fehlwahrnehmungen im menschlichen 
Verhalten auf. Das hat zu einer verstärkten Debatte 
über Beeinflussung von Verbraucher*innenverhalten 
geführt. Normalerweise gilt in einer freien Marktwirt-
schaft wie der unseren eine Konsument*innensou-
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veränität und Entscheidungsfreiheit von Individuen. 
Doch sind Konsument*innen nie wirklich „frei“ in 
ihren Kaufentscheidungen: Werbung, Sozialisation, 
Kultur oder andere systemische Einflüsse wirken sich 
stark auf das Verhalten von Menschen aus. Somit 
kann eine Lenkung des Konsumverhaltens entgegen 
Interessen der Markteilnehmenden wirken und ganz 
gezielt für die Verbesserung von kaufbedingten ge-
sellschaftlichen Problematiken eingesetzt werden. 
Wenn Konsum durch Einzelne starke negative Effek-
te für nicht am Marktgeschehen beteiligte Dritte hat, 
und diese nicht kompensiert werden, kann eine staat-
liche Intervention sinnvoll sein. So führt der Kauf von 
treibhausgasintensiven Produkten beispielweise dazu, 
dass Mensch und Umwelt Schäden davontragen, wes-
halb an dieser Stelle Marktbeeinflussung diskutiert 
wird (Wissenschaftlicher Beirat für Agrarpolitik, Er-
nährung und gesundheitlichen Verbraucherschutz und 
Wissenschaftlicher Beirat für Waldpolitik beim BMEL 
2016). Mit dem Ziel, Grundnahrungsmittel erschwingli-
cher zu machen, ist in Deutschland für einige Produkte 
der Mehrwertsteuersatz von den regulären 19%, auf 
7% gesenkt worden. Das gilt beispielsweise für Obst, 
Gemüse, Getreideerzeugnisse, Nahverkehr, Druck-

erzeugnisse und eben auch alle tierischen Produkte: 
Milch und Milchprodukte, Fleisch, Fisch, Eier und Ho-
nig. Diese Vergünstigung ist historisch gewachsen und 
wird daher als oft inkohärent kritisiert. Der Bundes-
rechnungshof kritisierte, dass Ermäßigungen teilweise 
nicht sachlich begründet seien, was zu Mitnahmeef-
fekten und Missnutzung führe. Er forderte daher, die 
Steuerermäßigungen einer erneuten Prüfung zu unter-
ziehen und den Gesamtkatalog zu überarbeiten (Um-
weltbundesamt 2016). Steueranreize für ressourcen-
intensive Produkte sind grundsätzlich ein wirksamer 
Hebel, um umweltverträglichen Konsum zu fördern. 
Jedoch ist es dabei von großer Wichtigkeit die Steuer-
erhöhung sozialverträglich zu gestalten. Tut man das 
nicht, belastet das gerade einkommensschwache Per-
sonen und kann zu großem Widerstand in der Zivilbe-
völkerung führen. Genau das ist 2018 in Frankreich 
passiert: Bundespräsident Emanuel Macron führte 
eine Ökosteuer ein und hob damit den Preis für Benzin 
und Diesel an, was besonders einkommensschwache 
Gesellschaftsschichten belastet. Der Protest ließ nicht 
lange auf sich warten: tausende Menschen gingen 
auch die Straße und forderten (neben vielen anderen 
Dingen) den Stopp der Steuerreform (siehe Abb. 2). 

Macron gab nach und zog die Ökosteuer zurück, doch 
die Proteste gingen weiter.

SOZIALE REINVESTITION

Darum ist es notwendig, entsprechende Gesetztesän-
derungen nicht zu Lasten der Unter- oder Mittelschicht 
auszutragen. Steuererhöhungen treffen einkommens-
schwächere Haushalte immer stärker als einkom-
mensstarke. Das sollte bei der Umsetzung beachtet 
und möglichst ausgeglichen werden.  Im Falle einer 
Höherbesteuerung tierischer Nahrungsmittel könnten 
die Mehreinnahmen, welche auf mehrere Milliarden 
Euro geschätzt werden, beispielsweise in die Förde-
rung regionaler und saisonaler Lebensmittel fließen. 
Auch Förderungen in Form von Sozialinvestitionen in 
Kindergeld, Rentengeld, Arbeitslosengeld oder andere 
Sozialbereiche werden diskutiert. Dazu schreibt das 
Umweltbundesamt:

„[…] Fiskalisch hätte der volle Mehrwertsteuersatz 
ebenfalls positive Folgen. Auf der Zwischenproduk-
tionsstufe der Verarbeitung betrugen im Jahr 2007 die 
jährlichen Mindereinnahmen durch die Reduzierung 

der Mehrwertsteuer 3,62 Mrd. Euro bei der Fleischver-
arbeitung, 2,63 Mrd. Euro bei der Milchverarbeitung 
und 180 Mio. Euro bei der Fischverarbeitung. Somit 
entstünden durch die Streichung des ermäßigten 
Steuersatzes auf Fleischprodukte Mehreinnahmen 
insgesamt von mehr als 6 Mrd. Euro. Diese könnten 
eingesetzt werden, um unerwünschte soziale Wirkun-
gen zu verhindern, etwa über Steuersenkungen und 
die Erhöhung von Sozialtransfers (Umweltbundesamt 
2013).“

Wichtig ist dabei eine transparente Kommunikation 
über entsprechende Reinvestitionen. Liegt eine voll-
ständige Zurückführung des Geldes vor, spricht man 
von einer aufkommensneutralen Steuer. Das Umwelt-
bundesamt empfiehlt, eine weitere Senkung des er-
mäßigten Mehrwertsteuersatzes von aktuell 7% auf 
Grundnahrungsmittel, was Produkte wie Obst, Gemü-
se, Getreide etc. günstiger machen würde. Die Forde-
rung basiert auf einer 2016 veröffentlichten Studie 
mit dem Namen „Umweltschädliche Subventionen in 
Deutschland“. Darin wird die Problematik der Subven-
tion tierischer Produkte detailliert aufgeschlüsselt. Die 
zusätzlichen Einnahmen durch die geforderte Steuer-

ABB. 1: Darstellung von Hagen 2014 basierend auf Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 2014. ABB. 2: Die Gelbwestenbewegung in Frankreich geht auch für mehr Klimaschutz auf die Straße (Quelle: Le Monde 08.12.18)

Mathis WilkWie eine kleine Steueränderung zu mehr nachhaltigerer Landwirtschaft und gesünderer Ernährung führen kann
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erhöhung könnte, so das Amt, auch in den öffentlichen 
Nahverkehr investiert werden, sodass letztendlich kei-
ne Veränderung in der Nettosteuerbelastung für Ver-
braucher*innen entsteht (Umweltbundesamt 2016). 
Diese Forderung war bereits Teil der letzten beiden 
Berichte des Amtes, welches mit seiner Forderung kei-
neswegs alleine ist: neben zahlreichen NGOs werben 
auch die wissenschaftlichen Beiräte des Bundesminis-
teriums für Landwirtschaft und Ernährung sowie der 
Sachverständigenrat für Umweltfragen für eine solche 
Steuerreform. Die Politik lehnte etwaige Vorstöße bis-
her ab (O. V. 2017). Das liegt nicht zuletzt auch daran, 
dass Steuererhöhungen grundsätzlich unpopulär bei 
der Wähler*innenschaft sind. Gerade darum ist die 
offene Kommunikation der Steuererleichterungen an 
anderer Stelle besonders wichtig. Verschiedene Be-
fragungen deuten außerdem darauf hin, dass Verbrau-
cher*innen eine klimafreundliche Ernährung grund-
sätzlich positiv bewerten und dies auch beim Kauf 
von Lebensmittel berücksichtigen wollen (Dirks et al 
2010). Das Bundesministerium für Bildung und For-
schung hat Konsument*innen befragt, welche Infor-
mationen sie nutzen, um klimafreundliche Lebensmit-
tel zu erkennen. Das mit Abstand beliebteste Kriterium 
war die Herkunft, darauf folgten Bio-Siegel und Preis, 
erst dann wurden Klimasiegel genannt. Dies zeigt das 
grundsätzlich eine Zahlungsbereitschaft vorhanden 
ist, jedoch der Bezug zum eigenen Kaufverhalten und 
Klimaschutz noch relativ gering ist (Emberger-Klein et 
al. 2015). Als zuträglich für die Akzeptanz in der Bevöl-
kerung hat sich außerdem eine schrittweise Erhöhung 
der entsprechenden Steuer erwiesen. Dies ermöglicht 
auch betroffenen Unternehmen sich an die Entwick-
lung anzupassen.  Bei Konsumsteuern auf Lebensmit-
tel sollte zudem grundsätzlich auch der Nährwert der 
verteuerten bzw. der vergünstigten Produkte beachtet 
werden. Wird beispielsweise eine eiweißreiche Pro-
duktgruppe höher besteuert, sollte (wenn ernährungs-
wissenschaftlich begründet) auch eine eiweißhaltige 
Produktgruppe vergünstigt werden.
 Neben der Sozialverträglichkeit müssen bei 
Konsumsteuern noch weitere Faktoren berücksich-
tigt werden. Die Wirksamkeit des Instrumentes sollte 
möglichst hoch sein und vorher ausführlich untersucht 
werden. Zudem sollten die Steuerakzeptanz, also Fra-
gen der politischen und rechtlichen Durchsetzbarkeit, 
Umsetzungsbarrieren wie z.B. administrative Kosten 
sowie negative Effekte auf die Angebosseite (insbe-
sondere für kleine und mittlere Unternehmen) beach-
tet werden (Wissenschaftlicher Beirat für Agrarpolitik, 
Ernährung und gesundheitlichen Verbraucherschutz 

und Wissenschaftlicher Beirat für Waldpolitik beim 
BMEL 2016).

KONSUMSTEUERN BISHER

Die Idee, „schädliche“ Produkte höher zu besteuern 
um einen Markanreiz zu setzen ist nicht neu. Es gibt 
solche Ansätze in vielerlei Formen: für Tabak, Alko-
hol, Zucker, fettreiche Produkte, Mineralöl oder CO2. 
Norwegen beispielsweise hat eine sehr hohe Alkohol- 
und Zuckersteuer eingeführt. Dort sind Gummibär-
chen teilweise fünfmal so teuer wie in Deutschland. In 
Schweden wurde schon 1991 eine Kohlenstoffsteuer 
eingeführt und Dänemark erhob von 2011 bis 2013 
eine Steuer auf Nahrungsmittel mit einem Gehalt von 
mehr als 2,3 Prozent gesättigten Fettsäuren, was auch 
Milch, Fleisch, Käse und Butter verteuerte. Ungarn be-
steuert seit 2011 jene Lebensmittel höher, deren Salz-
, Zucker-, Fett- oder Koffeingehalt einen bestimmten 
Wert übersteigt. In Finnland gibt es seit 2011 zusätz-
liche Steuern auf Süßigkeiten und Softdrinks. Frank-
reich versteuert seit 2013 Getränke, die Zucker oder 
Süßstoffe enthalten, so beispielsweise Energydrinks. 
Auch hierzulande kennen wir Lenkungssteuern auf Le-
bensmittel: Seit 2004 wird in Deutschland eine Steuer 
auf Alcopops erhoben und auch die Tabaksteuer gibt 
es schon sehr lange (Forum Ökologisch-Soziale Markt-
wirtschaft e. V. 2013).
 Die Wirksamkeit solcher Konsumsteuern wer-
den mit der sogenannte Preiselastizität der Nachfrage 
bewertet, d.h. dem Prozentwert, um den die Nachfrage 
nach einem Erzeugnis sinkt oder steigt, wenn der Preis 
um 1% angehoben oder reduziert wird. Wissenschaft-
liche Analysen kamen beispielsweise zu einer Preis-
elastizität von  1,2 bei Süßigkeiten (Long et al. 2015) 
oder -0,8 bei Spirituosen (Wagenaar et al. 2009). Die 
Preiselastizität für tierische Produkte ist in Relation zu 
anderen Lebensmitteln hoch: eine umfangreiche Stu-
die von Thiele 2008 bestimmte diese für Fleischpro-
dukte auf -1,02 und für Milchprodukte auf -1,00. Zum 
Vergleich: Obst liegt bei -0.8 und Gemüse bei -0,55. 
Auch eine vergleichbare Studie von 2013 kommt zu 
ähnlichen Preiselastizitäten bei tierischen Produkten 
(Schröck 2013). Das bedeutet, dass eine Konsumlen-
kung durch Steueranpassungen für tierische Produkte 
eine hohe Wirksamkeit versprechen.

VORTEILE GEGENÜBER EINER EMISSIONSSTEUER

Da die Problematik tierischer Lebensmittel vor allem 
im Aufkommen von klimaschädlichen Emissionen 

liegt, scheint es nahezuliegen, direkt eine CO2-Steuer 
einzuführen, und damit alle klimaschädlichen Produk-
te zu verteuern. Wo liegt also der Vorteil einer rein auf 
tierische Lebensmittel gerichteten Steuer? Zum einen 
sind die negativen Folgen industrieller Massentierhal-
tung nicht nur auf deren Produktion von Treibhausga-
sen beschränkt: auch Gülle, Antibiotika, Krankheiten, 
Wasserverbrauch und enorme Waldrodung sind ein 
großes ökologisches Problem. Zum anderen weisen 
viele Studien darauf hin, dass ein hoher Konsum eben 
dieser Lebensmittel auch schwere gesundheitliche Fol-
gen hat. Man assoziiert Diabetes, Krebs, Fettleibigkeit 
und ein erhöhtes Schlaganfallrisiko stark mit hohem 
Konsum tierischer Produkte, allen voran rotem Fleisch 
(Eidgenössische Ernährungskommission EEK 2014). 
Die Deutsche Gesellschaft für Ernährung empfiehlt 
maximal 600g Fleisch pro Woche, im Mittel liegt der 
Verzehr aktuell jedoch bei 1,1kg/Woche bei Männern 
und 600g/Woche bei Frauen (Wissenschaftlicher Bei-
rat für Agrarpolitik, Ernährung und gesundheitlichen 
Verbraucherschutz und Wissenschaftlicher Beirat für 
Waldpolitik beim BMEL 2016). Ein verminderter Kon-
sum könnte also auch positive gesundheitliche Folgen 
mit sich bringen und Ausgaben im Gesundheitssektor 
verringern. Zusätzlich ist die Änderung einer bereits 
bestehenden Steuer wesentlich leichter umzusetzen, 
als eine neue und größer angelegte Steuereinführung. 
Die bürokratischen Hürden sind schlichtweg geringer 
(Wissenschaftlicher Beirat für Agrarpolitik, Ernährung 
und gesundheitlichen Verbraucherschutz und Wissen-
schaftlicher Beirat für Waldpolitik beim BMEL 2016). 
Das bedeutet nicht, dass eine Emissionssteuer grund-
sätzlich abzulehnen ist, auch sie wird schon länger 
von Bereichen der Wissenschaft und Umwelt-NGOs, 
gefordert und könnte ein sinnvoller Schritt in Richtung 
klimafreundlichere Zukunft sein. Die Steuererhöhung 
auf tierische Produkte kann also als ein erster Schritt 
in die richtige Richtung betrachtet werden.

FAZIT

Aus der Diskussion über die Einführung einer Konsum-
steuer auf tierische Produkte kann eine positive Emp-
fehlung schlussgefolgert werden. Der mit einer solchen 
Steuerreform einhergehende verringerte Konsum tieri-
scher Produkte, könnte einen direkten positiven Effekt 
auf die Klimabilanz unserer Ernährung sowie deren 
Wirkung auf die Gesundheit haben. Ein besonderer Fo-
kus sollte hierbei auf die sozialverträgliche Umsetzung 
gelegt werden, um einkommensschwache Menschen/
Haushalte zu entlasten sowie die Akzeptanz in der Be-

völkerung zu erhöhen. Zudem sollte die Besteuerung 
tierische Produkte nicht als Endlösung, sondern als 
Zwischenschritt bzw. Ergänzung hinsichtlich weiterer, 
tiefgreifenderer Regulierungen, wie einer Emissions-
steuer, verstanden werden. 
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Muss CO2 teurer werden?
Die Debatte um eine  CO2-Abgabe in Deutschland

Von Johannes Kammerer & Carolina Nelson, Physik

Gelbwestenbewegung, Kohlekommission, Volksbegeh-
ren für Bienen und dann auch noch Schülerstreiks. 
Anstatt die Schulbank zu drücken, demonstrierte die 
16-jährige Schwedin Greta Thunberg lieber, indem 
sie sich vor das schwedische Parlament setzte, und 
brachte so eine weltweite Protestbewegung junger 
Menschen unter dem Namen „Fridays for Future“ in 
Schwung, die in der letzten Zeit den medialen Diskurs 
prägte. Die Forderungen an die Politik nach wirksamen 
und zugleich sozialverträglichen Maßnahmen zum 
Klimaschutz häufen sich. Der Spiegel titelte im De-
zember 2018: „Was der Erde droht - und was wir tun 
können“ und skizzierte Weltuntergangsszenarien. Im 
Gegensatz zu vielen anderen europäischen Ländern 
hat Deutschland bisher darauf verzichtet, über den 
europäischen Emissionshandel hinaus steuerliche 
Abgaben auf vom Menschen ausgestoßenes CO2 zu 
erheben, welches eines der Hauptursachen für die glo-
bale Erwärmung ist. Dagegen gibt es aus ökologischer 
wie auch aus ökonomischer Sicht viele gute Grün-
de eine solche sogenannte „CO2-Steuer“ einzufüh-
ren, die von immer mehr Seiten vorgebracht werden.
 Warum tut sich die Politik hier so schwer? Wel-
che Interessen stehen sich gegenüber? Wie müsste 
eine gerechte und effiziente CO2-Bepreisung ausse-
hen? Im Rahmen unserer Exkursion zur Weltklimakon-
ferenz im polnischen Kattowitz (COP24) sind wir mit 
Akteuren aus Politik, Wirtschaft und Zivilgesellschaft 
über diese Fragen ins Gespräch gekommen und haben 
unsere Erkenntnisse im Folgenden zusammengefasst.

CO2-PREIS: WIESO, WESHALB, WARUM?

Die Folgen des Klimawandels werden zunehmend 
sichtbarer: Der Meeresspiegel steigt, Inseln gehen un-
ter, andernorts breiten sich Wüsten aus, Extremewett-
erlagen häufen sich. Der letzte Sommer in Deutschland 

mit seinen Rekordtemperaturen und seiner vernich-
tenden Trockenheit gab vielen eine Idee davon, wie be-
droht wesentliche Bestandteile des Klimasystems und 
somit Menschen und Umwelt sind. Die Hauptursache 
der globalen Erwärmung von aktuell rund 1°C stellen 
anthropogene Emissionen von Treibhausgasen dar, 
wobei dem Treibhausgas CO2 die größte Bedeutung 
zukommt. Die Folgen des Klimawandels sind global 
und treffen nicht nur die verursachenden Akteure. Im 
wirtschaftlichen Kontext spricht man von einer Exter-
nalität, weil die Folgen in der Regel andere Personen 
treffen als diejenigen, die durch den Anstoß von Treib-
hausgasen den Klimawandel vorantreiben. Wirtschaft-
liche Anreizsysteme haben das Ziel diese Externalität 
zu korrigieren, sodass die Verursachenden an den 
Kosten für die Folgeschäden beteiligt werden. Höheren 
Kosten für Umweltverschmutzung soll die Verursachen-
den in Richtung CO2-Mitigation, also Vermeidung von 
Kohlenstoffdioxid-Austoß, lenken. Zwei ökonomische 
Instrumente zur Emissionsreduzierung stehen derzeit 
im Fokus: Cap-and-Trade-Mechanismen, die die Men-
ge an Gesamtemissionen deckeln, und Emissionssteu-
ern, die direkt einen Preis für Emissionen festlegen. 
 Der europäische Emissionszertifikatehandel 
namens EU Emissions Trading System, kurz EU-ETS, 
ist seit 2005 das zentrale Klimaschutzinstrument der 
EU und der derzeit weltweit größte Markt für Emis-
sionszertifikate. Mit 31 Ländern und den Emissionen 
von über 11.000 Anlagen, deckt er rund 45% der 
Treibhausgasemissionen in der EU ab. Zur Regulie-
rung der vom EU ETS nicht abgedeckten Treibhaus-
gasemissionen erheben mehrere europäische Län-
der, wie z.B. Schweden, Schweiz, Großbritannien und 
Frankreich, zusätzlich eine nationale CO2-Abgabe.
 Eine CO2-Abgabe verspricht folgende Vor-
teile: (1) Sie ist ein kosteneffizientes Instrument, da-
mit Länder ihre nationalen Ziele gemäß dem Klima-

ABB. 1: Rund die Hälfte der Emissionen in Deutschland sind bereits durch den europäischen Zertifikathandel abgedeckt. Eine CO2-Abga-
be könnte auch in den anderen Sektoren einen Preis für den Ausstoß von Treibhausgasen setzen. (Foto: Markus Spiske, Unsplash)
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schutzübereinkommen von Paris einhalten können, 
das die globale Erwärmung auf 2°C begrenzen will. 
(2) Eine Steuer auf Emissionen liefert ein starkes Si-
gnal an Verbraucher und Unternehmen, welche in 
die Pflicht genommen werden, klimaschädliches Ver-
halten zu reduzieren. (3) Eine CO2-Steuer ähnelt be-
reits vorhandenen Energiesteuern und lässt sich mit 
niedrigen administrativen Kosten umsetzen. Für die 
Verwendung der Steuermehreinnahmen gibt es meh-
rere Ansätze. Beispielsweise können die Gelder ver-
wendet werden, um erneuerbare Energieträger und 
klimaschonende Verhaltensweisen zu fördern oder 
um Wettbewerbsnachteile der Besteuerten auszu-
gleichen. Wird die Steuer aufkommensneutral erho-
ben, kann sie zu einer doppelten Dividende führen: 
die Umweltqualität wird gesteigert und marktverzer-
rende Abgaben (Einkommenssteuer, Sozialabgaben) 
können im Gegenzug gesenkt werden. Zu diesem 
Zweck muss eine Gesetzgebung zur CO2-Emission 
ökonomisch effizient, technologieneutral, im besten 
Fall international koordiniert, transparent sowie ein-
fach zu verwalten, d.h. ohne zu viele Ausnahmen.

ERFOLGSBEISPIEL SCHWEDEN

Die Idee einer solchen CO2-Steuer ist keinesfalls neu. 
Dass diese auch erfolgreich eingeführt werden kann, 
beweist das Beispiel in Schweden. Im Jahr 1991 refor-
mierte Schweden seine Energiesteuer und führte im 
Zuge dessen eine CO2-Steuer ein, die bis 2018 schritt-
weise von 8 bzw. 33 auf 120 EUR pro Tonne CO2 er-
höht wurde. Die zunächst getroffene Begünstigung 
besonders energieintensiver Unternehmen, die um 
ihre Wettbewerbsfähigkeit bangten, wurde gleicherma-
ßen stetig reduziert, sodass das anfängliche Zwei-Le-
vel-Steuersystem inzwischen aufgehoben wurde.
 In der schwedischen CO2-Steuer werden nicht 
tatsächliche Emissionen gemessen, sondern die Be-
steuerung basiert auf dem CO2-Gehalt der Brenn-
stoffe. Eine hinreichend genaue Relation zwischen 
CO2-Gehalt und Emissionen erlaubt diese Verein-
fachung. Sie ermöglicht es, den Steuersatz pro Volu-
men- oder Gewichtseinheit festzulegen und erleichtert 
so die Erhebung der Steuer. Im Vergleich zu den an-
deren Ländern, die bisher eine ähnliche Steuer einge-
führt haben erhebt Schweden die höchsten Abgaben.
 Wie wirksam ist die CO2-Steuer in Schweden? 
Die schwedische CO2-Steuer trug zur Reduktion der 
Emissionen bei und zudem ist es gelungen, wirtschaft-
liches Wachstum und Emissionen zu entkoppeln: von 
1990 bis 2016 stieg das BIP um 75%, während die 

Treibhausgasemissionen um 26% reduziert werden 
konnten. Auch eine Studie der OECD zeigte, dass 
durch gezielte Investitionen in den Klimaschutz net-
to ein Wirtschaftswachstum stimuliert werden kann.
 In der jüngsten Vergangenheit wurden vor al-
lem in Deutschland die Rufe nach einer Einführung 
einer einheitlichen CO2-Steuer, anstelle komplizierter 
und separater Regelungen für Strom, Wärme und Ver-
kehr, aus vielen Ecken wieder lauter. Das Spektrum 
reicht von Umweltorganisationen, unabhängigen For-
schungsinstituten bis Unternehmensverbänden. Bei-
spielsweise forderte die genossenschaftliche Bank 
GLS bereits zur Bundestagswahl eine CO2 Steuer. 
Auch zivilgesellschaftliche Initiativen wie der Freibur-
ger-Verein CO2 Abgabe e.V. haben sich eine staat-
liche Abgabe auf CO2-Ausstoß zum Ziel gesetzt. Die 
positiven Beispiele in den anderen EU-Staaten, allen 
voran Schweden, unterstreichen die Erfolgschan-
cen einer solchen Umweltpolitik und erhöhen den 
Handlungsdruck auf die deutsche Bundesregierung.

STIMMEN ZUR CO2-STEUER IN DEUTSCHLAND: 
WORAN HAKT‘S?

Doch so einfach scheint es mit der Übertragbarkeit 
von Steuermodellen anderer europäischer Ländern 
auf Deutschland nicht zu sein. Lisa Katharina Schmid 
vom Ecologic Institut betont, in Vereinbarung mit dem 
Grundgesetz ist es dem deutschen Staat nur mög-
lich eine Steuer auf Verbrauchsgüter zu erheben und 
eben nicht direkt auf CO2. Die naheliegendste und 
am häufigsten vorgebrachte Idee ist, die Energie-
steuern entsprechend zu erhöhen und die in Deutsch-
land ohnehin extrem hohen Stromsteuern zu senken. 
 Doch Steuern auf Kraftstoff sind in Deutsch-
land politisch ein heikles Thema, wie beispielsweise 
die überhitzten Reaktionen der Presse nach einer 
flammenden Rede von Umweltministerin Svenja Schul-
ze für eine CO2-Besteuerung an der Humboldt-Uni-
versität Berlin im November 2018 zeigten. Die BILD 
formulierte, Schulze plane den „nächsten Steuer-Ham-
mer bei Benzin und Heizöl“. Denn an der Energie-
steuer hängen die Kosten für Sprit und Heizung. 

GRÜNE UND ROTE FRAGE

Problematisch ist deshalb, dass höhere Kosten in die-
sen Bereichen vor allem diejenigen träfen, die keine 
Ausweich-Optionen hätten also z.B. sich keine neue 
Heizung oder ein E-Auto anschaffen könnten. Be-
sonders kritisch könnte es u.a. für Pendler sein, die 

vom Auto abhängig sind. Ökonomisch abgehängte 
Regionen sowie Altersgruppen über 65 könnten die 
Leidtragenden sein. Eine Einführung einer solchen 
Besteuerungsänderung könnte ohne Rückverteilungs-
mechanismen die sozialen Ungerechtigkeiten erhöhen 
und so zu wenig Akzeptanz in der Bevölkerung führen. 
Die Umweltministerin Schulze betonte in der Presse: 
„Die Grüne Frage ist schon längst eine rote Frage“ 
und hebt damit die sozial-gesellschaftliche Dimen-
sion von Umweltfragen hervor. Nicht zuletzt die Gel-
be-Westen Bewegung in Frankreich, bei der tausende 
Menschen auf die Straße gingen, um gegen höhere 
Sprit-Preise zu demonstrieren, zeigt das Skandalisie-
rungspotential von umweltpolitischen Maßnahmen. 
 „Die Angst der Politik ist eines der größten 
Hemmnisse“, stellt Lisa Katharina Schmid fest. Doch 
Popularitätsverlust ist nur die eine Seite. Auf der an-
deren Seite steht das Schreck-Gespenst der abwan-
derungsgefährdeten energieintensiven Industrien. Be-
fürchtet wird das sogenannte „Carbon Leakage“, also 
die Verdrängung von CO2 Emissionsstätten an andere 
Orte anstelle der angestrebten Reduktion, und der da-
mit verbundene potentielle Verlust von Arbeitsplätzen 
und Steuereinnahmen. EID, die gemeinsame Plattform 
der energieintensiven Industrien in Deutschland, ver-
tritt Branchen wie Chemie, Glas, Nichteisen-Metalle, 
Papier und Stahl. Sie schrieb an einem offenen Brief 
an die Bundesregierung 2018: „Die Festlegung eines 
CO2-Mindestpreises würde erhebliche marktverzerren-
de Wirkungen haben und ist abzulehnen.“ Und „natio-
nale Alleingänge einer CO2-Bepreisung“ lehnt auch die 
Zukunftsgewerkschaft Chemie, Bergbau, Energie (IG 
BCE) in ihrem Faktenpapier im Mai 2018 entschieden 
ab. Nach bisherigem Erfahrungsschatz und Prognosen 
ist jedoch nicht nachgewiesen, dass Carbon Leakage 
ernsthaft zu befürchten ist und Studien der Befür-
worter diagonstizieren die Zumutbarkeit eine solchen 
Steuer für die energieintensiven Industrien, die bisher 
durch Kostenentlastungen extrem privilegiert werden. 

STROM: NICHT ABWANDERUNGSGEFÄHRDETE 
INDUSTRIE

Bei kleineren Firmen aus der Energiebranche, die 
nicht als „abwanderungsgefährdet“ eingestuft sind, 
spielt das Thema CO2-Steuer häufig eine unterge-
ordnete Rolle. Im Gegensatz zu den privilegierten 
Großindustrien können kleinere bis mittelständische 
Unternehmen nicht mit Steuererleichterungen rech-
nen und stellen sich stattdessen auf mehr Bürokratie 
ein. Aleksis Schäfer, Geschäftsführer der Solar-Firma 

Greentech, steht dem Thema neutral gegenüber: „Die 
Solar-Branche kann sich nicht auf Subventionen oder 
möglichen CO2-Steuern ausruhen, sie muss sich dem 
Markt stellen und selbstständig den Sprung schaf-
fen. Für uns ist vor allem Verlässlichkeit der Politik 
wichtig, damit wir uns wirtschaftlich darauf einstellen 
können.“ Allgemein in der Stromindustrie wird eine 
Einführung eines CO2-Mindestpreises ausdrücklich 
begrüßt, da „grüner Strom“ aus erneuerbaren Ener-
gien dadurch konkurrenzfähiger gegenüber fossilen 
Brennstoffen werden würde. In einer gemeinsamen 
Erklärung sprachen sich Ende letzten Jahres 16 inter-
nationale Energieunternehmen, darunter beispiels-
weise EDF, EnBW oder E.ON, gemeinsam für eine 
schrittweise Einführung eines CO2-Mindestpreises 
am Beispiel von Großbritannien und Niederlande aus.
 Der Diskurs über eine mögliche CO2-Besteue-
rung ist offensichtlich aktuell wie nie, die Erwartungen 
an die Bundesregierung steigen, endlich eine klare 
Linie zu fahren. Auf der COP24 wurde wiederholt die 
Dringlichkeit betont, dass die nationalen Regierun-
gen aktiv und entschlossen den Klimaschutz voran-
bringen. Die Erwartungen an Deutschland, das sich in 
letzter Zeit in der internationalen Gemeinschaft nicht 
mehr als besonders ambitioniert hervorgetan hat, 
sind hoch. Auch wenn die Interessenslage divers ist, 
ist man sich in der wissenschaftlichen Debatte weit-
gehend einig über die Sinnhaftigkeit eine CO2-Steuer 
in Deutschland. Viele Konzepte zur Umsetzung, die 
die problematischen Punkte wie soziale Gerechtig-
keit oder ökonomischer Nutzen behandeln, liegen vor.

WIE SIEHT EINE CO2-STEUER AUS?

Pünktlich zur Klimakonferenz veröffentlichten die 
Wirtschaftsforscher Ottmar Edenhofer und Christoph 
Schmidt einen Vorschlag, wie sie sich eine CO2-Preisre-
form vorstellen. Sie schlagen eine Reform der Energie-
abgaben vor, sodass sich die Besteuerung am CO2-Ge-
halt der Energieträger orientiert. Gleichzeitig soll die 
Stromsteuer auf ein Minimum reduziert werden denn: 
„Sie setzt die falschen Anreize, da sie Strom aus erneu-
erbaren Energien genauso besteuert wie Strom aus 
Kohle oder Gas“, betonen die beiden Wissenschaftler. 
„Es hätte etwa wenig Sinn, Elektromobilität zu fördern, 
wenn nicht zugleich sichergestellt würde, dass die damit 
verbundene höhere Stromnachfrage weitgehend ohne 
CO2-Emissionen gedeckt werden kann. Dazu bedarf 
es eines einheitlichen Preissignals für alle Sektoren.“ 
 Eine Energiesteuerreform kann dafür sor-
gen, dass die Energiesteuern auf Heizöl, Erdgas und 
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andere zur Wärmeerzeugung verwendete fossile 
Brennstoffe ihrem vorgeschlagenen CO2-Mindest-
preis von 20€/tCO2 im Jahr 2020 entsprechen. Im 
Transportsektor entspricht dieser CO2-Preis einer 
zusätzlichen Abgabe von 5,2ct/l Diesel und 4,6ct/l 
Benzin. Mit den steuerlichen Mehreinnahmen könnte 
die Reduzierung der Stromsteuern auf den europäi-
schen Mindestsatz finanziert werden. Das gäbe den 
Erneuerbaren Energien den gerechten Preisvorteil 
gegenüber den fossilen Energien und spiegelte da-
mit die jeweiligen Auswirkungen für das Klima wider.

VIER ECKPUNKTE VON AGORA ENERGIEWENDE

Die zwei Ökonomen sind nicht die Einzigen, die bis-
her Konzepte zur Ausgestaltung einer CO2-Steuer in 
Deutschland ausgearbeitet haben. Bereits einige Mo-
nate davor, im September 2018, stellte Agora Energie-
wende ihre Rahmenbedingungen für eine CO2-orien-
tierte Reform der Energiesteuern vor. Agora-Direktor 
Patrick Graichen betont, dass die Reform vier wichtige 
Kriterien erfüllen muss: Erstens muss der Energie-
steuersatz für den Verbrauch von Kohle, Gas und Öl 
nach der spezifischen CO2-Emission festgelegt werden 
(Klimaschutzwirkung). Zweitens sollen die Einnahmen 
für eine sozialverträgliche Umsetzung oder für Inves-
titionen in den Klimaschutz verwendet werden (Auf-
kommensneutralität). Drittens sollte die deutsche 
Industrie, beispielsweise durch die bereits bestehen-
den Ausnahmeregelungen, wettbewerbsfähig bleiben 
(Wettbewerbsfähigkeit). Und viertens sollen neue Steu-
ersätze für bestehende Steuern eingeführt werden 
anstatt komplett neuer Abgaben (Bürokratiearmut). 
 Wie auch Edenhofer und Schmidt schlägt Ago-
ra Energiewende für die Sektoren, die bereits vom eu-
ropäischen Zertifikatehandel (EU-ETS) abgedeckt sind, 
einen CO2-Mindestpreis vor: liegt der CO2-Preis im 
EU-ETS unterhalb des Mindestpreises, wird die Diffe-
renz als gleitende Primärenergiesteuer nach dem bri-
tischen Vorbild des „Carbon Price Support“ erhoben. 
Auch für die Verwendung bietet Agora Energiewende 
einige Vorschläge. Durch einen CO2-Aufschlag bei 
Energiesteuern von 45€/tCO2 entstehen zusätzliche 
staatliche Einnahmen von rund 14 Mrd.€. Damit kann 
die Stromsteuer um 2ct/kWh und die EEG-Umlage um 
1,6ct/kWh gesenkt werden. Mit Subventionen für ener-
getische Gebäudesanierung und für Elektromobilität 
kann außerdem eine Anschubfinanzierung für die Wär-
me- und Verkehrswende geleistet werden. Alternativ 
zur Senkung der Stromsteuer und EEG-Umlage könn-
te auch ein pauschaler Pro-Kopf-Energiewendebonus 

in Höhe von etwa 120€/Jahr an alle Bürgerinnen und 
Bürger rückerstattet werden. Es wird erwartet, dass bei 
einer CO2-orientierten großen Energiesteuerreform die 
Strompreise um rund ein Drittel sinken – das könnte 
die Elektromobilität ankurbeln –, und die Preise für die 
fossilen Energieträger um rund ein Drittel (Erdgas, Ben-
zin und Diesel) bzw. um rund die Hälfte (Heizöl) steigen.

GERMANWATCH: ORIENTIERUNG, VERLÄSSLICHKEIT 
UND GESELLSCHAFTLICHE AKZEPTANZ

Christoph Bals, Politischer Geschäftsführer der Um-
welt- und Entwicklungsorganisation Germanwatch 
e.V., hat gemeinsam mit Ottmar Edenhofer, Patrick 
Graichen und vielen weiteren Autoren eine stärkere 
CO2-Bepreisung gefordert, die Deutschlands ökono-
mischen Rahmen zur Erreichung der Klimaziele fes-
tigen und damit neuen Schwung für die Klimapolitik 
liefern soll. Es ist noch keineswegs geklärt, welches 
Modell sich am besten für die Bepreisung von CO2 
eignet – eine Steuer, eine Abgabe, eine Neuvertei-
lung der Umlagen oder ein Mindestpreis? „Alle Mo-
delle werfen Fragen auf und müssen hinsichtlich ihrer 
Lenkungswirkung sowie ihrer Effekte in den unter-
schiedlichen Sektoren, der Volkswirtschaft insgesamt 
sowie hinsichtlich ihrer sozialen Ausgewogenheit 
geprüft werden“, betonen Bals und seine Kollegen. 
 Für die Neuausrichtung können sie einige 
Leitplanken formulieren. Die frühe Bekanntgabe, wie 
der CO2-Preis in den nächsten Jahren verlaufen wird, 
schafft Klarheit für Investitionen und ermöglicht da-
mit, die Kreativität des Markts auszunutzen. Das ist 
nur möglich, wenn die Höhe der CO2-Abgabe im Vor-
feld transparent kommuniziert wird und so Verläss-
lichkeit und Orientierung entsteht. Zweitens muss klar 
sein, dass das Ziel der CO2-Abgabe nicht ist, höhere 
Einnahmen für den Bundeshaushalt zu generieren. 
Deshalb soll sichergestellt werden, dass die neuen Ab-
gaben zumindest teilweise bestehende Steuern und 
Umlagen ablösen, weshalb auch Germanwatch und 
Co eine ufkommensneutrale CO2-Bepreisung beto-
nen. Drittens muss die Abgabe sozial austariert wer-
den um auf gesellschaftliche Akzeptanz zu stoßen. 
Die Einnahmen aus der CO2-Abgabe können finanzi-
ellen Spielraum geben, um die Verbrauchergruppen, 
die davon besonders getroffen werden, zu entlasten. 
Dazu zählen gering verdienende Pendler, Menschen 
über 65 Jahren und Mieter in unsanierten Häusern. 
Für diese Gruppen muss einen Ausgleich geben, da-
mit sie unterm Strich nicht zusätzlich belastet werden.
 Gleichzeitig sind mit dem Schritt in die richti-

ge ökologische Richtung große Chancen gegeben. Der 
Strukturwandel in ökonomisch abgehängten Regio-
nen könnte durch die Einnahmen aus einer CO2-Ab-
gabe gefördert werden. „Die Bundesregierung hat es 
in der Hand, für Deutschland den Weg eines sozia-
len und ökologischen Generationenvertrags zu wäh-
len“, so Bals. „Ohne einen CO2-Preis droht Deutsch-
land seine Klimaziele weiter zu verfehlen. Aber der 
CO2-Preis muss transparent, verständlich und vor 
allem sozial gerecht ausgestaltet werden.“ Und gut 
kommuniziert sein: Besonders wichtig ist dabei, den 
Bürgerinnnen und Bürgern zu erklären, dass die 
Einnahmen aus der CO2-Abgabe ihnen wieder zu-
gutekommen. Wird die Chance zur Kommunikation 
verpasst, drohen Proteste wie die der Gelbwestenbe-
wegung in Frankreich. „Frankreich zeigt, wie man es 
nicht machen sollte - Heftige Proteste im Nachbarland 
mahnen, dass Sozial-, Klima- und Steuerpolitik Hand 
in Hand gehen müssen“, schreibt Germanwatch. Zu-
gleich betont Christoph Bals: „Die sozialen Unruhen 
in Frankreich diskreditieren nicht das Instrument der 
CO2-Bepreisung, sondern eine Art der Umsetzung“.

INTERNATIONALE KOORDINATION

Um Verlagerungseffekte (Carbon Leakage) zu ver-
hindern, hat sich im Rahmen des Zertifikatehandels 
ein intransparentes Dickicht darüber entwickelt, wer 
freie Zuteilungen im Emissionshandel erhält und 
wer in welcher Höhe Umlagen und Strom- und Ener-
giesteuern zahlt. Im Gegensatz dazu muss bei den 
CO2-Preisen muss hier Komplexität reduziert und 
mehr Transparenz geschaffen werden, um langfristig 
Anreize für Investitionen und Innovationen zu fördern. 
Die CO2-Bepreisung in Deutschland muss darüber 

hinaus anschlussfähig sein an die entsprechenden 
Aktivitäten anderer Länder. Deshalb ist es essentiell, 
dass Deutschland weiterhin europäische und inter-
nationale Kooperationen vorantreibt, um stärkere ge-
meinsame Rahmenbedingungen für den Klimaschutz 
zu entwickeln. Nachdem beispielsweise Frankreich 
und Deutschland bereits im Juli 2017 verabredet 
haben, einen gemeinsamen Beitrag zu Umweltbe-
steuerung zu entwickeln, scheint die Zeit günstig für 
eine Initiative, die von beiden Volkswirtschaften ge-
tragen wird. „Dadurch könnte die Emissionsminde-
rung schneller, effektiver und ökonomisch effizienter 
wirksam werden“, betonen Bals und seine Kollegen. 

ZIVILGESELLSCHAFTLICHER DRUCK AUS FREIBURG

Ein Freiburger Verein hat sich inzwischen zu einer 
lauten, zivilgesellschaftlichen Stimme entwickelt, die 
eine konsequente und sozial gerechte Lösung fordert: 
CO2-Abgabe e.V. Bereits bei seiner Gründung im März 
2017 waren renommierte Akteure beteiligt: Ernst Ul-
rich von Weizsäcker, zu dieser Zeit Co-Präsident des 
Club of Rome, Ursula Sladek, Mitgründerin der Elek-
trizitätswerke Schönau und Deutsche Umweltpreis-
trägerin, und Thomas Jorberg, Vorstandsprecher der 
GLS Bank. Der Kreis seiner Unterstützer ist inzwischen 
auf über 850 Unternehmen, Verbände, Kommunen 
und Einzelpersonen angewachsen. Sein Ziel ist eine 
wirksame Lenkungsabgabe auf den Ausstoß von Treib-
hausgasen. Es gibt viele unterschiedliche Möglichkei-
ten, eine Abgabe auf CO2-Emissionen einzuführen. 
Für den Freiburger Verein muss sich die Umsetzung an 
drei Zielen orientieren: mehr Klimaschutz, weniger Bü-
rokratie und sozial gerechtere Energiepreise. Die drei 
Schlagworte des Vereins „Klimaschützend – markt-

ABB. 2: Eine CO2-Abgabe soll das Klima schützen, sozial austariert sein und die Folgekosten von CO2-Ausstoß im Preis abbilden. 
(Quelle: CO2-Abgabe e.V.)
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gestaltend – sozialverträglich“ schlagen also in die 
gleiche Kerbe wie die bisher dargestellten Konzepte.
 Einig ist man sich auch, was den Bedarf an 
Einfachheit angeht: „In Deutschland sind die klimapo-
litischen Rahmenbedingungen gekennzeichnet durch 
eine kaum noch zu durchschauende Anzahl von Steu-
ern, Umlagen und Ausnahmen, die zu unzureichen-
den Preissignalen für klimaschützende Investitionen 
führen“, betonen Jörg Lange und Joachim Nitsch vom 
CO2-Abgabe Verein. Die Bereiche Strom, Verkehr und 
Wärme seien mit sehr unterschiedlichen Abgaben und 
Umlagen belastet, was die dringend benötigte Sekto-
renkopplung verlangsamt. Die vielfältigen und kom-
plexen Umlage-, Steuer- und Befreiungsregelungen 
sollen am Klimaschutz ausgerichtet und in diesem 
Zuge neu umgestaltet werden. Aus Gründen der Plan-
barkeit plädiert der Verein dafür, die Einnahmen aus 
einer nationalen CO2-Abgabe nicht dem allgemeinen 
Steueraufkommen zuzuführen (wie in Schweden) oder 
pauschal an alle Bürger in Form einer „Klimadividen-
de“ zurückzuzahlen (wie in der Schweiz). Stattdessen 
sollen die Einnahmen aus der CO2-Abgabe verwendet 
werden, um bisherige Umlagen, Steuern und Abgabe 
schrittweise zu ersetzen: „Von einer solchen aufkom-
mensneutralen Neuausrichtung profitieren besonders 
Menschen mit geringem Einkommen durch geringe-
re Belastung und Unternehmen, die Arbeitsplätze 
schaffen. Damit kommt sie dem Klima zugute und 
führt gleichzeitig zu mehr sozialer Gerechtigkeit“, er-
klärt der Verein die Sozialverträglichkeit der Abgabe. 
 Deshalb soll die Höhe so bemessen sein, dass 
sie die bisherigen Einnahmen aus der EEG-Umlage, den 
Energiesteuern für Heizöl und Erdgas, der Stromsteu-
er und der KWK-G-Umlage entspricht. Ein Einstiegs-
preis von 40€/tCO2, der kontinuierlich und planbar 
ansteigt, soll die dafür nötigen Einnahmen langfristig 
ermöglichen. Der Wert soll sich zugleich dran orientie-
ren, welche Folgekosten der CO2-Ausstoß durch sei-
nen Effekt auf den Klimawandel verursacht. Laut einer 
Abschätzung des Umweltbundesamts aus dem Jahr 
2013 entsprechen 40€/tCO2 dem unteren Ende der 
zu erwartenden kurzfristigen Kosten der Folgeschäden 
des Klimawandels. Dafür würde für die meisten Ver-
braucher Strom deutlich günstiger, Wärme und Sprit 
geringfügig teurer werden. Besonders Bezieher von 
Hartz-IV würden durch die Umstellung auf eine CO2-Ab-
gabe entlastet: „Das liegt daran, dass sie die Kosten 
für Miete und Heizung erstattet bekommen, die Aus-
gaben für Strom aber nicht. Weil sich Strom aber nach 
dem Konzept verbilligen würde, geben sie unter dem 
Strich weniger Geld für Energie aus“, erklärt die ZEIT in 

einem Artikel zum Thema CO2-Steuer im Januar 2019.

„KEINE AUSNAHME FÜR NIEMANDEN“

Man ist sich also einig, dass die einheitliche Abgabe 
anstatt der vielen Steuern und Umlagen auf Energie 
und Strom also auch für die Haushalte sozialverträg-
lich gestaltet werden könnten. Deutlich strenger als 
andere Konzepte, sind die Vorschläge von CO2-Ab-
gabe e.V. dagegen für die treibhausgasintensiven 
Industrien: „Ausnahmen von der CO2 Abgabe sind 
in unserem Vorschlag bewusst nicht vorgesehen“, 
schreiben Joachim Nitsch und Jörg Lange in einem 
Diskussionspapier. Eine CO2-Abgabe in Höhe von 
40€/tCO2 würde die Stromkosten der treibhausgas-
intensiven Industrien um 1,7 Mrd. Euro erhöhen – das 
entspricht aber nur 10% des finanziellen Gesamtvo-
lumens der Ausnahmeregelungen im Jahr 2016 von 
rund 17 Mrd. Euro. „Keine Ausnahme für niemanden“, 
fasst der Verein diesen Programmpunkt zusammen. 
 Weil internationale Vereinbarungen für eine 
wirksame CO2-Bepreisung in allen Bereichen in der 
näheren Zukunft nicht absehbar sind, sieht der Verein 
den Weg über kontinuierlich steigende nationale Abga-
be auf Treibhausgasemissionen. Das diese nationalen 
Gegebenheiten berücksichtigen können, stünden sie 
internationalen Verhandlungen nicht im Weg und könn-
ten diese aus Sicht des Verein sogar stimulieren. Der 
Nachteil nationaler Alleingänge allerdings ist die mög-
liche Abwanderung von Produktion – und damit auch 
Emission – in Länder mit lascheren Regelungen (Car-
bon Leakage). Dieses Problem kann auch der CO2-Ab-
gabe e.V. nicht verhindern. Sie schlagen folgende 
Lösungsansätze vor: Zum einen die Erhebung von pau-
schalen Abgaben besonders betroffener Industrien wie 
die Aluminiumproduktion und zum anderen die Flan-
kierung der CO2-Abgabe durch Maßnahmen der Struk-
turförderung und Umqualifizierung in strukturschwa-
chen Regionen wie z.B. der Lausitz. Einer Verlagerung 
von „fossiler“ Stromerzeugung ins Ausland könnte 
durch Abgaben auf den Import von Atom- und Kohle-
strom entgegengewirkt werden. Und, so fordert der 
Verein, solle Deutschland die Wirksamkeit der Abgabe 
dadurch erhöhen, dass durch internationale Abspra-
chen besonders auch die Nachbarstaaten angeregt 
werden, ebenfalls nationale CO2-Preise einzuführen.
 Dies deckt sich mit den Bemühungen um inter-
nationale Kooperationen im Bereich CO2-Steuer, die 
Christoph Bals von Germanwatch anstrebt. Mit Frank-
reich habe man engere Kooperationen im Auge, lässt 
er durchblicken. Gerade deshalb sei die internationale 

Anschlussfähigkeit der CO2-Abgabe aus seiner Sicht 
so wichtig. Auch der Sachverständigenrat zur Begut-
achtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 
kommt im Jahresgutachten 2016/17 zum Schluss, 
dass „die größte Aufgabe für die Energie- und Umwelt-
politik der kommenden Jahre“ darin besteht, „mit gro-
ßer Entschiedenheit darauf hinzuwirken, alle Länder 
zum Beitritt in einen globalen Emissionshandel zu be-
wegen“ oder „eine globale CO2-Steuer einzuführen.“

GLS BANK: POSTFOSSIL INVESTIEREN

Je mehr Staaten auf nationaler Ebene CO2-Preise 
einführen, desto wirksamer wird das Instrument. 
Unternehmen stehen dann nicht mehr in Konkur-
renz mit anderen Unternehmen, die keine Abgabe für 
CO2-Ausstoß zahlen müssen - die Wettbewerbsbe-
dingungen werden also fairer. Aber auch wenn ande-
re Länder nicht mitzögen, sei eine CO2-Abgabe nicht 
zwangsläufig ein Nachteil für die eigene Wirtschaft, 
erklärt Oskar von Homeyer von der GLS Bank. Die 
CO2-Abgabe führe zu einer schnelleren und effizien-
ten Dekarbonisierung und bietet der Volkwirtschaft 
dadurch langfristig einen Wettbewerbsvorteil. „In gu-
ter konjunktureller Lage kann man eine CO2-Abgabe 
ohne größere Schäden für die Wirtschaft einführen. 
Je später sie eingeführt wird, desto höher muss der 
Einstiegspreis sein, will man die erforderlichen Kli-
maziele noch erreichen. Das kann zu größeren wirt-
schaftlichen Verwerfungen führen als wenn man die 
Abgabe zeitnah einführt“, macht von Homeyer deutlich. 
 Im Jahr 2017 hat die sozial-ökologische GLS 
Bank die politische Bühne betreten. Eine ihrer vier 
Kernforderungen lautet: Ausnahmslose Abgabe auf 
CO2-Ausstoß. Warum fordert eine Bank eine CO2-Ab-
gabe? Nur wenn die realen Risiken auch im Preis 
abgebildet werden, ist langfristige Planbarkeit mög-
lich. Wenn die Dekarbonisierung der Wirtschaft eine 
Notwendigkeit ist, sollte man früh genug wissen, 
welche Bereiche wie stark davon betroffen sein wer-
den. Eine CO2-Abgabe macht dies im Preis sicht-
bar - so wird deutlich, welche Investitionen auch in 
einer fossilfreien Welt lohnenswert sein werden.

UND DIE POLITIK?

Eine Bank steht also schon auf der Seite der CO2-Abga-
be. Und wie sieht es mit der Politik aus? Im April 2018 
wurde auf Antrag der Bundestagsfraktion Bündnis 90/
Die Grünen in einer Aktuellen Stunde im Bundestag 
die Frage nach einem CO2-Preis diskutiert. Bundesum-

weltministerin Svenja Schulze (SPD) spricht über die 
bereits erfolgten Emissionsminderungen durch den 
europäischen Zertifikatehandel EU-ETS und sagt, es 
sei „logisch, dass man auch darüber nachdenkt, wel-
che weiteren Ansätze der CO2-Bepreisung wir finden 
können und wo wir von Erfahrungen anderer Länder 
wirklich profitieren können.“ Weil die Kosten für die 
Energiewende jedoch nicht die einkommensschwa-
chen Bürger belasten dürfen, will sie alle Optionen prü-
fen und aus den Erfahrungen anderer Länder lernen. 
Sie freue sich über die Diskussion über die besten Lö-
sungen, Anreize zur CO2-Reduzierung zu schaffen. So-
wohl im Energie- als auch im Wärme- und Verkehrsbe-
reich „brauchen wir noch mehr Anreize für den Einsatz 
klimafreundlicher Technologien“, so die Ministerin. 
 Auch die SPD-Fraktion, vertreten durch 
Klaus Mindrup, sieht in einer CO2-Bepreisung ein 
entscheidendes Instrument, um die Folgekosten 
im Preis abzubilden, und somit als Schritt auf dem 
Weg zu einer ökologischen Marktwirtschaft. Georg 
Nüßlein (CSU) bremst mit Blick auf die Notwendig-
keit internationaler Regelungen: Man dürfte nicht 
im nationalen Alleingang gehen, sondern müsse die 
Maßnahmen zur Verringerung des CO2-Ausstoßes 
international koordinieren. Er befürchtet, dass höhe-
re Preise für die Klimaschutzmaßnahmen von den 
Bürgern nicht akzeptiert würden. Die FDP dagegen 
plädiert dafür, die marktwirtschaftliche Lösung des 
Emissionshandels auf den Verkehr auszuweiten.

„REGIERUNG SOLL CO2-PREIS PRÜFEN“

Auch der Bundesrechnungshof spricht sich für eine 
CO2-Bepreisung aus, nachdem er in einem Bericht 
2018 dem Bundeswirtschaftsministerium bei der 
Umsetzung der Energiewende „erhebliche Defizite“ 
aufgezeigt hat. Präsident des Bundesrechnungs-
hofs Kay Scheller: Man brauche stärkere Anreize und 
weniger Regelung durch eine einheitliche CO2-Be-
preisung. „Im Gegenzug könnte das Dickicht kompli-
zierter Regelungen gelichtet werden“, so Scheller.
 Sieben Monate nach ihrem Start hat die Kom-
mission „Wachstum, Strukturwandel und Beschäfti-
gung“ (Kohlekommission) im Januar 2019 ihren Ab-
schlussbericht vorgelegt. Sie schlägt darin vor, das 
System von Entgelten und Umlagen im Energiesektor 
zu überarbeiten. Als eine der Maßnahmen empfiehlt 
sie einen sektorübergreifenden und sozialverträgli-
chen CO2-Preis. Ziel sei es, den Preis von Strom re-
lativ zu anderen Energieträgern zu verringern, und 
dafür brauche es eine Reform der Energiesteuern. 
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Die Kommission fordert die Bundesregierung deshalb 
auf, einen CO2-Preis mit Lenkungswirkung zu prüfen. 
 Für die Klimawissenschaftlerin Brigitte Knopf 
und den Klimaökonomen Matthias Kalkuhl ist längst 
klar, das CO2 einen Preis braucht: Beide waren Leitau-
toren des Kapitels zur Finanzreform im UN Emissons 
Gap Report. Für sie besteht die Frage in der besten 
Umsetzung eines CO2-Preises: „Haushalte und Unter-
nehmen werden in sehr unterschiedlichem Maßstab 
durch ihn belastet“, schreiben die beiden Forscher. 
„Daraus folgt: Klimapolitik kann nur erfolgreich sein, 
wenn Härtefälle vermieden werden und die wirtschaft-
liche Ungleichheit durch sie nicht noch weiter zunimmt. 
Um das zu erreichen, müssen die Regierungen die 
Nachteile eines CO2-Preises für Bürger und Unterneh-
men sinnvoll kompensieren.“ Auch sie weisen darauf 
hin, dass eine effiziente Klimaschutzwirkung über die 
drei Sektoren Strom, Verkehr und Heizenergie hinweg 
nötig ist. Dies kann gelingen, wenn die Steuersätze 
vereinheitlicht werden, und zwar anhand des CO2-Ge-
halts der jeweiligen Energieträger. Damit gelinge „ein 
großer erster Schritt hin zu einem einheitlichen, kli-
mawirksamen CO2-Preis“, schließen die Forscher.

 
UND NUN?

Wie kann es weiter gehen? Weil Deutschland, das eine 
Zeit lang beim Klimaschutz führend war, schon lange 
seinen Zielen hinterherhinkt, sind wirksame Maßnah-
men das Gebot der Stunde. Auch wenn die Rufe nach 
einer CO2-Abgabe immer lauter werden und von sehr 
unterschiedlichen Seiten - Start-ups, Interessensge-
sellschaften, der Wissenschaft und dem Finanzsektor 
- vorgetragen werden, ist der Weg noch alles andere 
als vorgezeichnet. Viele Konzerne beharren auf alten 
Geschäftsmodellen und sträuben sich, den Weg für 
die Erneuerbaren Energien und die postfossile Zukunft 
rechtzeitig frei zu machen. Viele Ideen und Konzepte 
für eine CO2-Steuer liegen auf dem Tisch. Nun gilt 
es, alle zu prüfen und sich für eine zu entscheiden. 
 Zusammenfassend lässt sich sagen, dass 
trotz der noch teilweise offenen Fragen bei der Um-
setzung die Grundlage für eine wirksame CO2-Steuer 
in Deutschland gegeben ist. Die Notwendigkeit einer 
effizienten Maßnahme liegt angesichts der schleppen-
den Bemühungen und geringen bisherigen Erfolge im 
Klimaschutz der Bundesregierung auf der Hand. Die 
Umweltministerin Svenja Schulze zeigt sich offen für 
eine Diskussion über die besten Lösungen. Allerdings 
stemmen sich in Politik und Wirtschaft noch viele da-
gegen. Es wird an der Unterstützung für die Pläne der 

Umweltministerin liegen, ob Deutschland ein wichtiges 
Etappenziel auf dem Weg in eine postfossile Zukunft 
erreichen kann. Die zahlreichen positiven Beispiele an-
derer europäischer Staaten, die bereits erfolgreich ein 
CO2-Bepreisungssystem eingeführt habe, drängen sich 
zur Nachahmung auf. Es ist nun an der Zeit, eine Dis-
kussion über die möglichen Optionen für einen CO2-Ab-
gabe zu starten, die Vorschläge im Einzelnen zu prüfen 
und sich für ein CO2-Abgabesystem zu entscheiden.
 Auch ein weiterer Punkt zeigt sich in der Dis-
kussion um eine CO2-Abgabe: wenn auch die Steuer-
souveränität bei den Nationalstaaten obliegt und 
starke Unterschiede aufweist, wird klar, wie wichtig 
internationale Kooperation ist, um Carbon Leakage zu 
verhindern und dafür zu sorgen, dass die Unterneh-
men in möglichst vielen Ländern unter den gleichen 
fairen Bedingungen im Wettbewerb stehen. Einigun-
gen auf Ebene der Weltklimakonferenz stellen wich-
tige Rahmenbedingungen und Leitsätze für die natio-
nale Politik und sind deshalb nicht zu unterschätzen.
 Auf Prognosen, wie wahrscheinlich die kurz- 
bis mittelfristige Einführung eines der erwähnten 
Konzepte zur CO2-Bepreisung seien, lassen sich 
unsere Gesprächspartner nicht ein. Zu unberechen-
bar sind die aktuelle Regierungssituation und das 
politische Klima. Auch wenn sich momentan die Re-
gierung gegen eine solche Maßnahme sperrt, könn-
te sich der politische Wille dramatisch ändern, wenn 
sich der innen- und außenpolitische Druck weiter er-
höht oder sobald die Kosten für den Klimawandel 
spürbar werden. Laut einer Analyse des Thinktanks 
Agora Energiewende könnten für Deutschland auf-
grund verfehlter EU-Klimaziele bis 2030 Strafzah-
lungen von 30 bis 60 Milliarden Euro fällig werden.
 Auf die Frage seiner Perspektive auf die zu-
künftigen Entwicklungen antwortet Christoph Bals ger-
ne mit dem auffordernden Satz: „Ich schaue nicht dar-
auf, was wahrscheinlich ist, sondern darauf, was getan 
werden muss“.

LITERATUR

Ackerman, Frank; Stanton, Elizabeth A. 2012: Revising the social cost of carbon, ZBW 2012.

Akerfeld, Susanne; Hammar, Henrik: CO2 Taxation in Sweden - 20 Years of Experience and Looking Ahead, 2011.
Bals, Christoph u. a.: Stärkere CO2-Bepreisung: Neuer Schwung für die Klimapolitik. 2017. – Positionspapier. Online unter: https://german-
watch.org/sites/germanwatch.org/files/publication/19681.pdf (abgerufen am 01.04.2019)

CO2 Abgabe e.V.: Energiesteuern klima- & sozialverträglich gestalten - Wirkungen und Verteilungseffekte des CO2-Abgabekonzeptes 
auf Haushalte und Pendelnde. 2019. Online unter: https://co2abgabe.de/wp-content/uploads/2019/01/Wirkungen_CO2_Abgabekon-
zept_2019_01_24.pdf (abgerufen am 01.04.2019)

Edenhofer, Ottmar; Schmidt, Christoph M.: Eckpunkte einer CO2-Preisreform. 2018. - RWI Positionen 72. Online unter: http://www.rwi-es-
sen.de/media/content/pages/publikationen/rwi-positionen/pos_072_eckpunkte_einer_co2-preisreform.pdf (abgerufen am 01.04.2019)

Energieintensive Industrie: Gute Arbeitsplätze in Deutschland halten!, Faktenpapier des IG BCE, 2018: https://www.igbce.de/vanity/ren-
derDownloadLink/4174/170120

Globale Unternehmen fordern mehr Maßhnahmen zur Unterstützung eines wirksamen und berechnbaren CO2-Preises, Unternehemserk-
lärung 2018: https://www.enbw.com/media/presse/docs/dokumente-zu-pressemitteilungen/2018/20181127_carbon-pricing-declara-
tion_deutsch.pdf

Graichen, Patrick: Eine Neuordnung der Abgaben und Umlagen auf Strom, Wärme und Verkehr - Optionen für eine aufkommensneutrale 
CO2-Bepreisung. 2019. - Präsentation von Agora Energiewende. Online unter: https://www.agora-energiewende.de/veroeffentlichungen/
eine-neuordnung-der-abgaben-und-umlagen-auf-strom-waerme-verkehr/ (abgerufen am 01.04.2019)

Kailitz, Susanne: Streit um CO2-Preis. 2018. - Das Parlament 30.04.2018. Online unter: https://www.das-parlament.de/2018/18_20/
wirtschaft_und_finanzen/553692-553692 (abgerufen am 01.04.2019)

Knopf, Brigitte; Kalkuhl, Matthias: CO2 besteuern und das Geld an die Bürger zurückzahlen. 2019. - ZEIT-Artikel vom 7. Februar 2019. Online 
unter: https://www.zeit.de/wirtschaft/2019-02/co2-preis-energiesteuer-emissionshandel-klimaschutz-eu (abgerufen am 01.04.2019)

Lange, Jörg; Nitsch, Joachim: Welchen Preis haben und brauchen Treibhausgase? 2017. – Diskussionspapier des CO2 Abgabe e.V. Online 
unter: https://co2abgabe.de/wp-content/uploads/2017/06/Diskussionspapier_CO2_Abgabe_Stand_2017_06_18.pdf (abgerufen am 
01.04.2019)

OECD 2017: Investieren in Klimaschutz, Investieren in Wachstum

ABB. 3: Die Autoren Johannes Kammerer (r.) und Carolina Nelson beim Interview mit Christoph Bals, dem Politischen Geschäftsführer von 
Germanwatch, auf der Weltklimakonferenz 2018. (Eigene Aufnahme)

Muss CO2 teurer werden? Johannes Kammerer & Carolina Nelson



68 69

Wie könnte das Potenzial des öffentlichen 
Fahrradverleihsystems in Indien stärker 

ausgeschöpft werden?

Auf dem Fahrrad den 
Klimawandel stoppen

Von extremen Dürren über Waldbrände 
bis hin zu Überflutungen: Indien ist stark 
durch die Folgen des Klimawandels ge-
fährdet und trägt gleichzeitig mit stei-

genden CO2-Emissionen zunehmend zur 
Erderwärmung bei. Während die Emissi-
onen steigen, sinkt der Anteil an Fahrrä-
dern als Hauptverkehrsmittel kontinuier-
lich. Wie kann dieser Effekt umgedreht 

werden?

Von Xenia Rak, Politikwissenschaft

EINLEITUNG

„Bicycles are a great way to get around, and they’re 
great for reducing the emissions that cause climate 
change” (UNFCCC, 2018) sagt der Clean Development 
Mechanism (CDM) Aufsichtsratsvorsitzende Artur 
Rolle. Zuvor fällte der Aufsichtsrat die Entscheidung, 
Projekte, die Fahrradfahren gegenüber motorisierten 
Verkehrsmitteln fördern, zu zertifizieren. Motorisierte 
Verkehrsmittel beschleunigen den Klimawandel signi-
fikant, aber auch die Luftverschmutzung und die An-
zahl an Unfällen. Laut eines Berichts der Internationa-
len Energie Agentur (IEA) (2012), waren im Jahre 2010 
Verkehrsmittel für 22% der weltweiten Treibhausgas-
emissionen verantwortlich. Die Union Internationa-
le des Transports Publics (UITP) prognostiziert, dass 
Treibhausgasemissionen im Transportsektor zwischen 
2005 und 2030 um 57% ansteigen würden und da-
durch Verkehrsmittel die am schnellsten wachsende 
Quelle von Treibhausgasemissionen sein werden.
 Befeuert wird diese Entwicklung durch eine 
rapide Urbanisierung in Schwellenländern wie In-
dien, wo Stadtentwicklung einen langfristigen Effekt 
auf die globalen Treibhausgasemissionen haben 
wird. Laut eines Berichts des Institute for Transporta-
tion and Development Policy (ITDP) wurden in Indien 
2014 70Mt CO2-Emissionen im Transportsektor aus-
gestoßen. Diese Emissionen könnten aufgrund eines 
höheren Einkommens und des städtischen Bevölke-
rungswachstums bis 2050 auf 500Mt ansteigen. Der 
Bericht entwirft auch ein Szenario, in welchem diese 
Emissionen auf 350Mt begrenzt werden könnten. Da-
für müsste die Politik bedeutende Infrastrukturschwä-
chen des öffentlichen Nahverkehrs beseitigen und 

den Anstieg der Anzahl an Automobilen in Indien be-
grenzen. Deshalb ist es notwendig, das Potenzial des 
Fahrradfahrens für eine nachhaltige Entwicklung und 
eine Steigerung der Lebensqualität auszunutzen. Dies 
kann durch unterschiedliche Maßnahmen erreicht 
werden. Ein Beispiel ist die Etablierung eines öffentli-
chen Fahrradverleihsystems.
 Ein fünfmonatiges Pilotprojekt aus dem Jahre 
2012 in Bangalore zeigte, dass in Indien viel Potenzial 
für die Einsparung von Treibhausgasen durch Fahr-
radverleihsysteme vorhanden ist: Laut Namma Cycle 
(2013) konnte in Bangalore durch die Nutzung des 
Systems eine Tonne CO2-Emissionen aufgrund der Ein-
sparung von 300 Litern Benzin erreicht werden. Aber 
während sich in europäischen Staaten, wie den Nie-
derlanden, Dänemark und Deutschland, öffentliche 
Fahrradverleihsysteme immer größerer Beliebtheit er-
freuen, eine sichere sowie effiziente Fahrradinfrastruk-
tur ausgebaut wird und mehr fahrradfahrende Perso-
nen auf den Straßen zu finden sind, sinkt in Indien der 
Anteil des Fahrradfahrens als Fortbewegungsmittel 
kontinuierlich. Personen, die sich ohne motorisierte 
Verkehrsmittel fortbewegen, scheinen von der indi-
schen Regierung sowie anderen relevanten Akteuren 
im Bereich der Verkehrsplanung größtenteils ignoriert 
zu werden. Fahrradfahrende werden damit immer öf-
ter den Gefahren des Straßenverkehrs ausgesetzt. Nur 
in wenigen Städten sind eigens den Fahrradfahrenden 
installierte Vorrichtungen wie Fahrradwege oder Fahr-
radabstellplätze zu finden.
 Dass Resultat ist, dass Fahrradverleihsysteme 
in Indien vor allem von Gruppen der gesellschaftlichen 
Mittel- und Oberschicht als unattraktiv empfunden 
werden, obwohl sie für kürzere Strecken aufgrund 
ihrer geringen Kosten interessant sein könnten. Die 
meisten Menschen, die in Indien Fahrrad fahren, 
sind Personen aus der unteren Einkommensschicht 
und Studierende. Deshalb sollen im Folgenden auf 
der Grundlage der gesellschaftlichen Bedürfnisse die 
Möglichkeiten für einen Ausbau des Fahrradverleih-
systems als Klimawandel-Mitigation-Maßnahme, die 
alle Einkommensklassen anspricht, in Indien identifi-
ziert werden.

DIE FORMEN DES ÖFFENTLICHEN 
FAHRRADVERLEIHSYSTEMS

Es gibt zwei unterschiedliche Formen von öffentlichen 
Fahrradverleihsystemen. Gemeinsam haben diese 
Systeme, dass Personen Fahrräder an einem Ort aus-
leihen, diese benutzen und an einem anderen Ort ab-
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stellen können. Das Prinzip dahinter ist, dass Individu-
en nach Bedarf Fahrräder benutzen können, ohne die 
gleichen Kosten sowie die gleiche Verantwortung wie 
Fahrradeigentümer tragen zu müssen.
 Die erste Form des öffentlichen Fahrradver-
leihsystems ist die Stationen-gebundene Option. Da-
bei können Fahrräder an fest installierten Stationen 
ausgeliehen werden. Das Fahrrad kann bei diesen 
Stationen durch eine Karte, einen Schlüssel oder ein 
mit dem Ausleihautomaten verbundenen System aus-
geliehen werden. Die Automaten liefern Informationen 
über das Ausleihsystem, zeigen begrenzte oder erwei-
terte Karten des Stationen-Netzwerkes an oder bieten 
Hilfe über ein Serviceportal. Bei der Stationen-gebun-
denen Option des öffentlichen Fahrradverleihsystems 
spielen die Entfernungen zwischen den Stationen und 
die Anzahl der Fahrräder an den Stationen eine Rolle. 
Bei letzterer Komponente ist es beispielsweise wichtig, 
dass Personen zum Ausleihen nicht auf leere und bei 
der Rückgabe nicht auf volle Stationen stoßen.
 Die zweite Form des öffentlichen Fahrradver-
leihsystems ist die Stationen-ungebundene Option. 
Bei dieser Option können Fahrräder an beliebigen Or-
ten abgeholt und wieder abgestellt werden.
 Bei beiden Optionen kann man die Bewegun-
gen von Fahrrädern mithilfe eines GPS Systems nach-
verfolgen. Außerdem haben die Optionen gemein, 
dass sie für einen bestimmten Zeitraum ermöglichen 
das Fahrrad zu nutzen. Bei vielen Angeboten sind die 
ersten 30 Minuten kostenlos.

DER LANGSAME NIEDERGANG DES 
FAHRRADFAHRENS IN INDIEN

Analysen haben gezeigt, dass in vielen indischen 
Städten der Gebrauch von Fahrrädern rückläufig ist. 
Ein Beispiel ist Neu-Delhi: Innerhalb der vergangenen 
fünf Jahrzehnte ist der Anteil des Fahrrads bei der 
Verkehrsmittelwahl um 30% zurückgegangen (Gha-
te, 2014). 1957 stellte Fahrradfahren mit 36% noch 
das beliebteste Fortbewegungsmittel dar. 2008 waren 
es nur noch 4%. Auch ist der Anteil an Fahrrädern im 
gesamten Verkehrsaufkommen rückläufig. Während 
1994 noch 33% der Verkehrsmittel Fahrräder waren, 
fiel die Zahl bis 2007 auf 12%. Die Forschungseinrich-
tung The Energy and Resources Institute (teri) erwartet 
laut einem Bericht von 2014, dass der Niedergang des 
Fahrradfahrens in Indien voranschreiten werde.
 Die durch zahlreiche Studien bestätigte Ursa-
che ist, dass Fahrräder in Indien von Bevölkerungsgrup-
pen benutzt werden, die sich kein anderes Transport-

mittel leisten können, und das Einkommen ebendieser 
Gruppen stetig steigt. So nutzten 1999 zehn Mal so 
viele Personen aus Haushalten mit geringen Einkom-
men wie Personen aus Haushalten mit hohem Einkom-
men Fahrräder als Transportmittel. In einer Umfrage 
von teri aus dem Jahre 2014 gaben Personen aus 
Haushalten mit geringerem Einkommen außerdem an, 
dass sie mit einem steigenden Einkommen auf moto-
risierte Verkehrsmittel umsteigen würden (Abb. 1). Sie 
begründen den Wechsel mit möglichen Zeiteinsparun-
gen, einer komfortableren Fortbewegungsmöglichkeit 
und damit, dass sie die anderen Verkehrsmittel als si-
cherer wahrnehmen.  

ABB. 1: Befragung von indischen Fahrradfahrenden, die sich kein 
anderes Transportmittel leisten können: Würden Sie ein ande-
res Verkehrsmittel nutzen, wenn ihr Einkommen steigen würde? 
(Daten: teri-Umfrage (2014, S. 23) von 1,200 Fahrradfahrenden in 
sechs Städten)

 Offenbar haben indische Städte es verpasst, 
signifikante politische Maßnahmen zu ergreifen, um 
die Umstände für Fahrradfahrende zu verbessern 
und dadurch die Attraktivität des Fahrradfahrens für 
alle gesellschaftlichen Gruppen zu steigern. Laut teri 
(2014) entschieden sich Personen hauptsächlich aus 
zwei Gründen gegen Fahrradfahren: Mangelhafte Fahr-
radinfrastruktur und Unfallgefahr. Diese und andere 
Gründe führten dazu, dass das öffentliche Fahrradver-
leihsystem in Indien nur sporadisch angenommen und 
größtenteils wieder abgeschafft wurde.
 2014 war das System in zwei Städten, näm-
lich Neu-Delhi und Bangalore, etabliert. Die Systeme 
litten jedoch unter einer mangelhaften Unterstützung 
seitens der Regierung. Laut teri spielt die fehlende 
staatliche Förderung eine entscheidende Rolle bei der 

ABB. 3: Befragung von Fahrradfahrenden, die sich kein anderes 
Transportmittel leisten können: Verbesserungsvorschläge für Fahr-
radfahren. (Daten: teri-Umfrage (2014, S. 23) von 1,200 Fahrrad-
fahrenden in sechs Städten)

unzureichenden Etablierung eines öffentlichen Fahr-
radverleihsystems. In Indien wurde Fahrradfahren in 
der National Urban Transport Policy (NUTP) zwar er-
wähnt, aber das öffentliche Fahrradverleihsystem 
erfuhr wenig Aufmerksamkeit, was den Mangel an 
Interesse seitens der entsprechenden staatlichen Ein-
richtungen verdeutlicht. Weitere Probleme waren eine 
fehlende integrierte Planung bei der Stadtentwicklung, 
eine zu geringe Dichte an Stationen, eine schlechte 
Qualität der Fahrräder, hohe Preise, ein mangelhaftes 
Bewusstsein seitens der Bevölkerung sowie Diebstahl 
und Vandalismus.
 Schon damals wurden von Fahrradfahrenden 
selbst und von Unternehmern aus der Branche des öf-
fentlichen Fahrradverleihsystems Verbesserungen als 
notwendig angesehen (Abb. 3). Allen voran sah man 
den Bedarf im Bereich der Infrastruktur, vor allem 
beim Ausbau der Fahrradwege und den Fahrradpark-
möglichkeiten. Die Bereitstellung einer guten Infra-
struktur würde die Sicherheitslage für Fahrradfahren-
de verbessern und möglicherweise weitere Personen 
zum Fahrradfahren motivieren. Dadurch könnte der 
fortschreitende Niedergang des Fahrradfahrens in In-
dien aufgehalten werden. 

DER VERSUCH EINER WIEDERBELEBUNG

Trotz der gescheiterten Projekte von vor fünf bis zehn 
Jahren, ein öffentliches Fahrradverleihsystem in Indi-

en zu etablieren, kann man seit 2018 wieder bunte 
Fahrräder wie Pilze aus dem Boden sprießen sehen. 
Ob ofo, mobycy, pedl oder andere Unternehmen: Das 
Angebot steigt.
 Die Unternehmen setzen diesmal zunächst je-
doch auf flexible Fahrradverleihsysteme. Dies bedeu-
tet, dass Fahrräder nicht mehr an einer festen Station 
angedockt werden müssen, sondern frei abgestellt 
werden können. UITP schreibt diesbezüglich, dass 

ABB. 2: Mumbai kann, neben dem schlechten Wetter, als recht luftverschmutzt beschrieben werden. Der Air Quality Index liegt bei 131 
und wird damit als „ungesund“ für sensible Gruppen eingestuft. (Eigene Aufnahme)

Auf dem Fahrrad den Klimawandel stoppen Xenia Rak
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die Stationen-ungebundene Form des Fahrradverleih-
systems für Unternehmen finanziell attraktiver sei, da 
keine Kosten für die Errichtung von Stationen anfallen 
würden. Diese Form des Fahrradverleihsystems sei ge-
rade auch deshalb sehr angesagt, weil sie eine Fort-
bewegung ermögliche, bei der Fahrräder auch ohne 
Station direkt in der Nähe von Bushaltestellen, Bahn-
höfen oder individuell gewählten Orten abgeholt sowie 
wieder abgestellt werden können. Das Ganze wird er-
möglicht durch eine mobile App, welche das An- und 
Abschließen vereinfacht.
 Ofo, ein 2014 gegründetes Fahrradverleihsys-
tem mit Sitz in Peking, bietet die größte Fahrradver-
leih-App weltweit, mit insgesamt 10 Millionen Fahr-
rädern auf der ganzen Welt und einem Wert von 3 
Milliarden US-Dollar. Ofo wollte den indischen Markt 
mit Stationen-ungebundenen Fahrrädern erschließen 
und ging dabei folgendermaßen vor: „The idea is to 
flood the market with cycles that you can always find 
one“ (Shaikh, 2018). Dabei sollte strategisch gearbei-
tet werden. Ofo führte Marktanalysen durch, Personal 
wurde vor Ort eingestellt sowie ausgebildet und mit den 
städtischen Verwaltungen war eine enge Zusammen-
arbeit geplant. Dafür stellte Ofo mehrere Personen an, 
die mit den Gegebenheiten der einzelnen Städte ver-
traut waren und mit den Stakeholdern kooperierten.
 In der Praxis stellte Ofo im März 2018 seine 
ersten verleihbaren Fahrräder im Stadtteil Magarpatta 
von Pune auf. Seitdem wurden in sechs weiteren indi-
schen Städten, nämlich Neu-Delhi, Indore, Bangalore, 
Ahmedabad, Coimbatore und Chennai, Systeme ins-
talliert. Besonderes Potenzial sah Ofo in Stadtteilen, 
die in der Nähe von Technologieparks liegen und ent-
lang viel frequentierter Pendlerstrecken. In Magarpat-
ta hatte sich das Fahrradaufkommen bereits derartig 
erhöht, dass sich die Stadtverwaltung dazu entschied, 
gelbe Begrenzungslinien für die Fahrradstreifen zu zie-
hen. Ofo schaltete seine Projekte nicht nur in Stadt-
teilen wie Magarpatta, sondern auch in der Nähe von 
Universitäten. Zudem lockte das Unternehmen die 
potenziellen Nutzenden mit finanziellen Anreizen. So 
musste man zwar eine Kaution für das Fahrrad bezah-
len, aber es fiel keine Gebühr für das Ausleihen der 
Fahrräder an. Ofos internationale Aktivitäten mussten 
aber Anfang 2019 im Rahmen von Zahlungsproble-
men komplett aufgegeben werden.
 Derzeit unterstützen einige Stadtverwaltungen 
die Wiederbelebung des Fahrradfahrens in Indien mit 
Finanzspritzen, beispielsweise durch Gelder für eine 
verbesserte Infrastruktur und private Initiativen. Aktu-
ell kommen die meisten Gelder aber von den Unter-

nehmen selbst. 2018 investierten indische Startups, 
die mit Fahrradverleihsystemen arbeiten, 138 Millio-
nen US-Dollar in die Systeme. Diese Zahl verdeutlicht 

ABB. 4: Befragung von in Indien lebenden Personen: Gründe kein 
Fahrrad zu fahren. (Daten: Eigene Umfrage (2019) von 35 Perso-
nen)

ABB. 5: Befragung von in Indien lebenden Personen: Haben sie 
schon einmal ein öffentliches Fahrradverleihsystem in Anspruch 
genommen? (Daten: Eigene Umfrage (2019) von 40 Personen.)

ABB. 6: Befragung von in Indien lebenden Personen: Würden 
Sie ein öffentliches Fahrradverleihsystem in Anspruch nehmen? 
(Daten: Eigene Umfrage (2019) von 40 Personen)

die aktuellen Ambitionen in diesem Bereich des Trans-
portsektors: Noch 2016 waren nur 2 Millionen US-Dol-
lar in das System investiert worden (Hariharan, 2019).
 Doch nicht nur finanzielle Investitionen sollen 
den Ausbau des öffentlichen Fahrradverleihsystems in 
Indien befördern. Auch Öffentlichkeitsarbeit spielt eine 
wichtige Rolle. So gibt es in Indien sechs Fahrradbür-
germeister und -Bürgermeisterinnen. Das Konzept von 
Fahrradbürgermeistern stammt von BYCS, einer NGO 
aus Amsterdam, deren Kampagne als Ziel hat, Men-
schen dazu zu bewegen, 50% ihrer Transportwege mit 
dem Fahrrad zurückzulegen. Fahrradbürgermeister 
zeigen Präsenz, und das mit dem Fahrrad. Sie spre-
chen mit den Menschen auf der Straße, organisieren 
Fahrradtouren und promoten Fahrradfahren über Soci-
al-Media-Kanäle.
 Doch reichen diese Ambitionen, Projekte und 
Maßnahmen, um das Image des Fahrradfahrens als „a 
poor man’s choice“ (Manish, 2013) zu verdrängen und 
eine nachhaltige Etablierung eines öffentlichen Fahr-
radverleihsystems zu ermöglichen?

INFRASTRUKTUR UND ÖFFENTLICHKEITSARBEIT 
FÜR MEHR FAHRRADFAHREN

Die Ambitionen sind zwar berechtigt, aber die Prob-
leme scheinen im Jahre 2019 noch ähnlich zu denje-
nigen von vor fünf bis zehn Jahren zu sein (Abb. 4). 
Dies ist sehr bedauerlich, wenn man bedenkt, dass ein 
signifikant großes Interesse, ein öffentliches Fahrrad-
verleihsystem in Anspruch zu nehmen, besteht (Abb. 
5 und Abb. 6). Kritisiert wurde an der Infrastruktur, 
und dabei insbesondere an den Fahrradwegen, dass 
diese für motorisierte Fahrzeuge, beispielsweise zum 
Parken, benutzt wurden. Der Ausbau der Infrastruktur 
war und ist also eine große Baustelle, die angegangen 
werden müsste, damit sich das Fahrrad als beliebtes 
Fortbewegungsmittel durchsetzen kann. Ein weiterer 
wichtiger Grund, kein Fahrrad in Indien zu fahren, ist 
derjenige der zu langen Strecken. Dieses Problem 
könnte jedoch durch den öffentlichen Nahverkehr teil-
weise abgeschwächt werden, wobei zugleich eine bes-
sere Verbindung an den Nahverkehr mithilfe eines öf-
fentlichen Fahrradverleihsystems geschaffen werden 
könnte. 
 Der öffentliche Nahverkehr spielt eine wichti-
ge Rolle im Transportsektor Indiens. Unterschiedliche 
Faktoren, wie der Zugang zu öffentlichem Nahverkehr 
oder die dazugehörigen Kosten, entscheiden darüber, 
ob Personen das Angebot wahrnehmen. Besonders 
wichtig ist die Anbindung zu öffentlichem Nahverkehr. 

In einem Interview mit einem Deutsche Gesellschaft 
für Internationale Zusammenarbeit GmbH (GIZ)-Mitar-
beitenden wurde deutlich, dass hier noch besonders 
viel Ausbaubedarf besteht. So müssten mehr öffentli-
che Fahrradverleihstationen installiert oder mehr Sta-
tionen-ungebundene Fahrräder zur Verfügung gestellt 
werden. Dadurch würden mehr Menschen Standorte 
des öffentlichen Nahverkehres mit dem Fahrrad an-
fahren und eher darauf verzichten, diese Strecke bei-
spielsweise mit einem Taxi zurückzulegen. Die Umfra-
ge aus dem Jahre 2019 bekräftigt diese Annahme, da 
ein bedeutender Teil der Nutzenden des öffentlichen 
Fahrradverleihsystems den Mangel an Stationen kriti-
siert (Abb. 7). Laut einem Bericht der iTrans hätten im 
Jahre 2008 durch eine verbesserte Infrastruktur 91% 
der Besitzenden von Fahrrädern und 45% der Busfah-
renden, die keine Fahrräder besaßen, öffentliche Fahr-
radverleihsysteme bei einer verbesserten Infrastruktur 
nutzen können. 
 Diese Verbesserung der Fahrradinfrastruktur 
und die Installation eines günstigen öffentlichen Fahr-
radverleihsystems würde zudem eine nachhaltige so-
ziale Entwicklung in Indien ermöglichen. Personen aus 
der unteren Einkommensschicht könnten so besser zu 
öffentlichen Verkehrsmitteln gelangen und mehr po-
tenzielle Arbeitsplätze erreichen (Mahedevia, 2008).
 Aber auch im Bereich der Bildung würden der 
Ausbau eines öffentlichen Fahrradverleihsystems so-
wie dessen umfangreiche Nutzung Vorteile mit sich 
bringen, da beispielsweise Kinder einen komfortable-
ren und schnelleren Schulweg hätten. So haben be-
reits Muralidharan und Prakash (2017) gezeigt, dass 
die kostenlose Bereitstellung von Fahrrädern an Mäd-
chen im Schulfähigen Alter dazu geführt hat, dass 
mehr Mädchen eine weiterführende Schule besucht 
sowie einen dazugehörigen Schulabschluss gemacht 

ABB. 7: Befragung von in Indien lebenden Personen, die das 
öffentliche Fahrradverleihsystem in Anspruch nehmen: Probleme 
des Öffentlichen Fahrradverleihsystems. (Daten: Eigene Umfrage 
(2019) von 16 Personen)

Auf dem Fahrrad den Klimawandel stoppen Xenia Rak
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haben. Des Weiteren sollten neben den Personengrup-
pen, die bereits Fahrräder nutzen, und Schülern, auch 
Menschen aus den anderen Einkommensschichten 
angesprochen werden. In der Wahrnehmung von indi-
schen Städten, aber auch von touristischen oder länd-
lichen Gegenden, sollte Fahrradfahren als attraktiv 

ABB. 8: Befragung von in Indien lebenden und Fahrrad fahrenden 
Personen: Gründe Fahrrad zu fahren. (Daten: Eigene Umfrage 
(2019) von 14 Personen)

ABB. 9: Befragung von in Indien lebenden Personen: Geeigneter 
Slogan zur Vermarktung des Fahrradfahrens. (Daten: Eigene Um-
frage (2019) von 40 Personen)

beurteilt werden. Deshalb sollten deren Bedürfnisse, 
beispielsweise nach einem Ausbau einer Fahrradinfra-
struktur, die Sicherheit gewährleistet, berücksichtigt 
werden. Zudem sollte das Image des Fahrradfahrens 
poliert werden, indem größere Kampagnen für Fahr-
radfahren gefahren werden müssten.
 Dies wäre beispielsweise durch eine die Be-
werbung des öffentlichen Fahrradverleihsystems in 
Zusammenhang mit Gesundheit möglich. Die Umfra-
ge aus dem Jahre 2019 hat gezeigt, dass Gesundheit, 
nach sozialen Aktivitäten und dem Erledigen von Ein-
käufen, einen wichtigen Grund zum Fahrradfahren 
in Indien darstellt (Abb. 8). Der Ausbau des öffentli-
chen Fahrradverleihsystems als Klimawandel-Mitiga-
tion-Maßnahme hätte auch in der Praxis signifikante 
positive Auswirkungen im Bereich Gesundheit. So 

würde das System physische Aktivität der Bevölkerung 
fördern und die Luftverschmutzung aufgrund der ge-
sunkenen Treibhausgasemissionen reduzieren. Laut 
Shaw et al. (2014) könnten dadurch die Risiken für 
Krebserkrankungen, Diabetes, Herzerkrankungen und 
Demenz gesenkt werden. Dies könnte weiterführend 
zu einem erhöhten Sterbealter und generell zu weni-
ger Toten aufgrund von verbesserter Luftqualität sowie 
den zuvor erwähnten Erkrankungen führen. Die Um-
frage aus dem Jahr 2019 hat auch gezeigt, dass Ge-
sundheit und Fitness in der Vermarktung des Fahrrad-
fahrens gut ankämen (Abb. 9). Bei 38% der befragten 
Personen kam der Slogan „Cycling makes you fit“ am 
besten an und individuelle Vorschläge lauteten „Ri-
ding is healthy and sustainable“ oder „Ride bike get 
tight“. Dicht gefolgt wurden die Titelsprüche mit Bezug 
zu Gesundheit von „A bike offers freedom“. Letztere 
Idee spiegelt eine Anspielung auf den hedonistischen 
Lebensstil der westlichen Gesellschaft wider, der in In-
dien immer mehr an Zugkraft gewinnt. So beschreibt 
Ricci (2015) den „typischen“ Nutzer des öffentlichen 
Fahrradverleihsystems in Industrieländern als männ-
lich, weiß, berufstätig und jünger und besser gebil-
det als der Durchschnitt der Gesellschaft. So wären 
Werbekampagnen für öffentlichen Fahrradverlieh mit 
Bezug zu einem gesunden und freiheitsbezogenen Le-
bensstil eine Möglichkeit auch Menschen aus mittle-
ren sowie gehobenen Einkommensverhältnissen zum 
Fahrradfahren zu motivieren. 
 Ein Akteur, der besonders Einfluss auf die öf-
fentliche Wahrnehmung in Indien nehmen könnte 
und die indischen staatlichen sowie privaten Akteure 
unterstützen könnte, ist die GIZ, die beispielsweise an 
der Aufstellung von 1,000 Fahrrädern in Keezhmad 
im Bundesstaat Kerala mitwirkt. Sie hat schon Erfah-
rungen in der Ukraine, einem Land mit einer ebenfalls 
zum Großteil schlechten Infrastruktur für Fahrräder 
und einer dementsprechend mangelhaften Sicher-
heitslage, sammeln können. Dort wurde in Lwiw ein 
Fahrradstreckennetzwerk von 15km errichtet und nun 
nehmen mehr als 20 ukrainische Städte dieses Pro-
jekt zum Vorbild (in SLoCaT, 2018). Das ukrainische 
Projekt könnte als Vorbild für die Entwicklung des öf-
fentlichen Fahrradverleihsystems in Indien dienen. Es 
ist zu empfehlen, dass die GIZ sowie weitere staatliche 
und nichtstaatliche Akteure Indien bei der Bekämp-
fung des Klimawandels durch den Ausbau eines öf-
fentlichen Fahrradverleihsystems unterstützen.
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ABKÜRZUNGSVERZEICHNIS

CDM (Clean Development Mechanism) ist die Abkürzung für den Mechanismus für umweltverträgliche Entwicklung. Das Ziel ist es, Län-
der unter anderem durch Zertifizierung dabei zu unterstützen, eine nachhaltige Entwicklung zu erreichen und zur Verhinderung eines 
gefährlichen Klimawandels beizutragen. Der Mechanismus sieht vor, dass in Entwicklungsländern Maßnahmen zur Emissionsminderung 
umgesetzt werden und diese Einsparungen zertifiziert werden. Die hieraus resultierenden Zertifikate können auf die Reduktionsziele in 
Industrieländern angerechnet werden.
 
IEA (International Energy Agency) ist die Abkürzung für die Internationale Energieagentur. Die IEA ist eine Kooperationsplattform im Bereich 
der Erforschung, Entwicklung, Markteinführung und Anwendung von Energietechnologien.

UITP (Union Internationale des Transports Publics) ist die Abkürzung für den Internationalen Verband für öffentliches Verkehrswesen. Die 
Aktivitäten der UITP umfassen beispielsweise die Organisation von Foren oder die Veröffentlichung von Publikationen.

ITDP (Institute for Transportation and Development Policy) ist eine NGO (Non-Governmental Organization), die sich als Ziel gesetzt hat BTR 
(Bus Rapid Transit) Systeme, Fahrradfahren, Laufen und nichtmotorisierte Fortbewegungsmittel zu promoten.

Teri (The Energy and Resources Institute) ist eine Forschungseinrichtung in Neu-Delhi, die sich auf Energie, Umwelt und nachhaltige Ent-
wicklung spezialisiert hat.

NUTP (National Urban Transport Policy) ist die staatliche Verkehrsplanung in Indien. Die Politik sieht die optimale Gestaltung des indischen 
Verkehrssystems vor. Berücksichtigt werden sollen dabei Anforderungen an die Wirtschaftlichkeit, Leistungsfähigkeit und Sicherheit von 
Verkehrsprozessen für jetzige und kommende Generationen.

GIZ ist die Deutsche Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit GmbH, eine staatliche Entwicklungszusammenarbeitsorganisation 
der Bundesrepublik Deutschland. Die Aufgaben der GIZ umfassen vor allem Beratung, Finanzierungsbeiträge, Entwicklungsleistungen, Auf-
bau und Förderung von Projekten, Bereitstellung von Ausrüstung sowie Material und die Erstellung von Studien.

iTrans (Innovative Transport Solutions) ist eine Gruppe von Experten, die sich mit dem Transportsektor und dessen Verbesserungspotenzial 
in Indien auseinandersetzt.

ABB. 10: Indien hat viele Küsten und ist deshalb sehr vulnerabel für die Folgen eines steigenden Meeresspiegels. 
Hier im Bild: Goa, Indiens kleinster--- Bundestaat, an der mittleren Westküste. (Eigene Aufnahme)
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Öffentlicher Nahverkehr als 
Mittel der Mitigation von 
Treibhausgasen

ABB. 1: Fahrten mit Straßenbahnen und anderen Teilen des öffentlichen Personennahmverkehrs werden oft als überteuert empfunden, 
haben aber eine deutlich bessere CO2-Bilanz als das Auto. Kann ein kostenloser ÖPNV unsere Klimasorgen lösen? Hier im Bild: Straßen-
bahn in Heidelberg. (Foto: wikimedia.org)

Kostenloser Nahverkehr. Endlich ohne 
überteuerte Tickets in Bus oder Straßen-
bahn einsteigen. Saubere Luft und stau-
freie Straßen in den Innenstädten. Das 

war wohl für viele der erste Gedanke als 
die Idee eines kostenlosen öffentlichen 
Personennahverkehrs (ÖPNV) im vergan-
genen Jahr angesichts drohender Stra-

fen wegen überschrittener Grenzwerte in 
Städten heiß diskutiert wurde. Doch wie 
realistisch ist das? Inwieweit würde es 
zur Verringerung der Treibhausgasemis-
sionen beitragen? Und welche anderen 
Wege gibt es zur benötigten Stärkung 

des ÖPNV?

Von Christoph Rieß, Physik

Mit dem sogenannten Paris-Agreement einigte sich die 
Weltgemeinschaft auf der Weltklimakonferenz 2015 
in Paris auf die Eindämmung der globalen Erwärmung 
auf unter 2°C. Zum Erreichen dieser Ziele sollen die 
Länder regelmäßige Pläne vorlegen, in denen sie ihre 
Emissionsreduzierung für die kommenden Jahre fest-
legen. So hat sich die deutsche Bundesregierung zu 
einer Verringerung der Treibhausgas-Emissionen um 
40% gegenüber dem Stand von 1990 bis 2020 ver-
pflichtet. Bis 2030 sollen es 55% und bis 2040 70% 
sein. Die EU will im Zeitraum bis 2020 die Emissionen 
um 20-30% gegenüber 1990 senken [Umweltbundes-
amt 2018]. 
 2014 lagen die Treibhausgasemissionen in 
Deutschland 27.7% unter denen von 1990, im Ver-
kehrsbereich lag die Minderung jedoch nur bei 2.6%.  
In der Zeit von 2010 bis 2016 sind die Emissionen 
CO2-Äquivalenten im gesamten Verkehr in Deutsch-
land sogar von 153 auf 166 Mio. t gestiegen.
 Zwar steigt die Effizienz der Fahrzeuge (d.h. der 
Verbrauch von Kraftstoff und somit auch die Emissio-
nen pro Strecke sinken), durch das erhöhte Nutzung 
steigen die Gesamtemissionen weltweit aber dennoch. 
2012 lag der Anteil des Verkehrs an den weltweiten 

Treibhausgas-Emissionen bei 14% [Deutsche Welle 
2014].
 Diese Zahlen zeigen eindrucksvoll, dass neben 
der Energiewende auch im Verkehrssektor ein Umden-
ken nötig ist, sollen die oben genannten Ziele nicht 
verfehlt werden.  Daten des Bundesumweltamtes zum 
Vergleich der durchschnittlichen Emissionen verschie-
dener Verkehrsmittel im Personenverkehr (siehe Abbil-
dung 1) zeigen, dass Treibhausgasemissionen bei der 
Nutzung eines PKWs mehr als doppelt so hoch sind 
wie beim öffentlichen Nahverkehr auf Schiene oder 
Straße. Im typischen Berufsverkehr mit nur einer Per-
son pro Auto sowie ständigem Anfahren und Bremsen 
dürfte der Unterschied noch weitaus größer sein. 
 In diesem Text wird nach einer kurzen Erläute-
rung verschiedener Emissionen die Chancen und Kos-
ten eines kostenlosen ÖPNV am Beispiel Tallins darge-
legt. Einwohner der estnischen Hauptstadt dürfen seit 
2013 ohne Kauf eines Tickets das Nahverkehrssystem 
nutzen. Die Erfahrungen werden anschließend auf 
eine Übertagbarkeit auf andere Städte geprüft, bevor 
der Blick am Ende auf das Rhein-Neckar-Gebiet geht.

FALLBEISPIELE

Die estnische Hauptstadt Tallinn ist das bekannteste 
und größte Beispiel einer Großstadt mit kostenlosem 
Nahverkehr. Seit der Einführung 2013 kann jeder der 
450.000 Einwohner Tallinns den öffentlichen Nahver-
kehr kostenlos nutzen. Nötig ist dazu nur eine kontakt-
los nutzbare Zahlkarte, die bei Fahrtantritt und Aus-
stieg validiert wird.
 Zuvor wurde kostenloser Nahverkehr meist nur 
temporär oder in kleineren Gemeinden getestet. So 
gibt es das Beispiel der deutschen Kleinstadt Temp-
lin, deren 17.000 Einwohner seit 1997 kostenlose den 
ÖPNV nutzen dürfen. Die Nutzung des ÖPNV ist dabei 
auf den 13-fache angestiegen. In größeren Städten 
wie Texas stieg die Nutzung während der einjährigen 
Testphase vor 30 Jahren um 75% [Hess 2017]. 

ERGEBNISSE AUS TALLINN

Als relevantestes Beispiel werden im Folgenden die Er-
fahrungen aus Tallinn bewertet. In Tabelle 1 sind die 
Ergebnisse der ersten vier Monate gelistet. In diesem 
Zeitraum erhöhten sich die Fahrgastzahlen nur um 
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1,2% (bereinigt um den Effekt von gleichzeitig durch-
geführten Infrastrukturmaßnahmen), während die 
Fahrtlänge um über 10% sank. Dies deutet darauf 
hin, dass viele zuvor unmotorisierte Wege nun mit Bus 
oder Bahn zurückgelegt wurden. Der Fahrgastanstieg 
blieb damit deutlich hinter den Erwartungen (erwartet 
werden je nach Stadt zwischen 20% und 60% [Hess 
2017]). 
 Die Daten wurden automatisiert erhoben und 
zählen alle Validierungen mit der obligatorischen Zahl-
karte. 
 Eine zweite Evaluierung nach etwa einem Jahr 
basiert auf Reisetagebüchern von 1500 Haushalten. 
Die Ergebnisse sind in Tabelle 2 zusammengefasst. 
Hier zeigt sich, dass der Anteil des ÖPNV am gesamten 
Verkehr um 24% zugenommen hat. Auch ist die Zahl 
der Fahrgäste in diesem Zeitraum um 14% gestiegen. 
Dagegen ist der Anteil der Fußgänger um 42% zurück-
gegangen. Da zudem gleichzeitig 31% mehr Strecke 
mit dem Auto zurückgelegt wurde, hat die absolute 
Menge der Autos in der Stadt sogar zugenommen. In 
Befragungen zeigte sich außerdem, dass das Nahver-
kehrssystem durch den Wegfall der Ticketpreise posi-
tiver gesehen wurde als zuvor.
 Beide Evaluationen sind aufgrund ihrer Daten-
erfassung mit Vorsicht zu genießen. Während die ers-
te nur „eingecheckte“ Fahrgäste zählt und die Anzahl 
der Fahrgäste damit potentiell unterschätzt, stellt sich 
bei der zweiten Evaluation die Frage der Repräsentati-
vität.
 Mittlerweile hat die estnische Regierung ange-
kündigt, das Projekt auf das ganze Land auszuweiten. 
Seit Juli 2018 sind Busse in 11 von 14 Regionen kos-
tenfrei.
 Zeitgleich zur Weltklimakonferenz in Kattowitz 
kündigte zudem Luxemburg an, ab 2020 den Nahver-
kehr im ganzen Land kostenfrei anzubieten um die 
Menge der Autos zu verringern. 

VERGLEICHBARKEIT

2012, vor der Einführung lag der Anteil der Ticketein-
nahmen an den Gesamtausgaben in Tallinn bei etwa 
33%, ein im europäischen Vergleich niedriger Wert. 
Der deutsche Nahverkehr lebt zu etwa 50% von Ti-
cketeinnahmen. Von den laufenden Betriebskosten 
werden in Deutschland im Schnitt sogar 70% direkt 
von Fahrgästen bezahlt, so Philipp Kosok vom Ver-
kehrsclub Deutschland. Ein kostenloser ÖPNV wäre im 
Großteil Europas also teurer als in Tallin.
 Da aber in Tallinn gleichzeitig bereits viele als 
besonders kosten-sensitiv geltenden Gruppen schon 
vor 2013 kostenlos fuhren, stellt sich auch hier die 
Frage der Übertragbarkeit der Ergebnisse. Neben Kin-
dern unter sieben Jahren waren dies zudem Senioren 
und Mütter mit Kindern. Dies könnte den Effekt des 
kostenlosen ÖPNV verringert haben. 
Zeitgleich mit der Einführung des kostenlosen ÖPNV 
wurde die Kapazität der Infrastruktur erhöht: 70 neue 
Busse und 15 neue Trams wurden angeschafft. Außer-
dem wurden priorisierte Busspuren ausgebaut. Dies 
macht eine Übertragbarkeit oder auch nur eine Inter-
pretation der Fahrgastzahlen sehr schwierig. Das zeigt 
sich auch an den unterschiedlichen Ergebnissen der 
beiden Evaluationen.
 Beobachter betonen zudem einen lukrativen 
Nebeneffekt: Da nur Einwohner der Stadt Tallinn um-
sonst fahren dürfen, registrierten sich viele Menschen 
in der Folge als Bürger Tallinns. Dadurch stieg das 
kommunale Steuereinkommen deutlich. Es wurde 
geschätzt, dass vor der Einführung des kostenlosen 
ÖPNV etwa 20.000-30.000 Einwohner nicht offiziell in 
der Stadt registriert waren und ihre Steuern in ande-
ren Kommunen zahlten. So sollte sich der kostenlose 
ÖPNV selbst finanzieren und die erwarteten Kosten 
von 12Mio € jährlich auf diesem Wege eintreiben. Zwi-
schen der Verkündung des kostenlosen ÖPNV im März 
2012 und Dezember 2015 registrierten sich 24.000 

ABB. 2: Für verschiedene Verkehrsmittel werden durchschnittliche Treibhausgasemissionen (in CO2-Äquivalenten) und andere Emissio-
nen für das Jahr 2017 in Gramm pro Personenkilometer angegeben. (Grafik: Bundesumweltamt 2018)

FEINSTAUB, STICKOXIDE UND KOHLENSTOFFDIOXID

In einem Brief an die EU-Kommission Anfang 2018 sprach die Bundesregierung von Plänen zur Einführung 
eines kostenlosen öffentlichen Nahverkehrs in mehreren Modellstädten. Eine dieser Städte war Mannheim. 
Diese Ideen entstanden unter Druck drohender Strafen wegen zahlreichen Überschreitens der geltenden 
Grenzwerte. Die Grenzwerte beziehen sich auf Feinstaub und Stickstoffoxide (auch NOX genannt), die untere 
anderem von Autos ausgestoßen werden und denen eine gesundheitsschädliche Wirkung zugeschrieben 
wird. Mit der globalen Erwärmung haben diese Stoffe jedoch nichts zu tun. 
 Autos emittieren allerdings auch CO2, welches ein bekanntes Treibhausgas ist und somit zur Klima-
erwärmung beiträgt. In der öffentlichen Debatte gehen diese klaren Unterschiede oft verloren.
 Da es hier jedoch um Maßnahmen zur Bekämpfung der Klimaerwärmung gehen soll, liegt der Fokus 
auf den CO2 Emissionen und weniger auf den anderen emittierten Spezies. Nichtsdestotrotz bleibt festzu-
halten, dass eine verstärkte Nutzung des ÖPNV neben geringeren CO2-Emissionen aus genannten Gründen 
auch aus gesundheitlicher Sicht wünschenswert ist. Höhere Lebensqualität durch sinkende Schadstoffbe-
lastung und erhöhte Verkehrssicherheit, sowie möglicherweise weniger Stau zu Stoßzeiten im Berufsverkehr 
lassen sich zudem als Argumente gegen den Individual- hin zu einem stärken öffentlichen Nahverkehrs-
system verwenden. Als letztes sei noch die soziale Komponente durch einen kostengünstigeren Zugang zur 
Mobilität genannt. 

TAB. 1: 4-Monats-Evaluierung. Ergebnisse der ersten vier Monate (Januar-April 2013) des kostenlosen ÖPNV in Tallinn. Die Zahlen stam-
men aus automatischen Passagierzählern. (Adaptiert von Hess, 2017)

TAB. 2: Jahres-Evaluation. Resultate stammen aus Befragungen. (Adaptiert von Hess, 2017)

Menschen neu in Tallinn, etwa 3-mal so viele wie üb-
lich. Besonders benachbarten Kommunen fehlen die-
se Steuereinkünfte nun. Das Finanzierungsmodell ist 
also weder wünschenswert noch direkt auf andere 
Städte übertragbar. 
 Kritisiert wird zudem die plötzliche und un-
durchdachte Durchsetzung eines kostenlosen ÖPNV. 

Dies macht eine objektive Beurteilung eines mög-
lichen Erfolgs schwierig, da zum einen Daten fehlen 
und zum anderen Ziele im Voraus nicht klar definiert 
wurden. Die populäre Maßnahme wurde von der Admi-
nistration der Stadt gut ein Jahr vor den lokalen Wah-
len umgesetzt und von vielen Leuten als ‚PR-Stunt‘ 
gesehen.  Sie wurde beschlossen, nachdem sich bei 

Öffentlicher Nahverkehr als Mittel der Mitigation von Treibhausgasen Christoph Rieß
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einer (nicht-bindenden) Bürgerbefragung der Großteil 
dafür ausgesprochen hatte. Es wurden weder Städte-
planer noch Verkehrsexperten konsultiert. Hier könnte 
einiges Potential auf der Strecke geblieben sein. 
Die Estin Mari Jüssi ist Expertin für nachhaltige Ent-
wicklung und beschäftigt sich seit Jahren mit den He-
rausforderungen von Transport und Verkehr in Städ-
ten. Jüssi sieht ein großes Problem in der schlechten 
Datenlage und der sich wiederholenden Zitation der 
ersten Jahre in Tallinn. Sie weist auf den Anstieg der 
registrierten Autos um 25% in nur fünf Jahren hin. 
Dieser Anstieg ist sehr unüblich und lässt sich auf ein 
starkes wirtschaftliches Wachstum zurückführen. 
 Den gleichzeitig gemessenen Rückgang des 
Autoverkehrs um 11% führt sie auf die Einführung von 
Busspuren an den entsprechenden Kreuzungen zu-
rück. Gleichzeitig sieht sie große Inkonsistenz in der 
Planung. So gibt es immer noch zahlreiche kostenlose 
Parkplätze in der Stadt. Dies lässt sich auf die abrupte 
Einführung des kostenlosen ÖPNV zurückführen. 
 Jüssi äußert zudem Zweifel an der von der 
Stadt verkündeten Selbstfinanzierung des Projekts, 
da viele neue Bürger Minderjähriger oder Studenten 
seien. 

DIE RHEIN-NECKAR-REGION

Stefan Prüfer vom Rhein-Neckar-Verkehr (RNV) zeigt 
sich erschreckt von der Idee eines kostenlosen ÖPNV. 
Hauptkritikpunkte für ihn sind die Finanzierung sowie 
zu befürchtende Engpässe zu Stoßzeiten. Die Ticket-

einnahmen allein im Bereich Mannheim belaufen sich 
auf 80 Millionen Euro im Jahr [Prüfer 2019]. Diese Lü-
cke müsste die Kommune schließen.  Einem Ausbau 
des Angebots steht er insgesamt jedoch offen gegen-
über. Hier sei auch vieles bereits im Gange. So wird die 
Straßenbahn-Flotte zum Teil durch größere Fahrzeuge 
ersetzt und zudem erweitert. Er hebt zudem die neue 
E-Bus-Linie 20 in Heidelberg hervor, auf der 2 Busse 
verkehren. Für die Zukunft gibt es Überlegungen in 
Heidelberg auf Wasserstoffantrieb zu setzen. Aber 
auch neue, klassische Busse mit Verbrennungsmotor 
seien deutlich sparsamer als die bestehende Flotte. 
 Grundsätzlich steigen die Preise jedes Jahr 
moderat bei einem leichten Zuwachs an Fahrgastzah-
len. Probleme gibt es bei der Gewinnung von Gelegen-
heitsnutzern. 
 Die bestehende (und momentan im Ausbau 
befindliche) Infrastruktur gibt nach Aussage Prüfers 
noch eine höhere Taktung her. Als besonders wichtig 
wird hier die Einführung eines 20-Minuten-Takts an 
Abenden und Wochenenden in Heidelberg gesehen.

EMPFEHLUNG

Die Erfahrungen aus Tallinn zeigen, dass ein Wegfall 
der Ticketpreise nur begrenzten Einfluss auf das Mobi-
litätsverhalten hat und als alleinige Maßnahme wie zu 
erwarten nicht ausreicht, um Mobilitätsgewohnheiten 
zu ändern. Aufgrund der äußeren Umstände eignet 
sich Tallinn jedoch nur bedingt als Anschauungsob-
jekt.

 Die Ankündigung eines kostenlosen ÖPNV in 
Luxemburg sieht Jüssi sehr kritisch, sind die Tickets 
doch bereits sehr günstig und die Preise sicherlich 
nicht beste Ansatzpunkt in einem wohlhabenden 
Land.  

ANGEBOTSAUSBAU

Neben dem Preis ist oft das Angebot der entscheiden-
de Punkt bei der Wahl des Verkehrsmittels. 
 Auch Philipp Kosok sieht vor allem ein Ange-
botsproblem. So sei der Unterhalt und die Nutzung ei-
nes Autos schon heute deutlich teurer als die Nutzung 
der öffentlichen Verkehrsmittel. Dennoch wünscht 
auch er sich ein bezahlbares Sozialticket. Kostenlo-
sem Nahverkehr steht er kritisch gegenüber. So wür-
de man den ÖPNV auf eine Stufe mit Radfahrern und 
Fußgängern stellen, die für die Umwelt noch weniger 
Kosten verursachen. 
 Kosok weist außerdem darauf hin, dass mo-
mentan oft gar keine Kapazitäten für einen Ange-
botsausbau vorhanden sind. Zuerst müsste in die In-
frastruktur investiert werden. Dies wird hauptsächlich 
aus Steuermitteln gezahlt. Er wünscht sich in diesem 
Bereich ein Umdenken beim Bund, der gerade bei Die-
sel und Kerosin auf mehrere Milliarden an Steuerein-
nahmen verzichtet, die hier sinnvoll eingesetzt werden 
können. Er weist auch auf alternative Finanzierungs-
modelle wie einen ÖV-Beitrag hin, der ähnlich wie die 
Grundsteuer kommunal erhoben werden soll. 
 Als positives Beispiel sei Wien genannt, wo 
seit der Jahrtausendwende dem ÖPNV Priorität einge-
räumt wird. Ein massiver Ausbau des U-Bahnnetzes, 
neue Straßenbahnen und damit ein klar verbessertes 
Angebot waren die Folge. Im Anschluss wurden dann 
die Preise gesenkt. So gibt es in der schnell wachsen-
den Stadt seit Jahren eine Stagnation in der Anzahl 
der Autos [Zeit Online 2018, Kosok 2018]. 

NEGATIVE ANREIZE

Neben positiven Anreizen für den Umstieg auf den 
ÖPNV wie die Angebotsverbesserung sind natürlich 
auch negative Anreize gegenüber dem Individualver-
kehr denkbar. So empfiehlt Stefan Prüfer vom RNV 
Barrieren für den Individualverkehr. Dies könnte bei-
spielsweise die Verknappung von Parkplätzen sein. Im 
Neuenheimer Feld in Heidelberg wurde so durch die 
Einnahmen aus den Parkplätzen ein Jobticket finan-
ziert, das zu starken Zuwachs auf der Strecke geführt 
habe. Neben teureren Parkplätzen gibt es weitere ne-

gative Anreize wie eigene Busspuren, um den ÖPNV 
schneller und gleichzeitig deutlich zuverlässiger zu 
machen. Auch ein größerer Einfluss des ÖPNV auf Am-
pelschaltungen kann hilfreich sein. 
 Wichtig bei der Umsetzung ist, dass diese 
Maßnahmen und die damit verbundenen – für den 
Autofahrer- negativen Folgen zeitgleich oder zeitnah 
zu deutlichen Verbesserungen im ÖPNV (Angebots-
ausbau oder Preissenkung) umgesetzt werden und 
aufeinander abgestimmt sind. 

PREISSENKUNGEN

Statt komplett kostenlosem Nahverkehr wäre auch 
ein flexibleres System denkbar. Mari Jüssi schlägt 30 
kostenlose Fahrten pro Jahr vor, um die Schwelle zum 
Umstieg vom Auto zum ÖPNV zu verringern. Auch ein 
kostenloser ÖPNV für bestimmte Gruppen hält sie 
weiterhin für denkbar. Auch für neu Zugezogene wür-
de sich für einen Übergangszeitraum ein kostenloser 
ÖPNV anbieten. In dieser Zeit könnte sich der neue 
Bürger mit dem Nahverkehrssystem vertraut machen 
und gute Erfahrungen sammeln, die die Schwelle zum 
ÖPNV merklich senken sollten.

GANZHEITLICHER NAHVERKEHR

Zusätzlich sollte der Nahverkehr ganzheitlich betrach-
tet werden. So sollten Maßnahmen zum ÖPNV einher-
gehen mit einem guten Radverkehrssytem. Alle Ange-
bote wie Carsharing, bikesharing und eben der ÖPNV 
sollten gut vernetzt und nutzerfreundlich sein. Mit den 
VRN next bikes ist hier in der Region ein Anfang getan. 
Die Nutzerfreundlichkeit gilt nicht zuletzt auch für das 
Ticketsystem und die Preise selbst. Oft ist es sehr um-
ständlich und teuer, in einen benachbarten Verkehrs-
verbund zu fahren. Doch auch innerhalb eines Verbun-
des sind die Preise oft nur schwer nachzuvollziehen. 
Als zu teuer werden oft Einzelpreise empfunden. Hier 
wurde in Mannheim das sogenannte Green City Ticket 
eingeführt, in dessen Rahmen die Einzelfahrt statt 
2,60€ nur noch 1,80€ kostet [Prüfer 2019]. Ob dies 
zu mehr Nachfrage führt, ist noch nicht klar. 
 Auch die Digitalisierung bietet hier Chancen. 
So lässt sich beispielsweise mittlerweile per Handy 
ein elektronisches Ticket im RNV kaufen, bei dem der 
Preis nach Luftlinienentfernung berechnet wird. Dies 
ist eine einfach und oft deutlich preisgünstigere Alter-
native. Wie viele – gerade ältere- Gelegenheitsfahrer 
man damit überzeugt, bleibt jedoch fraglich. 

ABB. 3: Die estnische Hauptstadt Tallinn. Seit 2013 können Einwohner Tallinns den ÖPNV kostenfrei nutzen. (Foto: pixabay.com)
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E-MOBILITÄT

Um den ÖPNV möglichst klimafreundlich zu gestalten, 
sollte natürlich auch hier dauerhaft auf E-Mobilität 
gesetzt werden. In den Niederlanden gibt es bereits 
heute einige Gemeinden, die nur noch E-Busse be-
schaffen. Eindhoven hat seinen Bestand mittlerweile 
komplett umgestellt. In Deutschland haben Hamburg 
und Berlin angekündigt, ab 2020/2021 nur noch 
E-Busse anzuschaffen. Durch die höheren Stückzah-
len wird erwartet, dass die (noch sehr hohen) Preise 
deutlich fallen.
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Verständlich 
schreiben - das 

A und O im 
Journalismus

Redakteur Denis 
Schnur von der 

Rhein-Neckar-Zei-
tung (RNZ) war zu 
Gast im Seminar, 

um den Studieren-
den zu erklären, 

wie man verständ-
lich schreibt. Er hat 

dazu eingeladen, 
einen Bericht über 
die COP24 zu ver-

fassen, welcher 
dann in der RNZ 

abgedruckt wurde. 
Carolina Nelson 

berichtet hier von 
ihren Eindrücken:
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Haus bauen
statt Hausarbeiten

In den Semesterferien absolvierten Anna Lockenvitz und Julika Winterstein einen Freiwilligendienst in Nepal

Von Denis Schnur

Während ihre Kommilitonen die Ferien in
Bibliothek, Ferienjob oder am Strand ver-
bracht haben, schufteten Anna Lockenvitz
(22) und Julika Winterstein (21) in Nepal.
Über den Verein „Heidelberg Sustainable
Development Abroad“ (HeiSDA, „Nach-
haltige Entwicklung im Ausland“) haben
sie von August bis Oktober in einem Dorf
geholfen, ein Haus für die lokale Frauen-
initiative zu errichten. Im RNZ-Interview
berichten die Ethnologie-Studentinnen,
warum sie das wichtig finden.

> Wie kommt man auf die Idee, die kom-
pletten Ferien in Nepal zu arbeiten?

Winterstein: Ich reise gerne und lerne Län-
der am liebsten aus der Sicht der Menschen
kennen, die dort leben. Ich habe auch schon
einen Freiwilligendienst über ein Jahr in
Bolivien gemacht. Das empfand ich als sehr
bereicherndundwollte ichwiedertun.
Lockenvitz: Bei mir war das ähnlich. Dar-
an, dass die Ferien komplett draufgehen,
hatte ich nicht gedacht. Mein Eindruck war
eher: Ich habe zwei Monate, um Land und
Leute kennenzulernen und was Gutes zu
tun. Außerdem konnte ich meine Erfah-
rungenfüreineHausarbeitnutzen– ichhab
also auch was für die Uni gemacht.

> Was genau haben Sie in Nepal gemacht?

Lockenvitz: Nach einer Woche Vorberei-
tungskurs in Kathmandu – inklusive
Sprachkurs – ging es in ein kleines Dorf im
Osten Nepals. Dort haben wir beim Bau
eines Hauses für die lokale Fraueninitiative
geholfen. Zu Beginn haben wir den Boden
geebnet,amEndestanddasHaus.

> SiehabeninfünfWochendasganzeHaus
errichtet?

Lockenvitz: Ja, das war schon sehr beein-
druckend.

> Wie sah ein typischer Tag aus?
Lockenvitz: Wir sind um 7 Uhr aufgestan-
den, dann gab es einen Snack aus heißem
Wasser, Tee und Keksen. Dann hatten wir
1,5 Stunden für uns, in denen wir gewa-

schen,gelesenodermitdenKindernimDorf
gespielt haben. Bevor wir um 9.30 Uhr zur
Baustelle gegangen sind, gab es richtiges
Frühstück.AmHauswarennebenunssechs
Freiwilligen von HeiSDA immer ein ge-
lernter Handwerker und drei bis 15 Dorf-
bewohner am arbeiten. Dort waren wir im-
mer bis etwa 16.30 Uhr. Um 14 Uhr gab es
beieinerderFamilien imDorfMittagessen.

> Wie verbringt man den Feierabend in
Nepal?

Winterstein: Oft mit Mais schälen (lacht).
Aber wir haben auch Nachbarn besucht,
beim Kochen geholfen. Wir Volunteers ha-
ben viel Musik gemacht, mit den Jugend-
lichen getanzt und gespielt.

> Jungen Freiwilligen wird oft vorgewor-
fen, sie machen das hauptsächlich für ihr
eigenes Gewissen und schöne Fotos.

Winterstein: Damit habe ich mich auch
lange beschäftigt. Zumal unser Aufenthalt
sehr kurz war. Jedoch finde ich den Grund-
gedanken von HeiSDA sehr gut, dass nach-
haltige Projekte auf Augenhöhe umgesetzt
werden. Dabei kommt der Projektvor-
schlag immer aus der Gemeinde. Da kom-
me ich nicht als Europäerin hin und sage:
Wir bauen Euch jetzt ein Haus. Im Nach-
hinein war das eine sehr bereichernde Er-
fahrung. Das war ein kultureller Austausch
in sehr kurzer Zeit. Ich habe viel mitge-

nommen,aberdieLeutevorOrtauch.
Lockenvitz: Es war toll, weil wir alle ein ge-
meinsamesZielhatten.Wirhabenzuvorper
Fundraising jeweils etwa 1000 Euro einge-
worben und in das Projekt eingebracht, die
Frauen der Initiative haben selbst auch ge-
sammelt. Jeder hat Geld und Zeit investiert,
am Ende war das Haus fertig. Das war ein-
facheinsuperschönesErlebnis.

> Wie haben die Einheimischen Sie auf-
genommen?

Winterstein: Genau wie wir waren die ein-
fach total glücklich, dass wir da waren.
Gleich am ersten Tag war die Grundstein-
legung für das Haus und da wurden wir
bei der Zeremonie mit Blumenketten und

dem typischen Segenszeichen begrüßt.
Lockenvitz: Die Gastfreundschaft und Of-
fenheit der Nepalesen hat mich sehr be-
eindruckt. Egal, wie wenig sie aus unserer
Sicht vielleicht hatten – jeder war im Dorf
überall zu Hause. Und das galt auch für
uns. Mit einigen Freunden aus dem Dorf
schreibe ich immer noch über Facebook,
kürzlich habe ich auch mit der Gastfami-
lie, bei der wir gewohnt haben, geskypet.

Fi Info: Die Initiative HeiSDA sucht wie-
der nach Freiwilligen für einen Hilfs-
dienst im Ausland. Interessierte sind am
Montag, 17. Dezember, um 20 Uhr zum
Infoabend in den Campus Bergheim,
Bergheimer Straße 58, eingeladen.

Julika Winterstein (vorne in blau) und Anna Lockenvitz (hinten, 3. v.r.) zusammen mit den an-
deren Volunteers und der Fraueninitiative vor dem fertigen Haus. Foto: privat

Julika Winterstein und Anna Lockenvitz (v.l.)
verbrachten ihre Ferien in Nepal. Foto: Rothe

Pro Semester werden fünf Euro mehr fällig
Studierendenwerk erhöht die Gebühren – Damit sollen die höheren Kosten gedeckt werden

dns. Studieren wird in Heidelberg noch
teurer: Ab dem Wintersemester 2019/20
steigt der Beitrag, den jeder Student an das
Studierendenwerk zahlen muss, auf 54
Euro pro Semester. Bislang waren es 49
Euro. Mit jeder Rückmeldung an der Uni
werden dann insgesamt fast 160 Euro fäl-
lig (s. Hintergrund links). Wer sich zudem
das Semesterticket kauft, muss 330 Euro
zahlen.

Die Erhöhung ist laut der neuen Ge-
schäftsführerin des Studierendenwerkes,
Tanja Modrow, notwendig, weil die Kosten
stark gestiegen sind. Mehrere Bereiche des
Werkes hätten nicht kostendeckend ge-
arbeitet. Vor allem die Ausgaben für die
Mitarbeiter seien „signifikant nach oben
gegangen“, so Modrow. Das liege auch dar-
an, dass studentische Mitarbeiter seit April

nach dem Tarifvertrag bezahlt werden.
„Dadurch sind die Kosten exorbitant ge-
stiegen“, so die Geschäftsführerin, die nach
einem Gespräch mit Studierenden betont:
„Ich glaube, dass das natürlich jedem Stu-
denten weh tut, aber dass sie es nachvoll-
ziehen können.“

In diese Richtung geht auch eine Stel-
lungnahme der Referate-Konferenz der
Studierendenschaft der Uni. „Die Ände-
rung des StuWe-Beitrags führt zu einer Er-
höhung der – ohnehin schon großen – Be-
lastung der Studierenden“, heißt es darin.
Jedoch sei dies die erste Erhöhung seit 2015
– und die liege damit nur knapp über dem
Preisanstieg der letzten Jahre. „Wir haben
aber klar kommuniziert, dass langfristig
keine weiteren Anstiege der Beiträge über
dieInflationhinausakzeptabelsind“,sodie

Studenten. „Unabhängig davon erwarten
wir weiterhin, dass das StuWe die Beiträge
effektiv und unter Mitwirkung der Stu-
dierenden für deren Belange einsetzt.“ Als
Beispiel nennen sie das W-Lan in Wohn-
heimen, wo Handlungsbedarf bestehe.

Aber auch die Studenten sehen keine
Alternative zur Gebührenerhöhung. Strei-
chungen am Angebot des Studierenden-
werkes oder deutliche Preissteigerungen
wollen sie unbedingt vermeiden. „Eine
wirkliche Alternative wäre, dass das Land
endlich mehr Geld für seine Studierenden
in die Hand nimmt und auch die Zuschüsse
für die Studierendenwerke angemessen er-
höht“, fordern sie stattdessen. „Ebenso
könnte das Land seine Studierenden durch
Wiederabschaffung der Verwaltungskos-
tenbeiträge entlasten.“

H I N T E R G R U N D

> Die Semestergebühren betragen an
der Universität aktuell 152,30 Euro.
Dieser Betrag setzt sich aus mehreren
Einzelposten zusammen:
70 Euro zahlen Studenten pro Halb-
jahr als Verwaltungskostenbeitrag an
das Land Baden-Württemberg.
49 Euro werden derzeit als Sozialbei-
trag für das Studierendenwerk fällig.
Ab dem Winter 2019 sind es 54 Euro.
25,80 Euro muss jeder Student als So-
ckelbeitrag für das VRN-Semesterti-
cket bezahlen. Damit wird die Abend-
und Wochenendregelung finanziert.
7,50 Euro gehen an die Verfasste Stu-
dierendenschaft, die gewählte Vertre-
tung der Studenten.
2,40 Euro für die Nutzung der Leihrä-
der von VRN-Nextbike kommen ab
Sommer 2019 hinzu (ab Wintersemes-
ter 2019/20: 2,45 Euro). Damit dürfen
Studenten die Räder immer eine halbe
Stunde lang kostenlos nutzen. dns

C A M P U S I N K Ü R Z E

Juristische Weihnachtsvorlesung
Die alljährliche Weihnachtsvorlesung
mit Prof. Paul Kirchhof wird am Don-
nerstag, 13. Dezember, um 18 Uhr in
der neuen Aula stattfinden. Der ehe-
malige Bundesverfassungsrichter und
Professor der Universität Heidelberg
wird auf Einladung der Europäischen
Jura-Studenten-Vereinigung Heidel-
berg (ELSA) zum Thema „Freiheit und
Feste“ sprechen.

Adventsbrunch im Marstall
Der Adventsbrunch in der Zeughaus-
Mensa im Marstall findet am dritten
Advent, also am Sonntag, 16. Dezem-
ber, statt. Das leckere Buffet ist – wie
üblich – von 10 Uhr bis 14 Uhr geöff-
net. Neben den Leckereien wie Rühr-
ei, Müsli, Früchten, Käse-, Fisch- und
Wurstplatten sowie Brotvariationen
gibt es dieses Mal ein paar ganz be-
sondere Highlights: Zur Einstimmung
auf die Festtage können sich die Gäs-
te auf einen Glühweinbraten mit Nu-
deln und Gemüse freuen. Für Vege-
tarier und Veganer hat das Küchen-
team des Studierendenwerks ein ve-
ganes Kichererbsen-Curry kreiert. Als
Nachtisch gibt es neben den üblichen
süßen Frühstücksvariationen auch
einen veganen Apfelstrudel mit ve-
ganer Vanillesoße.

Exzellente Dissertationen gesucht
Der CDU-Bundestagsabgeordnete
Karl A. Lamers ruft zur Teilnahme am
Deutschen Studienpreis auf. Unter
Schirmherrschaft des Bundestags-
präsidenten Wolfgang Schäuble ver-
leiht die Körber-Stiftung den Deut-
schen Studienpreis an Promovierte al-
ler Fachrichtungen, die im Jahr 2018
eine exzellente Dissertation von be-
sonderer gesellschaftlicher Bedeu-
tung vorgelegt haben. Mit drei Spit-
zenpreisen von je 25 000 Euro zählt er
zu den höchstdotierten deutschen
Nachwuchspreisen. Interessierte
können sich bis zum 1. März 2019 be-
werben. Weitere Informationen und
die Teilnahmebedingungen gibt es im
Internet unter www.studienpreis.de.

Es geht um die Zukunft der Menschheit
Wie lässt sich die Erderwärmung bremsen? Darüber verhandelt die Welt gerade in Polen – Eine Heidelberger Studentin war mit dabei

Es geht um nicht weniger als die Zukunft
der Menschheit. Im polnischen Katowice
verhandelt seit 3. und noch bis zum 14. De-
zember die Weltgemeinschaft darüber, wie
sie ihre Klimaziele noch erreichen kann. An
den ersten Tagen war auch eine zehnköpfi-
ge Delegation Heidelberger Studentinnen
und Studenten dabei. Eine von ihnen – Ca-
rolina Nelson – hat ihre Erfahrungen für die
RNZaufgeschrieben:

Es herrscht eine geschäftige, aber
konzentrierte Stimmung, als ich
durch die einen Spaltbreit offene

schwere Holztür in den Meeting Room im
Konferenzbereich B husche. Unauffällig
versuche ich, mich auf einen freigeworde-
nen Platz zu setzen. Der Raum ist relativ
klein für die circa 200 Leute, manche sitzen
auf dem Boden. Alle Delegierten haben ein
Tischmikrofon vor sich und ein Schild mit
dem Namen ihres Staates. Das Klicken eif-
rig bedienter Laptoptastaturen füllt den
Raum mit einem monotonen Pegel an Hin-
tergrundgeräuschen.

Ich spähe auf die Namensschilder, die
jeder, der an der UN-Klimakonferenz teil-
nimmt, um den Hals trägt. Die Farbe gibt
an, welchen Status man hat – und an wel-
chen Verhandlungen man teilnehmen darf.
Gelb bedeutet Beobachter, so eins trage ich.
Fast alle um mich herum haben pinke
Schildchen, sie sind Delegierte. Derweil
läuft die Verhandlung, es geht um Wort-
klaubereien. China schlägt vor, einen Arti-
kel in zwei Artikel aufzuteilen, was bei
einem anderen Staat für Irritation sorgt.
Die EU, die als Gemeinschaft verhandelt,
trägt einen längeren Monolog vor. Es fällt
schwer, der Verhandlung zu folgen, zu viele
Abkürzungen,zuvieleParagrafen.

Es ist mein erster Tag hier in Katowice
auf der Conference of the Parties (COP), der
sogenannten Weltklimakonferenz. Hier
versuchen 197 Staaten, sich zu einigen, wie
das 2015 in Paris gesteckte Ziel – die Be-
grenzung der globalen Erwärmung auf
unter zwei Grad – noch erreicht werden
kann.Diesgeschieht invielenkleinerenund
größeren Sitzungen. Gerade sitze ich in

einer Ad-hoc-Arbeitsgruppe zu „Adaption
Communication“.Artikel7,Paragraf10des
Pariser Abkommens: Jedes Land verpflich-
tet sich, regelmäßig über Anpassungsvor-
habenzu berichten.Darüber,wiegenaudas
passierensoll,gibtesDifferenzen.

Parallel zu den zweiwöchigen Ver-
handlungen findet ein vielfältiges Neben-
programm statt. Die Veranstaltungen dort
leben von Beiträgen von Verbänden,
Nichtregierungsorganisationen (NGOs)
und Lobbygruppen. Auch Gruppen wie
unsere Delegation zieht es zur Konferenz.
Das Heidelberg Center for the Environ-
ment bietet die Exkursion im Rahmen eines
Uniseminars an. Auf der COP forschen wir
zu einer selbst gewählten Maßnahme zur
Reduzierung des CO2-Ausstoßes. Ich re-
cherchiere mit einem Kommilitonen zu
CO2-Bepreisungssystemen. Da Deutsch-
land zum Kohleausstieg noch nicht bereit
scheint, braucht es starke Maßnahmen, um
seine Klimaziele nicht kolossal zu verfeh-
len. Eine CO2-Steuer ist dabei keine neue

Idee:„FastjedesNachbarlandhateineCO2-
Steuer, nur wir stellen uns an, als wäre es
des Teufels“, sagt Lisa Katharina Schmid
vom Ecologic Institut, die auch das Bun-
desumweltministeriumberät.

Ich lasse mir die Interviews nochmal
durchdenKopfgehenundschlenderedurch
Bereich E. In abwechselnd überheizten und
unterkühlten Zelten präsentiert sich (fast)
jedes Land mit einem Pavillon. Während
Polen die Vorteile von Holzbautechnik
preist und China auf Nukleartechnik setzt,
referieren die Golfstaaten über Öl- und
Gastechnologie. Im Gegensatz dazu macht
Indonesien auf die akute Bedrohung durch
den Klimawandel aufmerksam. Zu den be-
sonders bedrohten Staaten zählt auch Ban-
gladesch,dasHeimatlandvonDr.Saleemul
Huq. Der Wissenschaftler ist auf bisher je-
der COP gewesen. Er tritt für die Interessen
der am wenigsten entwickelten Ländern
ein, auch wenn die Lage schwierig ist: „Ich
bin immer optimistisch. Sonst würde ich
nicht jedesMalwiederkommen“,sagtHuq.

Die letzte Veranstaltung, die ich besu-
che, ist eine informelle Verhandlung. Es
geht um die Verteilung von Einnahmen aus
dem Emissionshandel. Ich bin jetzt besser
vorbereitet, habe das Pariser Abkommen
ausgedruckt vor mir, den Laptop aufge-
klapptundtippefleißigmit. Ichnotiere,wie
große Player taktieren und kleine Insel-
staaten um Beachtung kämpfen. Die zwei-
einhalbTageaufderKonferenzsindschnell
vergangenen. Erlebt habe ich die COP nicht
nur als Verhandlungsort, sondern als Ver-
netzungsplattform, wo sich allerlei span-
nende Menschen und Ideen tummeln. Aus
den verschiedenen Gesprächen nehme ich
viel Inspiration mit. Besonders beeindruckt
hat mich der Beitrag der 15-jährigen
Schwedin Greta Thunberg, die mit ihrem
Schulstreik für das Klima durch die Me-
dien ging. Das mutige Mädchen glänzte
durch Entschlossenheit und messerscharfe
Analysen. Recht hat sie, als sie für diesen
Weltklimagipfel fordert: „Etwas Großes
musspassieren.“

Zehn Studierende der Uni Heidelberg haben die Klimakonferenz aus nächster Nähe ge-
sehen. Hier sieht man die Hälfte der Delegation – mit Carolina Nelson in der Mitte.

Carolina Nelson (r.) mit dem pakistanischen Wis-
senschaftler Dr. Saleemul Huq. Fotos: privat

Mensen bei veganem
Angebot weit vorne

RNZ. Die Mensen des Studierendenwerks
Heidelberg haben schon wieder drei Ster-
ne: Die Tierrechtsorganisation Peta zeich-
net die vegan-freundlichsten Mensen im
Land aus. Gelobt wurde das abwechs-
lungsreiche und leckere Angebot an ve-
ganem Essen, das von Snacks, Salatbuf-
fets, Warmmahlzeiten bis hin zu Smoo-
thies, Kaffeespezialitäten und Desserts
reicht. Bereits jetzt seien 41 Prozent der
in den Mensen genutzten Produkte vegan.
Auch wurde der Einsatz des Studieren-
denwerks für die Information und Kom-
munikation zu veganem Essen gelobt. Da-
zu würde tierfreundliche Ernährung nicht
nur bei regelmäßigen Aktionswochen the-
matisiert, sondern auch darüber hinaus.
Auf diesem Wege werde es, so Peta, nicht-
veganen Menschen einfach gemacht, sich
der veganen Ernährung anzunähern.




